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4 | Die Verbraucherzentrale Berlin e. V.

DIE VERBRAUCHERZENTRALE BERLIN E. V.
Guter Rat ist unabhängig

	 Für Fragen und Probleme der Verbraucher*innen  
sind wir die erste Anlaufstelle in der Stadt. Wir beraten 
zu den vielfältigen Themen des privaten Konsums, wir 
bieten konstruktive Lösungswege bei Problemen mit 
Anbietern und unterstützen bei unübersichtlichen An-
geboten.

Über unsere Vorträge und Veranstaltungen geben wir 
den Durchblick zu aktuellen Problemstellungen wie ge-
sunder Ernährung oder Möglichkeiten der Energieein-
sparung, ebenso wie zu komplexen Themen wie Baufi-
nanzierung oder Urheberrecht.

Unsere Beratungsangebote können Verbraucher*innen
auf einfachem Wege in Anspruch nehmen: persönlich, 
telefonisch oder per E-Mail. Viele Angebote, abhängig 
vom Thema der Beratung, sind kostengünstig, manche 
auch kostenfrei. Die Beratungen sind anbieterunabhän-
gig, dies ist ein wichtiges Qualitätsmerkmal unserer Ar-
beit und unterscheidet uns von anderen Angeboten.

Die Verbraucherzentrale Berlin ist gemeinnützig und 
überwiegend öffentlich finanziert. Wir sind parteipoli-
tisch neutral und vertreten die Interessen der Berliner 
Verbraucher*innen gegenüber Wirtschaft und Politik – 

auf landespolitischer Ebene und in den Bezirken. Wir 
informieren Medien und Öffentlichkeit über wichtige 
und aktuelle Verbraucherthemen. 

Die Verbraucherzentrale Berlin ist mit vielen Einrich-
tungen der Stadt Berlin vernetzt und kooperiert seit  
vielen Jahren erfolgreich mit Schulen und Organisa-
tionen in der Jugend- und Erwachsenenbildung. Wir 
decken eine große Bandbreite an Themen ab, um Ver-
braucherbildung nachhaltig und leicht verständlich zu 
vermitteln. 

Durch die Kooperation mit Bildungsträgern und Mi
grantenorganisationen erreichen wir auch diejenigen 
Verbraucher*innen, die sich im deutschen Rechtssys-
tem nicht sicher bewegen können. Wir helfen ihnen, 
ihre Rechte als Verbraucher wahrzunehmen. Zusam-
men mit anderen Verbraucherzentralen beteiligen wir 
uns an vielen Projekten, zum Beispiel zu den Themen 
Pflege, Ernährung und Energie. Das ermöglicht der Ver-
braucherzentrale Berlin, auf aktuelle Problemlagen zu 
reagieren, Märkte intensiv zu durchleuchten und ver-
tiefte Fachexpertise aufzubauen.
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	 Das Jahr 2019 endete für die Verbraucherzentrale 
mit dem Ausblick auf eine große Veränderung. Nach ei-
ner langen und kräftezehrenden Objektsuche fiel auf-
grund der sanierungsbedingten Kündigung des alten 
Mietvertrages die Entscheidung, den Standort der Be-
ratungsstelle vom Bahnhof Zoologischer Garten in die 
Ordensmeisterstraße in Tempelhof zu verlegen. Ein Um-
zug in ein Stadtquartier außerhalb des S-Bahn-Ringes 
fiel uns sehr schwer. Bezahlbare Büroräume innerhalb 
des Ringes zu finden, stellte sich leider als unlösbare 
Aufgabe heraus. Wir freuen uns, den Umzug dennoch 
gut gemeistert zu haben und konnten feststellen, dass 
die ratsuchenden Verbraucher*innen uns weiterhin die 
Treue halten. Besonders dankbar sind wir für die Unter-
stützung aus der Politik, welche wir erfahren haben. Sie 
führte dazu, dass unsere zusätzlichen Kosten im Haus-
halt berücksichtigt wurden.

Mit gleich zwei neuen Projekten konnte die Ver-
braucherzentrale im Jahr 2019 den Weg für die 
Verbraucher*innen zu den Beratungsangeboten ver-
kürzen. „Verbraucher stärken im Quartier“ unterstützt 
die Menschen direkt vor Ort im sozialen Brennpunkt 
Moabit-Ost. Die Mitarbeiter*innen stehen hier vor al-
lem Kindern, Jugendlichen, Transferleistungsempfäng
er*innen, Geflüchteten, Senior*innen sowie Menschen 
mit fehlenden deutschen Sprachkenntnissen zur Seite. 
Das Projekt „ZuHaus in Berlin“ wiederum richtet sich 
an Hauseigentümer*innen. In zwölf Berliner Pilotquar-
tieren ermöglicht es dieser Zielgruppe, eine kostenfreie 
Energieberatung im eigenen Zuhause in Anspruch zu 
nehmen. Gefördert wird es von der Senatsverwaltung 
für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz, mit der wir durch 
dieses Projekt erstmals zusammenarbeiten dürfen.

Verbraucherschutzsenator Dr. Dirk Behrendt übernahm 
die Schirmherrschaft des neu gegründeten Fachfo-
rums Energiearmut. Es wird in diesem Jahr seine er-
folgreich begonnene Arbeit weiterführen. Zahlreiche 
Strom- und Gassperren konnten auch in 2019 von den 
Mitarbeiter*innen der Energieschuldenberatung ver-
hindert werden.

In 2019 konnten wir auch schon die Weichen stellen 
für ein neues Pflegeprojekt, welches das Beratungs-
angebot der Verbraucherzentrale sehr bereichern 
wird. Die Pflegerechtsberatung wird die Position der 
Verbraucher*innen im Pflegemarkt gewiss weiter stär-
ken. 

Unsere Kernaufgabe, die Verbraucherrechtsberatung, 
war gefragter denn je und unsere Reiserechtsberatung 
immer ausgebucht. Die Insolvenzen der Fluggesell-
schaft Germania und der Thomas Cook Deutschland 
GmbH führten zu erheblichem Beratungsbedarf bei  
den Verbraucher*innen.

Unser Dank gilt allen Zuwendungsgebern, Mitglie-
dern und Kooperationspartnern für die Ermöglichung 
und Unterstützung unserer Arbeit sowie den Verbrau
cher*innen für das große Vertrauen, welches sie uns 
entgegenbringen.

Reiner Wild� Dörte Elß
Vorsitzender des Verwaltungsrates� Vorstand

VORWORT



Das Jahr begann traditionell  
mit dem Gemeinschaftsstand der 

Verbraucherzentralen auf der  
Internationalen Grünen Woche.

| Das Jahr 2019 auf einen Blick6

Senatorin Elke Breitenbach infor-
mierte sich bei einem Besuch der 

Beratungsstelle am Bahnhof Zoo im 
März vor Ort über die aktuellen  

Themen des Verbraucherschutzes.

Mit einer erkenntnisreichen Podi-
umsdiskussion um Staatssekretär 
Stefan Tidow und Stadtrat Oliver 
Schruoffeneger im April feierte das 
Klimaschutzprojekt „ZuHaus in Ber-
lin“ Eröffnung im ersten Pilotquartier 
des Projektbezirks Charlottenburg-
Wilmersdorf.

Staatssekretärin Rita Hagl-Kehl, 
Staatssekretär  Marco Wanderwitz 
und Bezirksbürgermeister Stephan 
von Dassel waren im Oktober ge-
meinsam mit Klaus Müller Gast in 
der Verbraucherzentrale, um das 
Projekt „Verbraucher stärken im 
Quartier“ im Rahmen einer Presse-
konferenz vorzustellen.

Rund um das Thema Handwer-
kernotdienste informierten die 
Mitarbeiter*innen mit einem Aktions-
stand am Wittenbergplatz anlässlich 
des Weltverbrauchertages.

Januar
Internationale Grüne Woche

Februar
Besuch der Senatorin  
Elke Breitenbach

März
Weltverbrauchertag

April
Auftakt 

ZuHaus in Berlin

Oktober
Pressekonferenz

 zum Projektstart



Im Mai begrüßten Senator Dr. Dirk 
Behrendt und Dörte Elß zahlreiche 
Journalist*innen zur Pressekonferenz 
in der Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskri-
minierung, um das erste Jahr der 
Energieschuldenberatung Revue 
passieren zu lassen.

Das Projekt „Berlin is(s)t  
klimafreundlich“ startete im August, 

um die Berliner*innen für den Zu-
sammenhang von Klimaschutz und 

Ernährung zu sensibilisieren.

Im November war das Labyrinth Kin-
dermuseum Schauplatz des  

4. Familientages der Verbraucher-
zentrale Berlin. Kleine und große 

Verbraucher*innen kosteten und tas-
teten sich durch den Sinnesparcours 

oder erzeugten ausdauernd Strom 
auf dem Energiefahrrad.

Das Jahr 2019 auf einen Blick | 7

Die Entscheidung für den Umzug der 
Verbraucherzentrale nach Tempelhof 
wurde mit der Unterschrift unter den 
neuen Mietvertrag besiegelt.

Beim Besuch von Staatssekretärin 
Rita Hagl-Kehl im April standen so-

wohl der Austausch über die Bun-
desprojekte der Verbraucherzentrale 

als auch die Aktivitäten zum ziel-
gruppenorientierten Verbraucher-

schutz im Themenfokus.

April
Besuch der Staatssekretärin  
Rita Hagl-Kehl

Mai
Pressekonferenz der  

Energieschuldenberatung

August
Projektstart 
„Berlin is(s)t klimafreundlich“

November
4. Familientag der  
Verbraucherzentrale Berlin

Dezember
Abschied vom Bahnhof Zoo
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	 Der Bereich Recht und Beratung ist für die Organi-
sation und Durchführung der persönlichen, telefoni-
schen und digitalen Verbraucherberatung verantwort-
lich. Zum Bereich gehören die Fachbereiche Recht und 
Finanzdienstleistungen.

Die Verbraucher*innen werden persönlich zu ihren in-
dividuellen Problemen beraten und die Expert*innen 
machen ihnen effektive Hilfsangebote. Dazu gehört 
beispielsweise die aktive Übernahme von Rechtsbesor-

gungen durch die Berater*innen der Verbraucherzen
trale, im besten Fall bis zur außergerichtlichen Klärung 
des Rechtsstreits. Das Bedürfnis nach persönlicher Be-
ratung ist auch in Zeiten der Digitalisierung gleichblei-
bend hoch. Einige Verbraucher*innen benötigen Hilfe, 
weil sie ihre Rechte nicht kennen, andere können ihre 
Rechte selbst schlecht geltend machen. Aber immer 
mehr Verbraucher*innen kennen ihre Rechte und ha-
ben sich auch schon selbst an die Anbieter gewandt, 
dringen aber aufgrund der vermehrt stattfindenden 
automatisierten Kundenverwaltung mit ihren Argu-
menten nicht durch. Auch in diesen Fällen konnten die 
Berater*innen aufgrund ihrer Erfahrung und durch gute 
Kontakte zu vielen wichtigen Firmen zumeist helfen. 
Auch daher ist die Nachfrage im Hinblick auf die Über-
nahme der Rechtsbesorgungen durch die Verbraucher-
zentrale in den letzten Jahren stark angestiegen. Im Jahr 
2020 wird die persönliche Beratung weiterhin wichtig 
sein. Die Verbraucherzentrale wird das Angebot durch 
den Start einer Pflegerechtsberatung für Berliner*innen 
erweitern.

RECHT UND BERATUNG
Kompetenz im Verbraucherrecht

Petra Hegemann
Bereichsleiterin Recht und Beratung
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UNABHÄNGIGE RECHTSBERATUNG ZU 
KLASSISCHEN VERBRAUCHERTHEMEN

Auch im Jahr 2019 waren die häufigsten Themen in der 
Rechtsberatung Probleme im Bereich der Telekommu-
nikation, Gewährleistungsansprüche im stationären 
sowie im Online-Handel als auch Unstimmigkeiten bei 
Dienstleistungs- und Werkverträgen. Daneben spielten 
unter anderem untergeschobene Telekommunikations-
verträge sowie angebliche Verträge mit unseriösen On-
line-Streamingdiensten eine hervorgehobene Rolle. Die 
Expert*innen klärten über die aktuelle Rechtslage auf 
und halfen mit Musterschreiben oder auch individuell 
angefertigten Kurzschreiben weiter. Auch die rechtliche 
Vertretung wurde in einer Vielzahl von Fällen angebo-
ten und erfolgreich durchgeführt.

Telekommunikation

Gehäuft kam es in der Urlaubssaison zu extrem über-
höhten Handyrechnungen aufgrund von Datenverbin-
dungen außerhalb des europäischen Festlandes. Eini-
gen Verbraucher*innen war nicht bewusst, dass die EU 
Roaming-Verordnung ausschließlich für die Mobilfunk-
nutzung an Land und am Boden gilt. Weitere Themen 
waren unter anderem In-App-Käufe von Minderjähri-
gen, untergeschobene Verträge, sowohl im Mobilfunk 
als auch im Kabel- und DSL-Bereich.

Werkverträge

Besonderes auffällig waren in 2019 neben überhöhten 
Handwerkerrechnungen die sogenannten Reparatur-
verträge für Elektrogeräte. Verbraucher*innen muss-

ten einen Defekt an ihren seit vielen Jahren genutzten 
Haushaltshilfen wie zum Beispiel der Waschmaschine 
feststellen. Es wurde eine Diagnose durch einen loka-
len Reparaturdienst erstellt, ein Auftrag erteilt, eine 
Vergütung und ein Lieferzeitpunkt vereinbart, eine An-
zahlung getätigt und das Gerät mitgenommen. Nach-
dem sich die Verbraucher*innen den Auftrag in Ruhe 
durchgelesen hatten, merkten sie, dass die Reparatur 
des Altgerätes um ein Vielfaches teurer war als der An-
schaffungspreis. Auch dass bei Anlieferung des Geräts 
direkt in bar bezahlt werden sollte, war suspekt. Da
raus resultierten meist zwei Szenarien: Entweder wurde 
versucht, den Auftrag zu widerrufen, was jedoch dazu 
führte, dass die Verbraucher*innen von dem jeweiligen 
Unternehmen ignoriert wurden und das Gerät nebst An-
zahlung einfach bei den Unternehmen verblieb. Oder 
die Kund*innen versuchten die Art der Bezahlung oder 
den Preis zu ändern und bekamen als Antwort, wenn 
man den vereinbarten Betrag nicht direkt in bar an der 

Verbraucherrechtsberatung | 

ALLGEMEINE VERBRAUCHERRECHTSBERATUNG

Josephine Frindte
Juristin

GESCHICHTEN AUS DEM  
BERATUNGSALLTAG

Herr F. kam mit einer extrem überhöhten Mobil-
funkrechnung in die Beratung. Ungewöhnlich 
war, dass der Hauptteil der Kosten aus einem an-
geblichen Anruf ins Ausland resultierte. So soll 
Herr F. kurz vor Weihnachten über 120 Minuten 
nach Jordanien telefoniert und dabei Kosten in 
Höhe von über 240,00 Euro verursacht haben. 
Herr F. beteuerte, einen solchen Anruf nicht ge-
tätigt zu haben. Die Verhandlungen mit dem 
Mobilfunkanbieter waren zunächst erfolglos, da 
dieser einen rechtmäßigen Verbindungsaufbau 
feststellte. Im Wege der Rechtsvertretung hat sich 
die Verbraucherzentrale an die Bundesnetzagen-
tur gewandt und einen Rufnummermissbrauch 
gemeldet. Die Bundesnetzagentur reagierte da-
raufhin zeitnah, stufte die Rufnummer als un-
seriös ein und erwirkte ein Inkassierungs- und 
Rechnungslegungsverbot für diese Rufnummer. 
Daraufhin erstattete der Mobilfunkanbieter den 
bereits abgebuchten Betrag für den sogenannten 
Ping-Anruf zurück.
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Haustür begleiche, werde man das Gerät nicht aushän-
digen. Durch die Intervention der Verbraucherzentrale 
wurden die Geräte geliefert, eine Abnahme erfolgte und 
erst wenn diese erfolgreich war, wurde die Bezahlung 
vorgenommen. Durch gezielte Verbraucherinformatio-
nen versuchte die Verbraucherzentrale außerdem, Ver- 
braucher*innen davor zu warnen, ihre Elektrogeräte 
für eine Reparatur herauszugeben, da sie sich damit in 
eine wesentlich schlechtere Position bringen. 

Reiserecht

Die Berliner*innen reisen nach wie vor gern und viel. 
Das Jahr 2019 war jedoch von einschneidenden Ereig-
nissen für viele Reisende geprägt. Der Schock der In-
solvenz der Fluggesellschaft Air Berlin war noch nicht 
überwunden, da folgte eine weitere deutsche Flugge-
sellschaft. Am 04.02.2019 musste die Germania Flug-
gesellschaft mbH den Insolvenzantrag stellen. Der 
Flugbetrieb wurde ab dem 05.02.2019 eingestellt. 

Da Germania vor allem im Ferienbetrieb tätig war und 
als Leistungsträger für Pauschalreiseanbieter die Flü-
ge durchführte, waren Pauschalreisende in sicherer 
Position. Die Reiseveranstalter mussten ihrer Pflicht 
nachkommen, neue Flüge zu organisieren. Aber ge-
nau diese wurden für viele Verbraucher*innen zum 
Problem. Flugstrecken mit mehreren Umstiegen und 
Zwischenübernachtungen waren vor allem für ältere 
Reisende und Familien mit Kleinkindern unzumutbar. 
Verbraucher*innen, die einen Nur-Flug gebucht hatten, 
bangten um den gezahlten Ticketpreis. Das Beratungs-
aufkommen war hoch.

Leider sind alle Nur-Flugreisenden, die eine andere Zahl-
art als die Kreditkarte wählen, nicht geschützt. Etwa 
600.000 Reisende mussten den Weg über die Eintra-

gung in die Insolvenztabelle gehen. Kund*innen rangie-
ren in der Gläubigerschlange ganz hinten. Somit ist die 
Chance, auch nur eine Kleinstquote zu erhalten, so gut 
wie aussichtslos. Da jedes Jahr viele Verbraucher*innen 
bei der Insolvenz einer Fluggesellschaft auf ihren Kosten 
sitzen bleiben, fordert die Verbraucherzentrale nach wie 
vor mit allem Nachdruck, die gesetzliche Verpflichtung 
zur Kundengeldabsicherung auch für Fluggesellschaf-
ten. Allein 2019 mussten sechs europäische Fluggesell-
schaften den Insolvenzantrag stellen.

Die größte Erschütterung in der Reisebranche löste 
der am 25.09.2019 gestellte Insolvenzantrag der Tho-
mas Cook Deutschland GmbH aus. Viele verzweifelte 
Verbraucher*innen wandten sich an die Verbraucher-
zentrale. In dieser prekären Situation stand diese den 
Ratsuchenden auch außerhalb der Beratungszeiten 
persönlich, telefonisch und online zur Verfügung. Alle 
Reisenden hatten einen Sicherungsschein. Der gezahl-
te Reisepreis war somit nach dem Pauschalreiserecht 
sichergestellt. Mit dieser Sicherheit vor Insolvenz und 
Zahlungsunfähigkeit ist immer wieder für Pauschalrei-
sen geworben worden – als der große Vorteil gegen-
über Individualreisen.

Nach dem deutschen Pauschalreiserecht ist die Absi-
cherung auf 110 Mio. Euro je Versicherer und Jahr ge-
deckelt. Das hat bei der Insolvenz eines solch großen 
Reiseveranstalters wie der Thomas Cook Deutschland 

| Verbraucherrechtsberatung

Eva Klaar
Reiserechtsexpertin

GESCHICHTEN AUS DEM  
BERATUNGSALLTAG

Der Urlaub der Familie R. mit drei Kleinkindern 
war beendet. Der Flug sollte neu von Fuerteven-
tura nach Nürnberg mit einer dortigen Übernach-
tung und am nächsten Tag mit dem Zug nach 
Berlin erfolgen. Das war für die Familie nicht zu-
mutbar, zumal sie mit 60 kg Gepäck unterwegs 
war. Der Reiseveranstalter weigerte sich, eine an-
derweitige Beförderung anzubieten. Die Familie 
griff zur Selbstabhilfe und buchte einen Flug nach 
Berlin. Die Rückzahlung der zusätzlichen Ausla-
gen in Höhe von 440,88 Euro wurde verweigert. 
Da der Rückforderungsanspruch berechtigt war, 
schaltete die Verbraucherzentrale sich ein. Die 
Zahlung erfolgte. 
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GmbH zur Folge, dass die Versicherungssumme nicht 
ausreicht und jeder Reisende nunmehr lediglich 17,5 % 
des gezahlten Reisepreises erhält. Von einem Schutz 
des Kundengeldes kann mit einer solchen Quote nicht 
die Rede sein. Die Verbraucherzentrale fordert vom  
Gesetzgeber schnellstmöglich zu handeln und nachzu-
bessern, um das gezahlte Kundengeld für jeden Pau-
schalreisenden sicherzustellen, so wie es die Europäi-
sche Pauschalreiserichtlinie vorsieht.

Energierecht

Die wichtigsten Themen der Energierechtsberatung wa-
ren 2019 die Ansprüche nach der Insolvenz des Ener-
gieanbieters BEV und Probleme mit am Telefon un-
tergeschobenen Energielieferverträgen. Ein weiteres 
Thema, welches den Verbraucher*innen Schwierigkei-
ten bereitete, waren die Probleme beim Anbieterwech-
sel: Verbraucher*innen, die regelmäßig wechseln und 
dabei den Neukunden-Bonus in Anspruch nehmen, ha-
ben teilweise Schwierigkeiten neue günstige Stromlie-
ferverträge abzuschließen.

Urheberrecht

Auch im Jahr 2019 ist vielen Verbraucher*innen wieder 
eine Abmahnung von Anwaltskanzleien wegen einer 
Urheberrechtsverletzung zugestellt worden. Der Vor-
wurf ist immer ähnlich: Verbraucher*innen sollen Fil-
me oder Musikdateien beziehungsweise kleine Datei

fragmente über eine illegale Tauschbörse hochgeladen 
haben. Wegen dieses Urheberrechtsverstoßes werden 
Verbraucher*innen aufgefordert, Anwaltskosten und 
Schadensersatz zu bezahlen. Insgesamt können hier 
häufig Forderungen über mehrere hundert Euro zusam-
menkommen. Welche Reaktion auf eine Abmahnung 
erfolgen sollte, ist in der Beratung für jeden Einzelfall 
individuell zu entscheiden. Viele Forderungen können 
abgewehrt oder zumindest verringert werden. Die Zahl 
der Abmahnungen durch die wichtigste Kanzlei auf die-
sem Gebiet ist im Jahr 2019 allerdings deutlich zurück-
gegangen, damit nahm auch der Beratungsbedarf ab.

Rundfunkbeitragsberatung

Die Fragen der Verbraucher*innen zu den Rundfunkbei-
trägen reißen nicht ab. Viele sind mit dem schriftlichen 
Antragsverfahren überfordert und brauchen Unterstüt-
zung bei der Beantragung einer Beitragsbefreiung oder 
Ermäßigung. Andere konnten ihre Abrechnungen nicht 
nachvollziehen und benötigten Hilfe bei der Kontenklä-
rung. Die größte Gruppe der Ratsuchenden hatte aller-
dings weiterhin Fragen zur Befreiungsmöglichkeit für 
eine Zweitwohnung. Die Auswirkungen des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichts aus dem Sommer 2018 
mussten zwischen den Rundfunkanstalten zunächst 
diskutiert werden. Inzwischen ist geklärt, dass Ehe-
partner ihre Zweitwohnung grundsätzlich befreien las-
sen können. Allerdings werden Beitragsfreistellungen 
seit November 2019 nicht mehr rückwirkend bis zum 
Tag des Urteils akzeptiert. Für Nichtverheiratete bleibt 
es weiter komplizierter. Es ist davon auszugehen, dass 
der Beratungsbedarf in diesem Themenfeld weiterhin 
hoch bleibt.

Verbraucherrechtsberatung | 

PROJEKT  
MARKTWÄCHTER 

Die Marktwächter waren ein breit angelegtes, 
bundesweites Projekt der Verbraucherzentralen 
der Länder und des Verbraucherzentrale Bundes-
verbands. In den vergangenen fünf Jahren wurde 
ein Frühwarnsystem aufgebaut, um besondere 
Fälle im Digitalen Markt, im Finanzmarkt und im 
Energiemarkt zu sammeln, zu beobachten und 
zu analysieren. So konnten strukturelle Verbrau-
cherprobleme früh identifiziert werden. Die Er-
gebnisse wurden beispielsweise dazu genutzt, 
Verbraucher*innen vor bestimmten Betrugsma-
schen zu warnen oder Unternehmen abzumah-
nen. Das Projekt endete zum 31.12.2019.
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ENGAGIERT GEGEN UNLAUTEREN  
WETTBEWERB

Die Verbraucherzentrale ist befugt, Verstöße gegen das 
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) und 
andere Verbraucherschutzgesetze mit Abmahnungen 
zu verfolgen und erhebt falls erforderlich Verbandskla-
gen, um eine Unterlassung unzulässiger Verfahrens-
weisen zu erzielen.

Telekommunikation

Ein Klageverfahren vor dem Landgericht Köln (AZ: 31 O 
16/19) gegen ein Unternehmen, das Mobilfunk-, Fest-
netz- und DSL- Verträge vertreibt, endete mit einem An-
erkenntnis des geltend gemachten Anspruchs wegen 
verbraucherschutzgesetzwidriger Praktiken. Das Unter-
nehmen verfuhr wie folgt: Auf der Straße wurden Ver
braucher*innen mit dem Hinweis auf ein Gewinnspiel 
und die damit verbundene Möglichkeit, einen „kosten-
losen“ Mobilfunkvertrag abzuschließen, in einen na-
hegelegenen Handyshop gelockt. Dort schlossen sie 
einen Vertrag, der in den ersten sechs Monaten kosten-
los sein sollte, wobei den Verbraucher*innen versichert 
wurde, der Vertrag sei jederzeit kündbar. Tatsächlich 
wurde jedoch eine Laufzeit von 24 Monaten vereinbart. 
Verbraucher*innen, die versuchten, diesen Vertrag zu 
widerrufen, wurden mit der Begründung zurückgewie-
sen, der Vertragsschluss sei in den Geschäftsräumen 
erfolgt, sodass ein Widerrufsrecht nicht bestehe. Die-
ser Einwand ging jedoch fehl: Ein Vertragsschluss in 
den Geschäftsräumen nach Ansprache des Verbrau-
chers außerhalb der Geschäftsräume löst immer auch 
ein gesetzliches Widerrufsrecht aus.
  
Telemediengesetz

Das als Anbieter von Bankdienstleistungen bekannte 
Unternehmen „N26“ nennt im Impressum des Internet
auftritts zwei verschiedene Gesellschaften: Die N26 
Bank GmbH und die N26 GmbH. Die N26 GmbH gab in 
der Anbieterkennzeichnung keine E-Mail-Adresse zur 
unmittelbaren Kontaktaufnahme an. Die Klage gegen 
das Unternehmen vor dem Landgericht Berlin (16 O 
234/19) wegen Verletzung der Impressumpflicht war in 
vollem Umfang erfolgreich. Der Einwand, es reiche die 

Nennung einer entsprechenden E-Mail-Adresse unter 
den Angaben des Tochterunternehmens, der N26 Bank 
GmbH, ließ das Gericht nicht gelten. Die N26 GmbH als 
eindeutiger Betreiber einer Webseite hat die Pflicht, der 
Kennzeichnungspflicht unmittelbar nachzukommen, um 
Verbraucher*innen die Kontaktaufnahme zu ermögli-
chen.

Handel 

Gegenstand von Abmahnungen waren häufig unzuläs-
sige Allgemeine Geschäftsbedingungen. Immer wieder 
mussten zudem Internethändler abgemahnt werden, die 
ihren gesetzlichen Informationspflichten insbesondere 
in Bezug auf das für Fernabsatzgeschäfte bestehende 
Widerrufsrecht nicht oder nicht in vollem Umfang nach-
kamen oder durch entsprechende Regelungen versuch-
ten, das Widerrufsrecht über die gesetzlich vorgese-
henen Tatbestände hinaus zu beschränken, indem sie 
zum Beispiel unzulässigerweise Ware als „nach Kun-
denwunsch spezifizierte Ware“ qualifizierten, für die 
das Widerrufsrecht grundsätzlich nicht gilt.

VERBANDSKLAGE

Regina Herrmann
Juristin
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VIELFÄLTIGES BERATUNGSANGEBOT ZU 
ALLEN FINANZTHEMEN 

Die Frage, wie sie angesichts Nullzinsen und begrenz-
ter Mittel eine auskömmliche Altersvorsorge errei-
chen, beschäftigte wie schon im Vorjahr sehr viele 
Verbraucher*innen. Daher baute die Verbraucherzen-
trale ihre Beratung zu Geldanlage und Altersvorsorge 
nochmals aus. Insgesamt wurde das Beratungsvolu-
men zum Thema Altersvorsorge in den letzten Jahren 
verdoppelt. Es herrschte große Verunsicherung darü-
ber, ob eine geförderte Altersvorsorge wie Riester oder 
Betriebsrente in Frage kommt, oder ob eine bestehende 
Rentenversicherung weitergeführt werden sollte. Auch 
zu Aktienfonds, etwa in Form von ETFs, bestand in den 
Beratungen oft Aufklärungsbedarf.

Konto und Kredit

Neu eingeführt und sehr gut angenommen wurde die 
Beratung zu Konto und Kredit. Hier erhalten Verbrau
cher*innen Rat etwa bei hohen Kontogebühren, bei 
Problemen mit Online-Bezahldiensten, bei Kreditkar-
tenmissbrauch, bei Problemen mit Krediten oder Kre-
ditvermittlern sowie bei Problemen durch Einträge bei 
Auskunfteien wie der Schufa.

Baufinanzierung

Die Beratung zu Immobilienkaufverträgen oder Bau-
verträgen half Verbraucher*innen, diese komplexen 
Vertragswerke zu verstehen. Die Beratung zur Immo-
bilienfinanzierung prüfte etwa, ungeblendet durch die 
derzeit niedrigen Zinsen, ob eine Baufinanzierung für 
die Verbraucher*innen langfristig leistbar ist und wenn 
ja, welche.

Versicherungen

Zu Risikoversicherungen war der Beratungsbedarf noch 
höher als schon im Vorjahr. Daher wurde auch die Versi-
cherungsberatung ausgeweitet. Die Beratung nahmen 
erfreulich viele Verbraucher*innen wahr, die sich um 
eine Berufsunfähigkeitsversicherung kümmern woll-
ten. Sie brauchten Rat, auf was sie bei der Auswahl und 
beim Abschluss achten müssen.

Viele Verbraucher*innen ließen sich beraten, deren 
Rechtsschutzversicherung nicht zahlte, weil der Grund 
des Rechtsstreits vor Abschluss der Versicherung ent-
standen sei. In der Beratung wurde überprüft, ob das 
rechtens war. Bei der Hausrat- und Wohngebäudever-
sicherung war die vom Versicherer beauftragte Scha-
densbeseitigung in vielen Beratungsfällen mangelhaft. 
Die Verbraucher*innen erfuhren in der Beratung etwa, 
dass sie dann Ansprüche gegenüber der Beseitigungs-
firma haben. 

Insgesamt lassen sich immer mehr Verbraucher*innen 
vor dem Abschluss von Verträgen von der Verbraucher-
zentrale zu Finanzdienstleistungen beraten. Das ist 
sehr erfreulich, weil Verbraucher*innen so vermeiden 
können, dass etwa unnötige Versicherungsbeiträge be-
zahlt werden, über viele Jahre das mühsam Angesparte 
durch hohe Kosten belastet wird oder ungewollte Risi-
ken eingegangen werden.

Anlagerecht

In die Rechtsberatung zu Kapitalanlagen kamen viele 
Verbraucher*innen, die vor Jahren ihr Spargeld in Be-
teiligungen an Schiffen, Containern oder anderem an-
gelegt hatten. Durch Insolvenz der Anlagen bekommen 
viele Verbraucher*innen ihr Geld nicht zurück. Nun aber 
waren sie zudem mit Rückforderungen schon erhalte-
ner Auszahlungen konfrontiert und suchten dazu Rat. 

FINANZDIENSTLEISTUNGEN

Volker Schmidtke
Referent für Finanzdienstleistungen
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ZIELGRUPPENORIENTIERTE 
INFORMATION UND AUFKLÄRUNG 
 

Die Verbraucher*innen durch die komplexen wirtschaft-
lichen Strukturen und juristischen Regeln zu leiten und 
dadurch zu schützen, gilt als eine der höchsten Priori-
täten bei der Arbeit der Verbraucherzentralen. Deshalb 
wurde das bundesweite Projekt „Wirtschaftlicher Ver-
braucherschutz“ gegründet. Mit verschiedensten inno-
vativen und zielgruppengerechten Maßnahmen leistet 
das Projekt einen erheblichen Beitrag zur Aufklärung 
und Informationsvermittlung. In dem vom Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz sowie 
von der Berliner Senatsverwaltung für Justiz, Verbrau-
cherschutz und Antidiskriminierung geförderten Zeit-
raum von 2017 bis 2019 standen vor allem die Themen 
„Junge Leute“, „Pflege“ sowie „Verbraucherrechte und 
Verbraucherinformation“ im Mittelpunkt.

Veranstaltungen

Am 15. März 2019 fand der alljährliche Weltverbrau-
chertag statt, an dem die Verbraucherzentrale Berlin 
selbstverständlich aktiv wurde. Mit einem Stand am 
zentral gelegenen Wittenbergplatz wurden die Verbrau
cher*innen unter dem Motto „Handwerkernotdienste“ 
informiert und aufgeklärt. Auch bei vielen anderen 
Veranstaltungen kam die Verbraucherzentrale mit den 
Berliner*innen ins Gespräch. Eine dieser Veranstal-
tungen war die Berliner Seniorenmesse am 27. Februar 
2019 in der Urania. Die Messe war sehr gut besucht und 
die Senior*innen stellten zahlreiche wichtige Fragen zu 
Pflegeanträgen, Vorsorge, Kostenfallen, Wohnformen 
und vielem mehr.

Am 16. November 2019 fand der vierte Familientag im 
„Labyrinth Kindermuseum“ in Berlin-Wedding statt. Die 
Verbraucherzentrale Berlin lud Familien dazu ein, an 
einer Rallye teilzunehmen, bei der die Vermittlung von 
Wissen mit Spiel und Spaß kombiniert wurde. Mit über 
500 Besucher*innen war die Veranstaltung ein großer 
Erfolg. 

Handwerkernotdienste Flyer

Probleme mit Handwerkernotdiensten sind aktueller 
denn je. Ob Wasserrohrbruch, Heizungsausfall, auslau-
fende Waschmaschine oder eine zugeschlagene Tür – 
außerhalb der Öffnungszeiten kann der Handwerker 
sehr teuer werden. Immer häufiger werden Verbrau­
cher*innen dann in ihrer Notlage von den Unternehmen 
ausgenutzt, betrogen und sogar genötigt. Wie man sol-
chen Situationen vorbeugt und sich im schlimmsten 
Falle verhält, erläutert eine Aufklärungsbroschüre. 

Interaktives Tool

Welche Wohnform ist für mich die richtige? Diese Frage 
stellen sich viele Pflegebedürftige und deren Angehöri-
ge. Für einen besseren Überblick und zur Beantwortung 
dieser Frage entwickelte das Projektteam der Verbrau-
cherzentrale Berlin ein interaktives Tool. Durch gezielte 
Fragen und Darstellungen können Benutzer*innen die 
für ihre Lebensverhältnisse und Bedürfnisse bestmög-
liche Wohnform finden.

WIRTSCHAFTLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ

Irina Krüger
Projektleiterin WVS
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IN KRANKHEIT UND GESUNDHEIT AN 
DER SEITE DER VERBRAUCHER*INNEN

Das Projekt „Verbraucherschutz im ‚Grauen Pflege-
markt‘ stärken“ startete Ende 2018 als Kooperation mit 
den Verbraucherzentralen Nordrhein-Westfalen und 
Brandenburg und hat zum Ziel, Verbraucher*innen über 
ihre Rechte im Bereich der sogenannten häuslichen 
24h-Betreuung zu informieren. Das Projekt wird geför-
dert durch das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz.

Das Projektteam führte zwei Dialog-Foren durch, die 
dem fachlichen Austausch zwischen den im Pflege-
bereich tätigen Akteuren und dem Projektteam dien-
ten. Teilgenommen haben an den Veranstaltungen 
Vertreter*innen der pflegenden Angehörigen, der Ver-
mittlungsagenturen, der Pflegestützpunkte sowie Ver- 
treter*innen aus Wissenschaft und Politik sowie Anbie-
ter alternativer Betreuungsangebote für Pflegebedürfti-
ge. Viele bereits bekannte tatsächliche und rechtliche 
Probleme, mit welchen Verbraucher*innen zu tun ha-
ben, wenn sie diese Form der Betreuung ihrer pflege-
bedürftigen Angehörigen wählen, wurden gemeinsam 
analysiert und diskutiert. So fehlen beispielsweise eine 
spezielle gesetzliche Regelung für den Bereich der so-
genannten häuslichen „24-Stunden-Betreuung“ sowie 
Qualitätsstandards.

Das Projektteam hat Verbraucher*innen und 
Multiplikator*innen beispielsweise in Spandau und 
Kreuzberg durch mehrere Vorträge zum Thema infor-
miert. Auch mit Stand- und Messeaktionen zeigte das 
Projekt Präsenz, wie etwa beim Tag der offenen Tür der 
Bundesregierung im Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz. Schwerpunkte waren dabei die 
möglichst legale Gestaltung des Betreuungsmodells 
durch die Verbraucher*innen und ihre rechtliche Absi-
cherung. 

Zur Information für die Verbraucher*innen wurde die 
Webseite des Projekts www.24h-pflegevertraege.de 
eingerichtet. Zudem ist drei Mal wöchentlich ein Info-
telefon geschaltet. Zur Ermittlung von Verbraucher-
schutzdefiziten auf dem sogenannten Grauen Pflege-
markt leitete das Projektteam zwei Marktchecks ein. 

Deren Ergebnisse werden im Jahr 2020 zusammenge-
fasst und bilden eine weitere Grundlage für die zu er-
arbeitenden verbraucherpolitischen Forderungen. Im 
September 2020 ist ein bundespolitisches Forum zu 
dem Thema im Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz geplant.

Patientenberatung

Wie auch in den Jahren zuvor war der Wechsel von der 
privaten Krankenversicherung in die gesetzliche eines 
der am häufigsten nachgefragten Themen in der juris-
tischen Patientenberatung. In diesem Zusammenhang 
fragten die Ratsuchenden auch nach der Berechnung 
der gesetzlichen Krankenversicherungsbeiträge im Al-
ter nach einem Wechsel und thematisierten Probleme 
im Zusammenhang mit Behandlungsfehlern. Auch zur 
Vorsorge im Alter wurde beraten. Hierbei standen die 
Themen Vorsorgevollmacht, Betreuungsverfügung und 
insbesondere die Patientenverfügung im Fokus.

Ausblick Pflegerechtsberatung

In 2020 startet die Verbraucherzentrale das Projekt 
„Pflegerechtsberatung“. Ziel ist es, die Verbraucherpo-
sition im Pflegemarkt zu stärken und Berliner*innen bei 
Fragen rund um die Verträge mit Pflegedienstleistern 
persönlich und telefonisch zu beraten. Das Projekt wird 
durch die Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und 
Gleichstellung sowie durch die Senatsverwaltung für 
Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung fi-
nanziert.

GESUNDHEIT UND PFLEGE

Natalia Bott
Projektleiterin „Grauer Pflegemarkt“
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	 Der Bereich „Projekte und Zielgruppen“ umfasst 
die drei Fachbereiche Lebensmittel und Ernährung, 
Energie sowie Zielgruppenarbeit. Die Verbraucherzen
trale hat in den zurückliegenden Jahren viel Erfahrung 
mit bundes- und landesgeförderten Projekten sammeln 
können und arbeitet beständig an der Verbesserung  
ihres Portfolios. Neue Aufgaben kommen regelmäßig 
dazu, wie etwa die seit 2018 sehr erfolgreich arbeiten-
de Energieschuldenberatung. 

Aber auch bestehende Projekte wie die seit Jahrzehn-
ten existierende Energieberatung erfahren im Zuge der 
aktuellen Klimaschutzdiskussion neuen Aufwind und 
werden durch Zusatzprojekte wie „ZuHaus in Berlin“ 
neu belebt. Der Klima- und Umweltschutz wird auch im 
Bereich Ernährung durch das Projekt „Berlin is[s]t kli-
mafreundlich“ unterstützt.

Mit dem Projekt „Digi-Mee[h]r – Sicher schwimmen im 
Internet“ bricht die Verbraucherzentrale auf in die digi-
tale Bildungsarbeit. Denn der kommende Schwerpunkt 
im Bereich „Projekte und Zielgruppen“ wird die digitale 
Verbraucherarbeit sein. Dieser wird sich die Verbrau-
cherzentrale in der Zukunft verstärkt widmen, um den 
Verbraucher*innen auch bei digitalen Themen als ver-
lässlicher Berater zur Seite zu stehen.

| Projekte und Zielgruppen 

Roland Scharathow
Bereichsleiter Projekte und Zielgruppen

PROJEKTE UND ZIELGRUPPEN
Projektarbeit im Verbraucherschutz
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INFORMATION UND HANDLUNGS- 
EMPFEHLUNGEN FÜR POLITIK UND 
VERBRAUCHER*INNEN

Das Projekt „Lebensmittel und Ernährung“ wird dual 
gefördert vom Bundesministerium für Ernährung und 
Landwirtschaft (BMEL) und der Senatsverwaltung für 
Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung. Tra-
ditionell beginnt das Jahr mit dem Informationsstand 
auf der Internationalen Grünen Woche. In der Halle des 
BMEL wurden rund 3.700 Verbraucher*innen zu ver-
schiedenen Themen der Lebensmittelkennzeichnung 
wie zum Beispiel Mindesthaltbarkeitsdatum, regiona-
len Auslobungen und gesundheitsbezogenen Angaben 
aufgeklärt. 

Im November wurde zum Familientag in das Labyrinth 
Kindermuseum Berlin eingeladen. Beim Parcours der 
Sinne konnten Familien an verschiedenen Stationen 
ihre Sinne spielerisch auf den Prüfstand stellen. 

Marktchecks

Das Angebot von Frischfleisch mit der Kennzeichnung 
„Haltungsform“ wurde in einem bundesweiten Markt-
check untersucht. Dabei zeigte sich, dass lediglich acht 
Prozent der Produkte die Haltungsform Stufe 3 „Außen-
klima“ und Stufe 4 „Premium“ aufwiesen. Mehr als die 
Hälfte des untersuchten Fleisches trug die Haltungs-
form Stufe 1 „Stallhaltung“ und entsprach somit le-
diglich dem gesetzlichen Mindeststandard. Dies zeigt 
deutlich, dass das Angebot erweitert werden muss, um 
Verbraucher*innen die Wahl von Fleisch mit höherem 
Tierwohlstandard zu ermöglichen.

Zum Thema Gemüsebrotaufstriche führte das Projekt-
team einen berlinweiten Marktcheck durch. Hierbei 
zeigten sich deutliche Unterschiede zwischen Streich-
cremes und Gemüseaufstrichen. Streichcremes enthiel-
ten hauptsächlich Sonnenblumenöl und Sonnenblu-
menkerne, wodurch der Fettgehalt dieser Produkte 
besonders hoch war. Außerdem enthielten einige Pro-
dukte viel Salz. Nur bei der Hälfte der Produkte war die 
Hauptzutat tatsächlich Gemüse. 

Sonderprojekte

Das vom BMEL geförderte Projekt „Gut Essen macht 
stark – Mehr gesundheitliche Chancengleichheit für 
Kinder und Jugendliche“ wurde im September erfolg-
reich beendet. 125 Schüler*innen an vier Schulen in so-
zial benachteiligten Gebieten, den Quartieren der „So-
zialen Stadt“, konnten 2019 im Rahmen des Workshops 
„Ess-Kult-Tour“ ihr Wissen hinsichtlich gesunder Ernäh-
rung erweitern. Zwei Kitas nahmen an jeweils sieben 
umfangreichen Interventionen zur Ernährungsbildung 
mit Kindern, Erzieher*innen und Eltern teil.

Die zahlreichen Vortragsangebote, Workshops und 
Informationsstände erfreuten sich großer Beliebt-
heit. Mit insgesamt 70 Aktionen wurden über 4.500 
Verbraucher*innen erreicht. Dabei waren Themen wie 
„Gesunde Ernährung“, „Zuckerfallen im Alltag“, und 
„Nachhaltige Ernährung“ besonders häufig gefragt. 

Im Rahmen der Landesgesundheitskonferenz Berlin 
nahm die Projektleitung aktiv am Unterausschuss Er-
nährung teil. Die Fortführung erfolgt in 2020. Ziele sind 
die Identifikation von Gesundheitsproblemen im Bereich 
Ernährung und daraus resultierende Maßnahmen, um 
die Gesundheitschancen für Kinder und Jugendliche zu 
erhöhen.

LEBENSMITTEL UND ERNÄHRUNG

Dr. Britta Schautz
Projektleiterin Lebensmittel und Ernährung
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ANGEBOTE ZUR VERMITTLUNG DES 
ZUSAMMENHANGS ZWISCHEN  
ERNÄHRUNG  UND KLIMASCHUTZ

 
Im zweiten Halbjahr 2019 startete das Projekt „Berlin 
is(s)t klimafreundlich“. Ziel des Projektes ist es, die 
Zusammenhänge zwischen Ernährung und Klima bei 
Berliner Verbraucher*innen stärker ins Bewusstsein 
zu rücken. Um die Berliner*innen in nachhaltigen Kon-
sumentscheidungen zu unterstützen, bot das Projekt 
kostenlose Workshops, Vorträge sowie Informations-
stände und Mitmachaktionen an. Das Projekt wurde 
dual von den Berliner Senatsverwaltungen für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung sowie Um-
welt, Verkehr und Klimaschutz gefördert. 

In den fünf Monaten der Projektlaufzeit fanden über 
30 Aktionen flächendeckend in den Berliner Bezirken 
statt. Dadurch wurden über 2.000 Verbraucher*innen 
mit Fachinformationen und praktischen Handlungs-
empfehlungen erreicht, damit auch Berliner*innen ver-
stehen, dass Klimaschutz auf dem Teller beginnt. 

Interaktive Lernangebote für Schüler*innen 
und Auszubildende 

Insbesondere junge Menschen verfügen noch über 
wenig Marktkompetenz. Hier gilt es, eine zielgruppen-
spezifische Aufklärung zu betreiben. Durch interaktive 
Lernangebote wurden wichtige Themen wie ökologi-
sche Landwirtschaft, Regionalität und Saisonalität von 
Lebensmitteln, fairer Handel, vegetarische und vega-
ne Ernährung sowie Lebensmittelverschwendung ver-
ständlich aufbereitet und vielseitig betrachtet. Insge-

samt konnten 19 Workshops mit Schüler*innen der 7. 
bis 13. Klassenstufe durchgeführt werden.

Fachvorträge für Erwachsene 

Mit zielgruppenspezifisch aufbereiteten Fachvorträgen 
für Erwachsene konnten verschiedene Zielgruppen er-
reicht werden. Unter anderem wurden Langzeitarbeits-
lose und mit Hilfe einer Übersetzerin auch eine Gruppe 
geflüchteter Frauen auf Arabisch für das Thema nach-
haltige Ernährung sensibilisiert. Weiterhin wurden Vor-
träge in Seniorenbegegnungsstätten und Lerncafés 
durchgeführt.

Veranstaltung für Multiplikator*innen

Sehr positive Resonanz fand eine Multiplikatorenschu-
lung mit neun Lehrer*innen unterschiedlicher weiter-
führender Schulen in Kooperation mit der Vernetzungs-
stelle Kita- und Schulverpflegung Berlin in den Räumen 
der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Fami-
lie. Die Teilnehmer*innen werden in Zukunft Teile des 
Workshopangebots in ihren Schulen durchführen und 
haben die Möglichkeit, sich die Materialien dazu in der 
Verbraucherzentrale Berlin auszuleihen. Auch Auszu-
bildende der Fächer Hauswirtschaft und Diätassistenz 
nahmen an Workshops teil. Sie können in ihrem Berufs-
feld als Multiplikator*innen wirken.

Informationsstände 

Mit insgesamt sieben Informationsständen wurden 
über 1.000 Berliner*innen mit Quizfragen, kleinen Mit-
machaktionen und Informationsmaterial begeistert. Vor 
allem das Zuordnen von Lebensmitteln zu ihren produk-
tionsbedingten CO2-Emissionen brachte sowohl Laien 
als auch Klimaaktivist*innen mit den Mitarbeiter*innen 
ins Gespräch und führte zu einem intensiven Austausch 
über Möglichkeiten und Grenzen des eigenen Handelns.

BERLIN IS(S)T KLIMAFREUNDLICH

Saskia Erdmann
Projektkoordinatorin
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DIE ENERGIEBERATUNG BLEIBT  
BESTÄNDIGER UND VERLÄSSLICHER 
BEGLEITER DER VERBRAUCHER*INNEN.

Seit vielen Jahren unterstützt die Energieberatung der 
Verbraucherzentrale die Berliner*innen beim Energie-
sparen in den eigenen vier Wänden. Neben der klassi-
schen Beratung im Beratungszentrum und in den über 
das gesamte Stadtgebiet verteilten Beratungsstütz-
punkten bietet die Verbraucherzentrale verschiedene 
Energie-Checks bei den Ratsuchenden zu Hause an. In 
diesem Rahmen beraten die Expert*innen zum Beispiel 
zu erhöhtem Stromverbrauch, dem energetischen Zu-
stand der Gebäudehülle oder zur Optimierung von Hei-
zung und Solarwärmeanlage. Zudem nutzen die Ber-
liner Verbraucher*innen immer öfter das kostenfreie 
Telefon- und Online-Beratungsangebot. 

Berliner*innen hatten 2019 erhöhten Bera-
tungsbedarf zum Thema Energie

Besonders viele Fragen stellten die Berliner*innen im 
Jahr 2019 zu den Themen Heiztechnik, Photovoltaik 
und zur staatlichen Förderung energetischer Sanie-
rungsmaßnahmen. Auch der Trend, dass selbst in der 
Mieterstadt Berlin zunehmend Haus- und Wohnungs
eigentümer*innen die Beratungen aufsuchen, hat sich 
fortgesetzt. Insgesamt haben 2019 rund 50 % mehr 
Ratsuchende eine Energieberatung in Anspruch ge-
nommen als noch im Jahr davor. Dabei hat sich insbe-
sondere die Nachfrage nach den Vor-Ort-Beratungsfor-
maten erhöht: So haben die Energieberater*innen der 
Verbraucherzentrale mehr als doppelt so viele Energie-
Checks durchgeführt als 2018.

Neues Beratungsangebot vor Ort

Ein nicht geringer Teil der höheren Beratungsfallzahlen 
lässt sich auf den neu eingeführten Eignungs-Check 
Solar zurückführen. Die Energieberater*innen prüfen 
dabei, inwiefern sich eine Immobilie zur Nutzung einer 
Photovoltaik-Anlage eignet, mit der Hausbesitzer*innen 
ihren eigenen Strom erzeugen können. Darüber hin-
aus informieren sie über die Möglichkeiten, mittels ei-
ner Solarwärmeanlage die Warmwasserbereitung und/
oder die Heizung zu unterstützen. 

Verbraucheraufklärung durch Informations-
stände und Vorträge

Die Energieberatung der Verbraucherzentrale stellte 
sich bei über 20 Veranstaltungen mit einem Informa-
tionsstand der breiten Öffentlichkeit vor. Dort hatten 
Verbraucher*innen die Gelegenheit, besonders drän-
gende Fragen direkt anzusprechen und sich über das 
umfangreiche Beratungsangebot zu informieren. Zu 
diesen Veranstaltungen gehörten sowohl größere 
Events wie das Umweltfestival am Brandenburger Tor 
und verschiedene Baumessen, aber auch lokale Nach-
barschaftsfeste und Märkte.

ENERGIEBERATUNG

Florian Munder
Regionalmanager Energie

PROJEKT  
MARKTWÄCHTER ENERGIE 

Die Verbraucherzentrale Berlin hat den Markt-
wächter 2019 mit Fallmeldungen an den Bun-
desverband unterstützt und beteiligte sich mit 
einem Fachreferenten für Energierecht an der 
inhaltlichen Arbeit. Im Rahmen des Projektes 
wurden mehrere Abmahnungen gegen Energie-
versorger entworfen und beim Bundesverband 
eingegangene Fallmeldungen juristisch geprüft.
Außerdem konnte sich die Verbraucherzentrale 
Berlin maßgeblich mit politischer, fachinhalt-
licher und juristischer Expertise an der Son-
deruntersuchung „Bezahlbarkeit von Energie“ 
beteiligen, die mit der Veröffentlichung des Un-
tersuchungsberichts abgeschlossen wurde. Das 
Projekt endete zum 31.12.2019.
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WENN ES UM DEN KLIMASCHUTZ GEHT, 
WOHNEN DIE BERLINER*INNEN UNTER 
EINEM DACH.

Im Jahr 2018 beschloss das Abgeordnetenhaus das Ber-
liner Energie- und Klimaschutzprogramm (BEK 2030). 
Eine der Zielsetzungen ist die Ausweitung von Energie-
beratungsangeboten für Besitzer*innen von Ein- und 
Zweifamilienhäusern. Im Rahmen des Modell-Projektes 
„ZuHaus in Berlin“ bietet die Verbraucherzentrale in 
fünf Berliner Bezirken eine kostenfreie und anbieterun-
abhängige Energieberatung für diese Zielgruppe an. Fi-
nanziert wird es von der Senatsverwaltung für Umwelt, 
Verkehr und Klimaschutz aus Mitteln des Berliner Ener-
gie- und Klimaschutzprogramms 2030, aufbauend auf 
der Bundesförderung für die Energieberatung der Ver-
braucherzentrale.

Kostenfreie Energieberatung in den Pilot-
Quartieren

Die 12 Pilot-Quartiere wurden gemeinsam mit den Part-
nerbezirken des Projektes Charlottenburg-Wilmersdorf, 
Lichtenberg, Spandau, Steglitz-Zehlendorf und Tempel-
hof-Schöneberg ausgewählt. Dabei handelt es sich um 
Quartiere mit einem mehrheitlichen Anteil an Ein- und 
Zweifamilienhäusern. Hauptanliegen des Projektes ist 
es, gemeinsam mit den Bezirken aufzuzeigen, welchen 
Beitrag Hauseigentümer*innen zum Klimaschutz leis-
ten können. Sie sollen für das Thema Energieeffizienz 
sensibilisiert und zu einem klimafreundlichen Verhal-
ten motiviert werden. 

Eigenheime spielen bei der Reduzierung von CO2-
Emissionen eine wichtige Rolle. Durch die Verminde-
rung des Energieverbrauchs eines Gebäudes, eine 
klimafreundliche Energieversorgung und einen ver-
antwortungsbewussten Umgang mit Energie können 
Hauseigentümer*innen einen großen Beitrag zur Kli-
maneutralität der Stadt leisten. Ziel des Modell-Projek-
tes „ZuHaus in Berlin“ ist es, während der Projektlaufzeit 
von Januar 2019 bis August 2020 in den Pilot-Quartie
ren aufsuchende Energieberatungen durchzuführen. Im 
Rahmen des Projektes ist die Beratung, der sogenannte 
Gebäude-Check, in diesen Quartieren kostenfrei. 

Auftaktveranstaltungen mit lokaler Unter-
stützung

In allen fünf Projektbezirken ist „ZuHaus in Berlin“ er-
folgreich gestartet. Im Rahmen der Auftaktveranstaltun-
gen in jedem Kiez kamen bei zahlreichen Podiumsge-
sprächen Politiker*innen, Bezirksbürgermeister*innen 
sowie Bezirksstadträt*innen zu Wort. Aber auch loka-
len Multiplikator*innen der Bezirke wie Vertreter*in
nen von Eigentümerverbänden, Kirchengemeinden und 
Nachbarschaftsinitiativen verschaffte das Projekt mit 
diesen Formaten Gehör.

Kommunikationskampagne und Aktivitäten 
im Modell-Projekt

Sowohl klassische Informationsveranstaltungen und 
Standaktionen auf lokalen Festen als auch eine Le-
sereihe gehören zum Eventrepertoire von „ZuHaus in 
Berlin“. Durch Veranstaltungen in Zusammenarbeit mit 
Schulen, Vereinen und Kulturhäusern sowie mit der 
Präsenz auf Stadtfesten tragen die Verbraucherzen
trale und die Projektpartner das Angebot in die Kieze. 
Prominente wie Mediziner Dr. Eckart von Hirschhausen, 
Comedian Sascha Grammel und Schauspieler Walter 
Plathe unterstützen „ZuHaus in Berlin“. Das prägnan-
te Projektlogo, ein projektspezifisches Give-away, Flyer 
und die Projektwebseite sind wichtige Bestandteile der 
Kommunikationskampagne von „ZuHaus in Berlin“.

| ZuHaus in Berlin

ZUHAUS IN BERLIN

Henriette Kropp
Projektkoordinatorin ZuHaus in Berlin
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VERBRAUCHERSCHUTZ IM DIALOG MIT 
POLITIK UND WIRTSCHAFT

Die Anzahl der Stromsperren in Berlin ist in 2018 auf 
18.877 gestiegen (2017: 16.252), die Anzahl der Gas-
sperren ist leicht auf 2.169 (2017: 2.483) gesunken 
(Quelle: Senat von Berlin). Wird eine Energiesperre ver-
hängt, bedeutet dies für die betroffenen Haushalte, 
dass sie kein Licht, kein warmes Wasser sowie keine 
Heizungsmöglichkeit haben. 

Kostenlose Beratung

Aus diesem Grund bietet die Verbraucherzentrale in 
Berlin seit Mai 2018 Beratung für Verbraucher*innen 
mit Energieschulden an. Das Projekt wird gefördert 
von der Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucher-
schutz und Antidiskriminierung. Ziel dieser kosten-
losen Beratung ist es, die Strom- oder Gassperren 
abzuwenden beziehungsweise aufzuheben. Das Ener-
gieschuldenteam prüft die Forderung auf Rechtmä-
ßigkeit und klärt Energieschuldner*innen über die 
Möglichkeiten in ihrem konkreten Fall auf. Bei Bedarf 
übernimmt das Team auch die außergerichtliche Inte-
ressenvertretung. Es vermittelt und verhandelt zwi-
schen Energieschuldner*innen und Energieversorgern, 
Netzbetreibern, Sozialleistungsträgern und weiteren 
Beteiligten.

Energiesperren verhindern

Dabei gilt: Je früher die Beratung in Anspruch genom-
men wird, desto eher kann im Ergebnis eine Energie-
sperre vermieden werden, beispielsweise wenn mit 
dem Grundversorger erfolgreich eine Ratenzahlung 
zum Ausgleich für den Zahlungsrückstand vereinbart 
werden kann. Ein frühzeitiges Tätigwerden kann dar-
über hinaus verhindern, dass die anfänglichen Ener-
gieschulden um zusätzliche Mahn- und Folgekosten 
ansteigen. Der Beratungsansatz ist ganzheitlich, das 
heißt bei Bedarf können die Nutzer*innen in der Folge 
auch eine kostenlose Energiesparberatung in Anspruch 
nehmen, um auf Dauer das Entstehen neuer Energie-
schulden zu vermeiden. Energieschulden können ver-
schiedene Ursachen haben. Dazu gehören niedrige 
Einkommen, steigende Energiepreise oder fehlende An-

passung der Regelsätze in den Sozialleistungen. Leis
tungsbezieher*innen von Grundsicherung und ALG  II 
sind zudem häufig an Wohnungen gebunden, die eine 
geringe Kaltmiete aufweisen und damit häufig wenig 
energieeffizient ausgestattet sind. 

Fachforum Energiearmut

Neben der individuellen Beratung wird fortlaufend eine 
Datengrundlage zu den Ursachen von Energiesperren 
in Berlin geschaffen. Darüber hinaus wurde in 2019 da-
mit begonnen, gemeinsam mit den Grundversorgern, 
Netzbetreibern, Jobcentern und Beratungsstellen in ei-
nem Dialogprozess Handlungsoptionen zu entwickeln, 
die langfristig die Anzahl der Energiesperren in Berlin 
nachhaltig senken sollen. Dazu nahm unter der Schirm-
herrschaft von Dr. Dirk Behrendt, Senator für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung, das Fach-
forum Energiearmut seine Arbeit auf. Die Verbraucher-
zentrale wird diesen Dialog in 2020 fortsetzen. Hierfür 
gibt es Unterstützung durch einen Beschluss des Abge-
ordnetenhauses von Berlin vom 19.12.2019: „Energie-
armut bekämpfen: Strom- und Gassperren vermeiden“. 
Das Abgeordnetenhaus fordert den Berliner Senat dazu 
auf, bei Energieversorgern darauf hinzuwirken, dass 
diese Maßnahmen zur Verringerung von Energiesper-
ren ergreifen.

ENERGIESCHULDENBERATUNG

Hasibe Dündar
Projektleiterin Energieschuldenberatung
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DIGITALE KOMPETENZ BEGINNT SCHON 
IM KINDESALTER

„Sicher schwimmen im Internet” – das lernen die Kin-
der, die seit September 2018 vom Projektteam der 
Verbraucherzentrale Berlin und dem Club Dialog in 
diesem Aufklärungsprojekt erreicht werden. In 2019 
wurden insgesamt 54 Unterrichtseinheiten in 24 Klas-
sen, 17 Workshops in Jugendzentren und zwei Schulun-
gen für pädagogisches Personal durchgeführt. Erneut 
überstieg die Nachfrage von Seiten der Schulen leider 
die vorhandenen Kapazitäten. Kinder wachsen heute 
selbstverständlich mit dem Internet auf. Ihnen fehlen 
allerdings noch die Kompetenzen, mit den digitalen 
Kommunikationskanälen souverän umzugehen. Sie 
haben noch kein Bewusstsein für die im Internet lau-
ernden Gefahren, wie zum Beispiel Kostenfallen, Fake-
Identitäten oder teure Downloads. Daher brauchen sie 
die Begleitung der medienkompetenten Erwachsenen 
– ihrer Eltern und pädagogischer Fachkräfte. Deshalb 
setzt sich das Projekt „DIGI-MEE[H]R – Sicher schwim-

men im Internet“ zum Ziel, Kindern im Grundschulalter 
Grundkenntnisse im sicheren Umgang mit dem Inter-
net und internetbasierten Dienstleistungen zu vermit-
teln, ihre Handlungskompetenzen im digitalen Raum 
zu stärken und bei ihnen ein Bewusstsein für Chan-
cen und Risiken digitaler Kommunikation und digitaler 
Märkte zu schaffen. Dazu werden kindgerechte Unter-
richtseinheiten und Workshops zu vier Themenblöcken 
rund ums Internet angeboten, die von erfahrenen 
Medienpädagog*innen entwickelt wurden und in den 
Schulklassen und Jugendzentren Berlins durchgeführt 
werden können. Auch Elternworkshops und Multiplika-
torenschulungen gehören zum Angebot. „DIGI-MEE[H]R 
– Sicher schwimmen im Internet“ ist ein Kooperations-
projekt der Verbraucherzentrale Berlin und dem Club 
Dialog, gefördert von der Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung.

VERBRAUCHERBERATUNG, WO SIE 
GEBRAUCHT WIRD – VOR ORT IM KIEZ

Für Menschen, die in strukturschwachen Stadtquar-
tieren leben, sind die Probleme des Konsumalltags oft 
eine besondere Herausforderung. Die Verbraucherzen-
trale hat mit dem Verbraucherzentrale Bundesverband 
innerhalb des bundesweiten Projekts „Verbraucher 

stärken im Quartier“ ein Modellvorhaben begonnen, 
um Verbraucher*innen in ihrem direkten Wohnumfeld 
in Moabit-Ost zu unterstützen. Seit Juli 2019 klärt das 
Projektteam Verbraucher*innen vor Ort über ihre Rechte 
auf und bietet Orientierungshilfe im Verbraucheralltag. 
Das Projekt richtet sich vor allem an Alleinerziehende,  
Transferleistungsempfänger*innen, Senior*innen, Men-
schen mit fehlenden deutschen Sprachkenntnissen 
sowie an Geflüchtete, Schulkinder und Jugendliche. 
Während einer wöchentlichen Sprechstunde in Moabit-
Ost können sich Anwohner*innen ohne Voranmeldung 
informieren und erhalten alltagsnahe Unterstützung. 
Aktions- und Informationsstände sowie Präventions-
veranstaltungen in Schulen, Vereinen oder Nachbar-
schaftseinrichtungen gehören ebenso zum Angebot. 
Das Projekt wird gefördert durch das Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat und das Bundesministe-
rium der Justiz und für Verbraucherschutz innerhalb der 
ressortübergreifenden Strategie Soziale Stadt „Nach-
barschaften stärken, Miteinander im Quartier“.

VERBRAUCHER STÄRKEN IM QUARTIER

DIGI-MEE[H]R - SICHER SCHWIMMEN IM INTERNET

Daniela Kemmer und Stefanie Huber
Projekt Verbraucher stärken im Quartier
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GEFRAGTE EXPERT*INNEN IN  
REGIONALEN UND ÜBERREGIONALEN 
MEDIEN

Die Expert*innen der Verbraucherzentrale waren auch 
im Jahr 2019 gefragte Zitatgeber und Interviewpart-
ner in regionalen und überregionalen Medien. Die 
Journalist*innen vertrauen auf die verlässliche Aus-
kunft und wenden sich mit ihren Fragen gezielt an die 
Verbraucherzentrale Berlin. Diese setzt mit ihren Pres-
semitteilungen und -veranstaltungen auch zahlreiche 
eigene Themen, die häufig von den Nachrichtenagentu-
ren aufgegriffen und landesweit verbreitet werden.

Eigene Rubriken in Printmedien und im 
Radio

Mit den Verbrauchertipps informierte die Verbraucher-
zentrale in Zusammenarbeit mit einem reichweitenstar-
ken Berliner Radiosender zu den vielfältigen Themen 
des Verbraucherschutzes. Die wöchentlichen Clips 
beantworteten klassische Verbraucherfragen wie bei-
spielsweise zum Abschluss von Handyverträgen oder 
der Aussagekraft des Mindesthaltbarkeitsdatums. Mit 
einer eigenen Kolumne im Tagesspiegel beleuchtet Vor-
stand Dörte Elß seit Dezember 2019 jede Woche ein 
neues Verbraucherthema für die Leser*innen.

Prominente Persönlichkeiten verschaffen 
dem Verbraucherschutz Gehör

Die Verbraucherzentrale organisiert regelmäßig von 
namhaften Journalist*innen moderierte Podiumsdis-
kussionen, Pressekonferenzen und Expertenforen, um 

dem Verbraucherschutz Gehör zu verschaffen. Sowohl 
Senator*innen als auch Staatssekretär*innen und an-
dere Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft besuchen die Verbraucherzentrale gern, um 
sich vor Ort über Fragen des Verbraucherschutzes aus-
zutauschen. Prominente Persönlichkeiten unterstützen 
die Projekte der Verbraucherzentrale engagiert und  
medienstark wie etwa im Jahr 2019 der bekannte Arzt 
und Kabarettist Dr. Eckart von Hirschhausen mit einem 
Videobeitrag für „ZuHaus in Berlin“.

PRESSE- UND ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit | 

Henning Kunz
Mitarbeiter der Pressestelle

Dr. Grit Kittelmann
Leiterin Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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„ICH KENNE SIE DOCH…!“

Die Expert*innen der Verbraucherzentrale waren auch 
im Jahr 2019 gefragte Gesprächspartner*innen im Fern-
sehen und im Rahmen von Online-Formaten. Einige 
werden sogar bereits auf der Straße erkannt, weil sie 
sich als Kenner*innen ihres Faches auch visuell etab-
liert haben.

EXPERT*INNEN IN PRINT, TV UND INTERNET
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Liebe
Leserinnen
und Leser,

die Redaktion der Berliner Zeitung

hat sich indenvergangenendrei Jahr-

zehnten immerwieder sehr ernsthaft

und unabhängig mit der DDR-Ver-

gangenheit und deren Aufarbeitung

beschäftigt. Als vor knapp vier Wo-

chen bekannt wurde, dass auch der

neueEigentümer des BerlinerVerlags

Stasi-Kontakte hatte, haben wir eine

unabhängige Untersuchung auch

dieserVorgänge angekündigt.
Die Redaktion konnte die frühere

Leiterin der Stasi-Unterlagen-Be-

hörde, Marianne Birthler, und den

Historiker Ilko-Sascha Kowalczuk für

die Analyse der Akten gewinnen. Der

Redaktion war es wichtig, dass den

beiden unabhängigen Experten

beide Akten vorliegen. Dies ist ge-

schehen. Holger Friedrich stellte so-

wohl seine sogenannte Täterakte als

auch die sogenannte Opferakte zur

Verfügung. Letztere konnte nur mit

seinem Einverständnis freigegeben

werden,dieseshatFriedricherteilt.Er

hat die sogenannte Opferakte, als sie

vorlag, Kowalczuk und Birthler per-

sönlich zurEinsicht übergeben.
Nun liegt der Bericht der unab-

hängigen Experten vor, und die Re-

daktion der Berliner Zeitung doku-

mentiert ihn. In einem Brief an die

Chefredakteure, den Birthler und Ko-

walczuk ihrer Analyse voranstellen,

schreiben sie: „Absichtlich haben wir

darauf verzichtet, den sich aus den

Unterlagen ergebenden Befund poli-

tischodermoralischzubewertenund

ihmdamitquasieinEtikett zuverpas-

sen. Alle, die sich die Mühe machen,

werden auf der Grundlage der vorlie-

genden Erläuterungen zu ihren eige-

nen Einschätzungen kommen. Diese

werden wahrscheinlich unterschied-

lich ausfallen: Wie in anderen Fällen

spielt hier nicht nur die Aktenlage

eine Rolle, sondern auch Grundhal-

tungen zum Thema DDR-Aufarbei-

tung und die Frage des Umgangsmit

der Angelegenheit in den zurücklie-

gendendrei Jahrzehnten.“
Sie können den Bericht unter

www.berliner-zeitung.de vollständig

einsehen. In der Freitagausgabe der

Berliner Zeitung werden wir den

kompletten Bericht in einem sechs-

seitigenDossier dokumentieren.
Die Redaktion bedankt sich aus-

drücklich bei Marianne Birthler und

Ilko-Sascha Kowalczuk für ihre Ar-

beit, die sie ehrenamtlich und unab-

hängig geleistet haben.
Die Berliner Zeitung und der Berli-

nerKurierwerdendiesenBericht und

seineErgebnissedarüberhinaus zum

Anlass nehmen, in den kommenden

Tagen undWochen das Thema einer

adäquaten Aufarbeitung der DDR-

GeschichtepublizistischundmitDis-

kussions-Veranstaltungen zu beglei-

ten.

Herzlich, Jochen Arntz,
Chefredakteur der Berliner Zeitung

Elmar Jehn,
Chefredakteur des Berliner Kuriers

In eigener Sache

Sachsens
verlorener

Glanz
Von Jochen Knoblach

MitDingen, die man nicht unbe-
dingt zum Leben braucht, von

denen der eine oder andere zuweilen

aber doch meint, sie haben zu müs-

sen, kennt sichGeorgNussdorfer aus.

17 Jahre langwar erMarketing-Mann

und zuletzt Chefverkäufer beim ös-

terreichischen Kristallschleifer und

Schmucksteinanbieter Swarovski. Als

solcher machte er sich wohl einen
Namen. Jeden-
falls schien der
seinerzeit 45-
Jährigegenauder
richtige Mann zu
sein, als 2016 ein
neuer Chef für
die Staatliche
Porzellan-Manu-
faktur Meissen
gesucht wurde.
Wer Glitzer kann,
kann auch Por-

zellan,meintemanwohl.
In jedem Fall war eine neue Fir-

menlenkungnötig.Denndie1710ge-

gründete und damit älteste Porzel-

lanmanufaktur Europas kämpft seit

Jahren mit Millionenverlusten und

den Auswirkungen gescheiterter Ge-

schäftsstrategien. So war 2008 Chris-

tian Kurtzke mit der Idee in Meißen

angetreten, Sachsens Kulturerbe zu

einemGroßanbieter für Luxusgegen-

stände aller Art machen. Fortan soll-

ten im Zeichen der blauen Schwerter

auch Möbel und Haute Couture ver-

marktet werden. Rückendeckung

kam dafür vom Aufsichtsratsvorsit-

zendenund früheren christdemokra-

tischen Landesvater Sachsens, Kurt

Biedenkopf. Als jedoch klar wurde,

dass dies nur mit millionenschweren

Zuschüssen zu finanzieren sein

würde, stoppte der Freistaat die Ex-

pansion. In der Folge wurde die wirt-

schaftliche Schieflage des sächsi-

schen Traditionsunternehmens im-

merdeutlicher.
Während Kurtzke zu Porsche De-

sign wechselte, trat in Meißen Nuss-

dorfer als Sanierer an und prokla-

mierte die Rückbesinnung auf das

Porzellan. Der Erfolg blieb bislang je-

doch aus. 2017 lag das Unternehmen

fünfMillionenEuroweit im rotenBe-

reich. Parallel gingendieUmsätze zu-

rück. Für das vergangene Jahr war ei-

gentlich einUmsatz von 50Millionen

Euro angepeilt worden. Tatsächlich

standen 38 Millionen Euro in der

2018er-Bilanz.Und seitdemwurde es

nicht besser.
VorwenigenWochenkündigte die

Geschäftsführung um Nussdorfer

tiefe Einschnitte an. 200 Jobs sollen

gestrichen werden. Dann hat das

Unternehmen, das 1990 noch etwa

1 800Mitarbeiter hatte, nur noch gut

400 Beschäftigte. Nussdorfer glaubt

weiterhin daran, der Porzellan-Ma-

nufaktur zualtemGlanzverhelfenzu

können. 2021 soll die älteste Luxus-

marke der Welt wieder schwarze

Zahlen schreiben.

Meissener Porzellan

Georg Nussdorfer,
Geschäftsführer der
Manufaktur Meissen
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Außer Kontrolle
InBerlinerRestaurants,KantinenundBäckereienbleibenHygieneverstößeunentdeckt,

weil der Stadt Personal fehlt. Foodwatch nennt die Zustände „katastrophal“

Lebensmittelbetriebe müssen regelmäßig kontrolliert werden. In Berlin wird in sieben der zwölf Bezirke jedoch weniger als die Hälfte des Solls erfüllt. GETTY IMAGES

Von Anne Brüning und Melanie Reinsch

J
ede zweite Lebensmittelkon-

trolle inBerlin fällt aus,weil die
Bezirke zu wenig Personal für

den Verbraucherschutz haben.

Zu diesem Ergebnis kommt eine

umfassende Datenrecherche des

Vereins Foodwatch, die am Mitt-

woch in Berlin vorgestellt wurde.
DenErgebnissenzufolgeschafftes

keiner der zwölf Bezirke, die vorgege-

bene Zahl von Kontrollen in Restau-

rants, Bäckereien, Kantinen sowie In-

dustrie- und Fleischbetrieben einzu-

halten. Die Lage ist verheerend: Sie-

ben Bezirke führten nicht einmal die

Hälfteder vorgeschriebenenKontrol-

lenaus, inSpandauwaresnur gut ein

Viertel. Der Bezirk schneidet am

schlechtesten ab, dahinter folgen

Charlottenburg-Wilmersdorf, Fried-

richshain-Kreuzberg und Lichten-

berg. Foodwatch nennt die Situation

inderHauptstadt„katastrophal“.
Zwar steht kein einziges Bundes-

land in diesem Ranking gut da, aber

inBerlin undBremen ist die Lagebe-

sonders erschreckend. Im Bundes-

durchschnitt konnte jede dritte Kon-

trolle nicht durchgeführt werden.
Die Verantwortung für die ekla-

tante Unterbesetzung bei der Le-

bensmittelkontrolle in Berlin trügen

die Bezirksbürgermeister, so Food-

watch.„GegensovielpolitischesVer-

sagen können die besten Kontrol-

leure nicht ankontrollieren“, sagte

der GeschäftsführerMartin Rücker.

Der Personalmangel in den Bezir-

ken ist auch eine Folge des Spardik-

tats aus denNullerjahren unter Klaus

Wowereit. In Neukölln zum Beispiel

bräuchte man doppelt so viel Perso-

nal, um die EU-Vorgaben erfüllen zu

können. Die acht Lebensmittelkon-

trolleureschaffen2 500Kontrollen im

Jahr,dochzutungibtesvielmehr.Be-

nötigtwürden15Personen.
Turgut Altug, Sprecher für Ver-

braucherschutz in der Grünen-Frak-

tion, betont, dass man die Bezirke fi-

nanziell gestärkt habe: „In welchem

Bereich das zusätzliche Personal vor

Ort eingesetzt wird – im Ordnungs-

amt, im Jugendamt oder bei der Le-

bensmittelkontrolle – ist jedoch Ent-

scheidung jedes einzelnenBezirks.“

Mit mehr Personal allein ließen

sich die Probleme in Berlin jedoch

nicht lösen: Foodwatch forderteVer-

braucherschutzsenator Dirk Beh-

rendt (Grüne) auf, das von ihmange-

kündigteTransparenzsystem schnell

einzuführen. Berlin plant aktuell ein

Gesetz, das es ermöglicht, Verbrau-

cher transparentüberdieErgebnisse

von amtlichen Lebensmittelkontrol-

len zu informieren. Es soll verpflich-

tend für alle kontrollierten Betriebe

gelten. Die Informationen sollen

auch imNetz abrufbar sein.

„Es ist uns wichtig, dass Verbrau-

cher möglichst transparent infor-

miert werden, was sie kaufen. Das

steht außer Frage. Uns liegt viel

daran, dass hier alle erforderlichen

Maßnahmen getroffen werden“,

sagte ein Sprecher der Verbraucher-

schutzverwaltung. Dazu gehörten

aber auch Bezirke, die personell gut

ausgestattet seien. Nach Angaben

der Senatsverwaltung für Verbrau-

cherschutz soll ein entsprechender

Gesetzentwurf Anfang 2020 in die

Ressortabstimmung gehen. „So ein

Gesetz hätte auch vom Bund kom-

„Die Lebensmittelkontrolleure in Berlin sind

seit Jahren nicht ausreichend ausgestattet,

sowohl personell als auch technisch.“

Britta Schautz, Projektleiterin Lebensmittel und Ernährung

bei der Verbraucherzentrale Berlin

men können, nun machen wir es

eben selbst“, sagte der Sprecher.
Auch andere Verbraucherschüt-

zer warten sehnlichst auf derartige

Kennzeichnungen – und sind zu-

gleich keineswegs überrascht über

das schlechte Abschneiden Berlins.

„Die Lebensmittelkontrolleure in

Berlin sind seit Jahren nicht ausrei-

chend ausgestattet, sowohl perso-

nell als auch technisch“, sagte Britta

Schautz, die bei der Verbraucher-

zentrale Berlin für den Bereich Le-

bensmittel und Ernährung zustän-

dig ist. Den Kontrolleuren fehlten

teilweise zum Beispiel Tablet-Com-

puter, mit denen sie die Ergebnisse

zeitsparend direkt vor Ort eingeben

können. Zugleich gebe es in Berlin

aufgrund der hohen Gastronomie-

dichtebesonders großenPrüfbedarf.

Wie gefährlich dieser Zustand für

dieVerbraucher ist, sei schwer zu sa-

gen. „Es kommt darauf an, welche

Mängel durch die fehlenden Kon-

trollen unaufgedeckt bleiben“, sagte

Schautz. Wenn zum Beispiel ein le-

bensmittelverarbeitender Betrieb

ohnehin schon schlecht arbeite und

sich dadurch Keime wie Listerien

oder Salmonellen in den Produkten

ausbreiteten, könne es durchaus le-

bensbedrohlich sein, wenn die Kon-

trolle ausbleibt.
„Wenn dagegen in einer Bäckerei

unentdeckt bleibt, dass derTeig nicht

ordnungsgemäß abgedeckt wird, ist

das in der Regel weniger gravierend“,

so die Expertin. Generell seien Le-

bensmittel aber ein hochsensibler

Bereich, in dem unbedingt auf Hy-

gienegeachtetwerdenmüsse.„Voral-

lem für Kinder, Senioren und Men-

schenmitgeschwächtemImmunsys-

tem können Keime im Essen schnell

zumProblemwerden“, sagt Schautz.

Nach Angaben des Bundesver-

bandes für Lebensmittelkontrol-

leure fehlen bundesweit etwa 1 500

Lebensmittelkontrolleure. Die Ver-

bandsvorsitzende Anja Tittes sieht

jedoch auch die Hersteller in der

Pflicht: „Die Verantwortung für die

Lebensmittelsicherheit liegt bei den

Herstellern.“ Die Betriebe hätten si-

cherzustellen, dass von ihren Pro-

dukten keineGefahr ausgehe.

es ist keine beeindruckende Zahl: Laut Senat
sind nur 0,8 Prozent aller Gebäude in Berlin be-
reits energetisch saniert worden. Beim effizien-
ten Umgang mit Energie müssen die Berliner –
Verwaltungen, Firmen undBürger – also noch
kräftig drauflegen. Steglitz-Zehlendorf ist der
Bezirkmit denmeistenWohngebäuden:
40.621wurden2017gezählt. Der Senat und
die Verbraucherzentrale Berlin bitten Eigen-
heimbesitzer, aktiv zuwerden: Holen Sie sich
einen unabhängigen Energieberater ins Haus.
DurchleuchtetwerdenHeizung, Gebäudehülle
undEnergieverbrauch – und zwar kostenlos!
Möglichwird das durch dasModellprojekt
„ZuHaus inBerlin“, dasMitteAugust auch im
Berliner Südwesten startet. Am13. August
wird es um18Uhr in der Ingeborg-
Drewitz-Bibliothek, Grunewald-
straße 3 in Steglitz vorgestellt.

Ihr Boris Buchholz,
Tagesspiegel Leute
Steglitz-Zehlendorf
leute.tagesspiegel.de

Sozialstation
Waldfriede,
Dorota Rolkiewicz

Wir schreiben das Jahr 2030 und sind in
der Waldsiedlung Zehlendorf, die wegen
ihrer buntenHausfassaden liebevoll Papa-
geiensiedlung genannt wird. Es gibt ein
autonomes Energienetz mit Fotovoltaik-
und Solarthermie-Anlagen auf 1000 Dä-
chern und autofreieNebenstraßen, in de-
nen Gemüse, Beerensträucher und Obst-
bäume wachsen. Diesen Blick in die Zu-
kunft beschreiben Ute Scheub, Inga To-
mann und Christian Küttner von der
Nachbarschaftsinitiative Papageiensied-
lung mit Augenzwinkern. Das alles tat-
sächlich umzusetzen, wird schwer. Das
wissen sie. Irgendwann muss jedoch ir-
gendeiner mit irgendetwas und irgendwo

anfangen. Deshalb haben sie das Projekt
„Klimafreundliche Papageiensiedlung…
die nächsten 100 Jahre“ initiiert.
Denn die Siedlung wird demnächst

100 Jahre alt. „Wann genau wir das Jubi-
läum feiern, wissen wir noch nicht“, sagt
Ute Scheub mit einem sehr charakteristi-
schen Lachen. Das denkmalgeschützte
Häuserensemble imBauhausstil – entwor-
fen unter anderem von dem Architekten
Bruno Taut – entstand zwischen 1926
und 1931. Das Jubiläumsjahr ist dem-
nach flexibel. Ute Scheub wirkt fröhlich
und positiv, wenn sie über „ihre“ Sied-
lung spricht. Hier existiere ein besonde-
res Flair: familienfreundlich, grün, fast
wie in einem Dorf. Die sozialen Propor-
tionen seien von dem Architekten be-

wusst so geschaffen worden, dass Nach-
barn in Kontakt kommen müssen, sich
aber auch zurückziehen können.
Seit 1996wohntUte Scheubhier, grün-

dete 2007 die Nachbarschaftsinitiative,
die seit 2010 ein gemeinnütziger Verein
ist. Ihre Motivation:Wir können gemein-
schaftlich eher etwas bewirken, weil die
Menschen individuell oft nicht in die Pu-
schen kommen, sagt sie. Diese „übliche
Lethargie“ bezeichnet sie auch als „Be-
quemismus“.
Nachbarschaft, Zusammenhalt und

Umweltbewusstseinwerden in derWald-
siedlung Zehlendorf ohnehin seit Jahren
hochgehalten. Hinzu kommt die Bau-
gleichheit derHäuser, dieGemeinschafts-
lösungen, etwa bei Solaranlagen,möglich

machen. „Wir sind alle unterschiedlich
und doch so gleich“, sagt Christian Kütt-
ner. Wenn jemand in seinem Haus nach
einer Lösung für ein Problem suche,
könne er zum nächsten Nachbarn gehen
und nach dessen Erfahrungen fragen.
Außerdem lebten hier allerhand Men-

schen mit bestimmten Kompetenzen,
etwa Architekten oder Energieberater.
All das seien sehr gute Voraussetzungen
für eine klimafreundliche Siedlung. Die
zentrale Frage dabei ist: Wie würde
Bruno Taut die Siedlung heute für die
nächsten 100 Jahre fit machen? Das be-
vorstehende Jubiläum soll nunderAnlass
sein, zu beweisen, dass es eine Nachbar-
schaft schaffen kann, bis 2030 weitge-
hend CO2-neutral zu werden.

„Und ich hoffe, dasswir damit auch an-
dere Siedlungen oder Kommunen anste-
cken“, erzählt Christian Küttner. Mit
CO2-Neutralität seien dabei nicht null
Emissionen gemeint, sondern vielmehr
große Einsparungen in diesem Bereich
und die Kompensation weiterer Emissio-
nen. Kohlendioxid könne zum Beispiel
durch Baumpflanzungen oder mit Terra-
Preta-Kompostierung gespeichert wer-
den. Bei der Energieversorgung geht
Christian Küttner, der seit 2000 in der
Siedlung wohnt, mit gutem Beispiel vo-
ran. Auf dem Dach seines Hauses will er
eine Fotovoltaik-Anlage installieren las-
sen. Nicht einfach, wie er jetzt feststellt.
SeitMonaten läuft dasGenehmigungsver-
fahren mit den zuständigen Behörden.
Weil dasHaus denkmalgeschützt ist,müs-
sen hier weitaus mehr Regelungen einge-
halten werden als bei anderen Häusern.
Dabei geht es unter anderem um be-
stimmte Abstände zu Brandmauern, was
sich letztlich auf die Größe und damit auf
die Leistung der Anlage auswirkt.
Doch Christian Küttner zeigt sich zu-

versichtlich, dass er dieGenehmigungbe-

kommt. Und nachher hofft er auf einen
Schnellballeffekt. „Wenn nur zehn Nach-
barn sagen, dass sie das auch machen,
spricht es sich schnell herum und die
nächsten zehn Nachbarn machen es
auch“, so die Theorie.
Interesse hätten viele, sie scheuten nur

den Aufwand. Er höre oftmals den Satz:
„Wenn du weißt, wie es geht, sag mir Be-
scheid, dann mache ich es auch." Das
hehre Ziel: 1000 Dächer bis 2030mit Fo-
tovoltaik-Anlagen. In der Papageiensied-
lung leben knapp 5000 Menschen in
etwa 1100 Mehrfamilien- und Einfamili-
enhäusern.
Weitere Gedanken macht sich Chris-

tian Küttner auch über die Mobilität. Es
gebe zu vieleAutos in der Siedlung. Seine
Idee: 40 Stellplätze für Carsharing und
Elektroautos mit Ladestationen schaffen.
Hier seien derBezirk und das LandBerlin
gefragt. „Denndabewegenwir uns imBe-
reich Infrastruktur und Politik und das
kriegen wir als Bürger allein nicht hin.“
Der offizielle Start desKlima-Projektes

in der Siedlung war übrigens Anfang des
Jahres. Als ersten Schrittmachten die Ini-

tiatoren eine Umfrage unter den Nach-
barn, um deren Wünsche und Bedürf-
nisse zu erkunden. 104 Erwachsene und
17 Kinder und Jugendliche nahmen teil.
Themen waren unter anderem Autos,
Müll, Zustandder Straßen,Gärten,Baum-
bestand und Denkmalschutz. Die Ergeb-
nisse sind auf der Homepage der Nach-
barschaftsinitiative aufgeführt, unter pa-
pagei.atwebpages.com.
Im zweiten Schritt wurden vier Grup-

pen gebildet, die sich ein bis zwei Mal
monatlich treffen, um Ideen und Lösun-
gen zu ihren jeweiligenThemen zu disku-
tieren. Zwischen 8 und 15 Leute beteili-
gen sich in den Gruppen. Themen sind:
Grün,Wohnen,Mobilität und Infrastruk-
tur. Inga Tomann zumBeispiel, dieNach-
barin von Christian Küttner, arbeitet in
der Grün-Gruppe mit. „Wir treffen uns
jeweils in einemGarten und lernen so die

Nachbarn kennen, sonst würden wir uns
bestimmt nicht besuchen“, sagt sie. Auch
diese Gruppenarbeit fördere den Zusam-
menhalt, denn mit Klimafreundlichkeit
sei auch das soziale Klima unter Nach-
barn gemeint. Ihre Küchen- und Garten-
abfälle kompostiert sie mit der Terra-
Preta-Technik. Dabei wird Pflanzenkohle
zum Kompost gegeben und dieser nach-
her unter Luftabschluss fermentiert. Pro
Kilo Pflanzenkohle können gut drei Kilo
Kohlendioxid neutralisiert werden.
Gelernt hat sie das vonUte Scheub, die

schon seit vielen Jahren ihre Bioabfälle
mit dieser Technik kompostiert. „Wir
wollen, dass das hier in der Siedlung
noch bekannter wird“, schildert sie. Dies
sei jedoch nur eine Methode von vielen,
mit der Kohlendioxid reduziert werden
könne. Fazit: Die Technologien dafür
sind bereits vorhanden. „Jetzt müssen
wir lediglich noch lernen, unsere Ge-
wohnheiten zu ändern.“ Zwar bedeute
das Einschnitte im Leben eines jeden und
funktioniere nur Schritt für Schritt.
„Aber indem wir es vormachen, zeigen
wir, dass es geht“, sagt Ute Scheub.

Klimafreundliche Nachbarn
Die Papageiensiedlung in Zehlendorf soll CO2-neutral werden. Bewohner tun sich zusammen

EDITORIAL

Körpernah,
Caroline Kratsch

Wir in
Steglitz-Zehlendorf

Uwe’s Men Shop,
Uwe Herrmann

Blau zu bunt. Viel mehr Solaranlagen sollen künftig auf den Dächern der Papageiensiedlung stehen. Und derzeit gibt es noch viel zu viele Autos in der Nachbarschaft - aber auch viel Grün. Inga Tomann, Christian Küttner und Ute Scheub (von links) engagieren sich für Umwelt und Umfeld. 
Fotos: Anett Kirchner

Krankenhaus
Waldfriede,
Bernd Quoß

Liebe Leserinnen
liebe Leser,

Hörgeräte
an der Kaisereiche,
Bianka Stollhoff

Unseren Bezirksnewsletter aus dem
Südwesten gibt’s hier kostenlos:
leute.tagesspiegel.de

Schuhmode
Schmiedling,
Andreas Schmiedling

ANZEIGE

Ristorante
Villa Medici,
Mario Veglia

ANZEIGE

Parfümerie Harbeck,
Katja Schroedel

Bettenhaus
Schmitt,
Mark Schmitt

Von Anett Kirchner
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Hier stellen sich jeden Monat lokale Unternehmen vor –
mit hohem qualitativen Anspruch und
Ihrem persönlichen Ansprechpartner:

Terminvereinbarung mit Kira Brandt: 01 72/5 79 17 66 Saargemünder Str. 31 b · 14195 Berlin · www.franzvonbrandt.de

Chinos in Sommer-
farben, passend
dazu sportlich

lässige Sakkos.

maßanfertigung

www.hoergeraete-berlin.de

An der Kaisereiche
Rheinstr. 21
12161 Berlin
Tel:  85 4013 83

Am Schlachtensee
Breisgauer Str. 1-3
14129 Berlin
Tel:  80 10 54 74
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Leiden Sie an Morbus Crohn 
oder Colitis ulcerosa?

www.studienzentrum-waldfriede.de

CED-Studienzentrum im Krankenhaus Waldfriede
Im Rahmen von kontrollierten klinischen Studien suchen wir für die Testung neuartiger Substanzen mit interessanten Wirkansätzen, betroffene Männer undFrauen. Wir informieren Sie gerne über unser aktuelles Studienangebot.

Nehmen Sie Kontakt auf: 030. 81 810-8509 oder ced@waldfriede.dewww.foerderverein-waldfriede.de

Wo Not ist, helfen wir.
Unterstützen Sie uns dabei,
noch mehr Gutes zu tun.

Gutes tun tut gut.

Sozialstation Waldfriede | Argentinische Allee 42 | 14163 Berlin-Zehlendorf | www.sozialstation-waldfriede.de

Engagierte Pflege in der Sozialstation Waldfriede
Das gesamte Team der Sozialstation ist für Sie da.

Gegründet 1989 ist seitdem das Ziel, kranke und pflegebedürf-tige Menschen in ihrer vertrauten häuslichen Umgebung zu ver-sorgen und ihre Selbständigkeit soweit als möglich zu erhaltenund zu fördern. Für unsere Pflegekunden sind wir mit großemEngagement da und arbeiten eng mit den behandelnden Ärzten,den Kranken- und Pflegekassen sowie den Kostenträgern und Be-zirksämtern zusammen. Durch unsere Arbeit tragen wir dazu bei,notwendige Krankenhausaufenthalte zu verkürzen und den Ver-bleib in der Häuslichkeit zu unterstützen.

Kommen Sie auf uns zu, wir beraten Sie gern!

9x in Berlin
www.parfuemerie-harbeck.de

La Dolce Vita
 Für zwei Personen, die sich einig sind... für € 119,90

– ab 01. bis 31. August –
Passend zur schönsten Zeit des Jahres haben wir für Sie und Ihre 

Lieben ein – Hummer-Festival – zusammengestellt.

– 5 Gänge Menü –
– Roter Thun Carpaccio Mango-Streifen & Kaviar

– Hummercremesuppe mit Jakobsmuschel-Spieß
– Seeteufel Ravioloni auf Steinpilzen & Hummer-Ragout

– Kanadischer: Hummer Thermidor 
Arborio Risotto | Safranschaum

– Espresso Macchiato Parfait
Dazu servieren wir Ihnen:

eine 0,75 Fl. Sauvignon Blanc Collio Livon 2018er – Mineralwasser Sanpellegrino
Ihr Patrone Mario Veglia mit dem gesamten Team

VILLA MEDICI Spanische Allee 1–3 · 14129 Berlin
Telefon 030/8 02 11 43 · Di. bis So. von 11.30 bis 24 Uhr

Tradition seit 1990
ce V

di

Tel. 84 72 26 26 · ·Mo–Fr 10–18.30 Sa 10–14.30 UhrTeltower Damm 47 · www.uwesmenshopberlin.com

Ihr Herren-

ausstatter in

Zehlendorf

Ich muss im Alter womöglich Grundsiche-
rung beantragen – macht trotzdem eine pri-
vate Altersvorsorge Sinn?

Früher wurde die private Altersvorsorge
vollständig auf dieGrundsicherung ange-
rechnet. Das hat sich Anfang 2018 geän-
dert. Seitdem darf man eine Rente aus ei-
nem Riester-Vertrag oder aus einer Be-
triebsrente in Grenzen zusätzlich zur
Grundsicherung behalten. Das Gleiche
gilt für andere freiwillig angesparte Al-
tersvorsorge: Daraus darf jeder 100 Euro
im Monat behalten, von darüber hinaus-
gehender Zusatzrente 30 Prozent. Gede-
ckelt ist das Ganze bei einem Betrag von
derzeit 212 Euro im Monat. Um diesen
Betrag kann man die Grundsicherung
also „aufstocken“. Er steigt entsprechend
der Höhe der Grundsicherung.
Nehmen wir an, Sie sind 38 Jahre alt,

haben ein aktuelles Bruttoeinkommen
von 20000 Euro und ein Kind. Schließen
Sie einen Riestervertrag ab, so zahlen Sie
27EuroproMonatselbstein,vomStaatbe-
kommen Sie je Monat rund 40 Euro Zu-
lagedazu. ImAlterbekommenSiedaraus,
wenn es ein guter Vertrag ist, beispiels-
weise 120 Euro Rente imMonat. Müssen
Sie im Alter von der Grundsicherung le-
ben, könnten Sie von der Riester-Rente
entsprechend der neuen Regelung 106
Euro proMonat zusätzlich behalten.
Damit macht eine solche zusätzliche

Altersvorsorge seit 2018 gerade auch
dann Sinn, wenn man befürchten muss,
im Alter vielleicht auf Grundsicherung
angewiesen zu sein.

ANLEGER Frage

0,01 oder0,05Prozent zahlen die großen
deutschenBankenderzeitKunden,die12
Monate ihr Geld bei ihnen anlegen wol-
len.Wer nicht möchte, dass die Preisstei-
gerung von 1,7 Prozent am Vermögen
nagt, muss also etwasmehr ins Risiko ge-
hen.EineMöglichkeit:aufDividendenset-
zen. ZwischenMitteMärzundMai schüt-
tet der Löwenanteil europäischer Unter-
nehmen Teile des Vorjahresgewinns an
ihre Besitzer, die Aktionäre, aus. In den
USA ist es Usus, jedes Quartal einen Teil
desGewinns auszugeben.
Nie zuvor ging dabei mehr Geld an die

Eigner als in diesem Jahr: Allein die 160
Unternehmen des Dax und seiner kleine-
renIndexbrüderMDax,SDaxundTecDax
verteilen für2018insgesamt52,4Milliar-
den Euro, ergab eine Studie der Fondsge-
sellschaft Deka. Auf europäischer Ebene
sind es, gemessen am MSCI Europe mit
450 Unternehmen aus 15 Ländern, 350
Milliarden Euro – das sind 16 Milliarden
mehr als ein Jahr zuvor. Insgesamt schüt-
ten die deutschen Unternehmen damit
auch einen höherenAnteil ihrerGewinne
aus:Waren es für2017nur38Prozent, so
gehen für das vergangene Jahr 42 Prozent
andieEigner.ÜberwiesenwerdendieGe-
winnbeteiligungen jeweils kurz nach den
jährlichen Hauptversammlungen, bei de-
nendieAktionäredenAusschüttungenzu-
stimmen müssen. Dafür notieren die Ak-
tienamTagdieserAktionärstreffen„exDi-
vidende“,alsoumdieAusschüttungredu-
ziert, was sich jedoch in stabilenMarktsi-
tuationenmeistschnellwiederkorrigiert.
DiemeistenFirmenindendeutschenIn-

dizes werden ihre Gewinnbeteiligungen
für2018wohl erhöhen. ImDax etwawol-
len24der 30UnternehmendieAusschüt-
tung steigern, bei fünf Unternehmen
bleibt sie unverändert (Bayer, Beiersdorf,
Deutsche Bank, Deutsche Post, Merck)
und nur eines will sie senken: Der Auto-
bauer Daimler will die Gewinnbeteili-
gung von 3,65 auf 3,25 Euro kappen,
würde dabei aber immerhin einen höhe-
ren Anteil seines gesunkenen Gewinns
ausschütten, nämlich 48 statt 37 Prozent
im Vorjahr. Auch andere Firmen wollen
ihre Aktionäre schonen: Conti etwa
schockte mit Gewinnwarnungen und
musste für 2018 ein um gut 13 Prozent
gesunkenes Ergebnis melden – dennoch
soll die Dividende um 25 Cent auf 4,75
Euro je Aktie steigen. Bayer kündigt eine
stabile Dividende an, obwohl der Über-
schuss 2018 gesunken war.
Noch haben nicht alle Vorstände ihre

Vorschlägefürdie2018er-Dividendever-
öffentlicht. Analysten gehen davon aus,
dass nach Daimler auch BMW die Divi-
dende kappen könnte, möglicherweise
von vier auf 3,85Euro.
Insgesamt sind Dividenden aber eine

wichtige Renditequelle neben der Kurs-
entwicklung. Studien zeigen immer wie-
der, dass zwischen 30und40Prozent der
langjährigen Wertentwicklung über Ge-
winnausschüttungen laufen. Nach einer
Untersuchung von Allianz Global Inves-
torshabenDividendenseit1973beieuro-
päischenAktiensogareinenAnteilvon41
Prozent an der Gesamtperformance. Das
gilt, vor allemfürdiegroßenMärkte, ähn-
lich auch in den USA: Von 10,1 Prozent,
die der S&P500der 500 größtenUS-Un-
ternehmen zwischen 1926 und Ende
2018 jedes Jahr imSchnitt abgeliefert hat,
kommen knapp 40 Prozent aus Dividen-
den.Über alleMärkte hinweg liegt dieser
Wert bei etwa einem Drittel. Dabei seien
große Unternehmen, so die Allianz-Stu-
die, in Europa deutlich aktionärsfreundli-
cher als in denUSA,während in denUSA
mit dem Geld häufiger eigene Aktien zur
Kurspflege zurückgekauftwürden.
Allerdings: Eine möglichst hohe Divi-

dendenrendite – das ist die Ausschüttung
gemessen amaktuellenKurs – ist keinGa-
rant für ein erfolgreiches Investment. Die
höchste Dividendenrendite mit aktuell
6,5 Prozent bietet der Stuttgarter Auto-
bauer Daimler – genau das Unterneh-
men, das seineAusschüttung jetzt kürzen
könnte. Seine hohen Renditen haben also

nicht mit nachhaltigen Gewinnen, son-
dernmit gefallenen Kursen und einer un-
günstigen Gewinnentwicklung zu tun:
Der Kurs ist seit Anfang 2015 von knapp
96 Euro auf jetzt knapp 51 Euro abge-
stürzt. Die Dividenden federn einen Teil
der Verluste ab. „Im Anlegerdepot haben
Ausschüttungen eine Airbag-Funktion,
die sich gerade angesichts der unsicheren
Marktsituationbesonders vorteilhaft aus-
wirken kann“, sagt Hans-Jörg Naumer,
Leiter der Kapitalmarktanalyse bei Alli-
anz Global Investors und Autor der Stu-
die. Dividenden stabilisierten damit De-

pots und böten ein planbares Einkom-
men. Doch nicht nur Dividenden stabili-
sieren die Aktien. Auf Unternehmen, die
regelmäßig gute Ausschüttungen zahlen,
wirke die Dividendenzahlung insgesamt
disziplinierend – jedesUnternehmenver-
suchemitNachdruck, sinkendeAusschüt-
tungen zuvermeiden.Denn eineDividen-
denkürzung nehme der Markt sehr übel.
Dividendenstrategien,wiesievieleBan-

kenundIndexfirmenmitFonds,Zertifika-
ten oder ETF anbieten, blicken nicht nur
auf die reine Dividendenrendite – son-
dern auch darauf, dass über Jahre hinweg

nachhaltigstabileodersteigendeDividen-
den gezahlt werden. Der MSCI World
High Dividend Index etwa umfasst 293
Aktienaus25Ländern,beidenendieDivi-
dende mindestens 30 Prozent über dem
Durchschnitt ihres Index liegt undgleich-
zeitig nachhaltig gezahlt wird. Die meis-
ten Anbieter von passiven Indexfonds
(ETF), zum Beispiel ishares von Black-
rockoder x-trackers derDeutschenBank,
bietenPapiereaufdenIndexan.DerStoxx
Global Select Dividend 100 Index wie-
derum investiert in jene 100 Unterneh-
men aus denwichtigen Industrieländern,
die in den vergangenen fünf Jahren eine
gleichbleibende oder steigende Divi-
dende gezahlt, dabei aber nicht mehr als
60ProzentdesGewinnsausgeschüttetha-
ben. Grundsätzlich sind in dem Index 40
Aktien aus den USA, 30 aus Europa und
30 aus Asien vertreten, derzeit etwa
Nestle,ExxonMobil,SiemensunddieAlli-
anz. In den USA, wo die meisten beson-
ders ausdauernden Dividendenzahler zu
finden sind, könnenAnleger sich an Indi-
zes wie dem S&P500 Dividend Aristo-
crats orientieren. Dieser Index besteht
aus57Unternehmen, die seitmindestens
25 Jahren stetig ihreDividendeerhöhtha-
ben,überschwierigeMarktphasenundRe-
zessionenhinweg.DerDividenden-Index
hat den Hauptindex S&P500 in der ver-
gangenen Dekade nicht nur geschlagen,
sondernerschwankteauchdeutlichweni-
ger. Vertreten sind darin Aktien wie
Coca-Cola, die seit vielen Jahrzehnten
konstante oder steigende Dividende zah-
len: Colgate-Palmolive, Johnson & John-
son,derMöbelproduzent Leggett&Platt,
der Maschinenbauer Dover, der seit 63
Jahren kontinuierlich die Dividende er-
höht,oderStanleyBlack&Decker,dieseit
etwa einem halben Jahrhundert stetig
mehr an ihreAnteilseigner überweisen.
ImEuroStoxx50verfügenFinanzwerte

wie die SociétéGénérale (8,7 ProzentDi-
videndenrendite),BNPParibas (7,1),Axa
(6,6) oder ING (6,7) derzeit über hohe
Ausschüttungsquoten. Rund die Hälfte
der 50 Aktien hat Dividendenrenditen
von mehr als vier Prozent. Im Dax liegen
neben Daimler vor allem BMW, die Tele-
kom, die BASF, Covestro und die Allianz
vorne. ImMDax sind es freenet, RTL, die
Pfandbriefbank unddieAareal Bank.

Frankfurt am Main - Andere stehen
zwar noch schlechter da, aber gut sieht es
bei der Deutschen Bank wahrlich nicht
aus. Im vergangenen Jahr rangierte sie
auf Platz zehn der Unternehmen, die ih-
ren Aktionären die größten Kursverluste
bescherten. 56 Prozent büßte die Aktie
derDeutschenBank ein, in den vergange-
nen fünf Jahren waren es sogar 76 Pro-
zent. Die Commerzbank steht auf der
Liste der 50 größten Kapitalvernichter,
die die Aktionärsvereinigung DSW am
Mittwoch in Frankfurt vorlegte, immer-
hin „nur“ auf Platz 25 mit freilich eben-
falls herben Kurseinbußen von 54 Pro-
zent im vergangenen Jahr und knapp 51
Prozent in den vergangenen fünf Jahren.
Aber nicht nur wegen der schlechten
Kursentwicklung hält DSW-Vizepräsi-
dentKlausNieding nichts von einermög-
lichen Fusion der beiden Institute. „Da
gibt es viel zu viele überlappende Ge-
schäftsfelder, als dass ein Zusammen-
schluss Sinnmachenwürde. Das Einzige,
was angerichtet würde, wäre ein massi-
ver Arbeitsplatzabbau“, sagte Nieding.
Ob sichOlaf Scholz, ein sozialdemokra-

tischer Finanzminister, dafür hergeben
würde, bezweifelt Nieding. Er glaubt

auch nicht, dass Deutsche-Bank-Chef
Christian Sewing mit einem solchen
Schritt in die Geschichte seines Hauses
eingehenwill. Schätzungengehenmittler-
weile davon aus, dass bei einem Zusam-
menschluss mindestens 40000 der aktu-
ell noch 130000Vollzeitstellen in beiden
Häusern binnen weniger Jahre wegfallen
würden. Die Dienstleistungsgewerk-
schaft Verdi und der Deutsche Bankange-
stellten Verband (DBV) lehnen deshalb
eine Fusion ab.
Ob diese den Aktien beider Unterneh-

men guttun oder zu einer weiteren Tal-
fahrt führen würde, lässt die DSW offen.
KaumeinTrost fürAktionäre beider Ban-
ken dürfte sein, dass es andere noch viel
stärker trifft. Größter Kapitalvernichter
war im vergangenen und über die letzten
fünf Jahre nach Angaben von
DSW-Hauptgeschäftsführer Marc Tüng-
ler das Pharmaunternehmen Mologen
mit einem Kursminus von mehr als 85
Prozent, über fünf Jahre sogar 97 Pro-
zent. Beim angeschlagenen Möbelkon-
zern Steinhoff summieren sich die Ver-
luste seit dem Jahr 2013 auf 95 Prozent,
beim insolventen Modehersteller Gerry
Weber auf 92Prozent.Unter den50größ-
tenKapitalvernichtern sind auchderBau-
konzern Bilfinger, derChemie- und Phar-
makonzern Bayer, die Baumarktkette
Hornbach, Südzucker, der Modekonzern
Hugo Boss und Heidelberger Druck.
 Rolf Obertreis
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Grundsicherung
aufstocken?

Kreditkonditionen

PSD Bank Köln

Dt. Skatbank

Dt. Kreditbank

PSD Bank

Netbank

SKG Bank

ING

Oyak Anker Bank

Sparda-Bank

PSD Bank Köln

Dt. Skatbank

Ethik-Bank

Dt. Kreditbank

PSD Bank

SKG Bank

Netbank

ING

Sparda-Bank

Ratenkredite
5000 Euro

Ratenkredite
10 000 Euro

2,492,49

2,942,94

3,493,49

3,493,49

3,543,54

3,693,69

3,993,99

4,194,19

4,954,95

12 Monate12 Monate

2,492,49

2,942,94

2,952,95

3,493,49

3,493,49

3,693,69

3,883,88

3,993,99

5,955,95

48 Monate48 Monate

2,49

2,94

3,49

3,49

3,88

3,69

3,99

4,19

4,95

24 Monate
Laufzeiten:

2,49

2,94

2,95

3,49

3,69

3,69

3,88

3,99

6,25

60 Monate
Laufzeiten:

2,49

2,94

3,49

3,49

3,88

3,69

3,99

4,19

4,95

36 Monate

2,49

2,94

2,95

3,49

3,69

3,79

3,88

3,99

6,95

72 Monate

PSD Bank

Comdirect-Bank

Dt. Kreditbank

ING

1822direkt

Targobank

Consorsbank

Netbank

Santander

Girokonten

6,096,09

6,506,50

6,906,90

6,996,99

7,437,43

7,477,47

7,757,75

8,008,00

8,058,05

DispokreditDispokredit

6,09

11,00

6,90

6,99

7,43

7,47

7,75

8,00

8,05

geduldete
Überziehung

0,01*

keine

0,20**

keine

keine

keine

keine

keine

keine

Guthaben-
zins

Quelle: FMH-Finanzberatung,
www.fmh.de

*ab 10.000 Euro; ** Guthabenzins auf der Kreditkarte
Tsp/Bartel

Stand: 09. März 2019

an Volker Schmidtke
Finanzexperte

der Verbraucherzentrale Berlin

Von Veronika Csizi

Alle Jahre wieder geben die Aktienkonzerne im Frühling Gewinnanteile an ihre Aktionäre aus – immer höhere. Bild: Getty Images/iStockphoto
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Größte
Kursverluste
bei Banken
Welche Konzerne

Kapitalvernichter sind

KURSE FESTVERZINSLICHER WERTPAPIERE

ANLEIHEN AUS DEUTSCHLAND
Bundesanleihen
6,250 Anl. 94/24 -0,382 132,27 131,97

6,500 Anl. 97/27 -0,132 155,44 154,48

5,625 Anl. 98/28 -0,097 150,66 149,59

4,750 Anl. 98/28 -0,042 144,69 143,56

6,250 Anl. 00/30 0,043 166,94 165,51

5,500 Anl. 00/31 0,110 163,21 161,65

4,750 Anl. 03/34 0,315 166,17 164,28

4,000 Anl. 05/37 0,433 161,02 159,01

4,250 Anl. 07/39 I 0,506 172,07 169,74

4,750 Anl. 08/40 0,519 185,12 182,65

1,947 Anl. 09/20 - 102,95 102,72

3,500 Anl. 09/19 -0,555 101,25 101,32

3,250 Anl. 09/20 -0,642 103,18 103,23

3,000 Anl. 10/20 -0,566 104,69 104,73

3,250 Anl. 10/42 0,582 158,00 155,59

2,250 Anl. 10/20 -0,564 104,19 104,20

2,500 Anl. 10/21 -0,617 105,70 105,70

3,250 Anl. 11/21 -0,549 108,85 108,81

2,250 Anl. 11/21 -0,547 107,00 106,93

2,000 Anl. 11/22 -0,540 107,21 107,11

0,105 Anl. 12/23 Inf. - 106,14 105,69

1,750 Anl. 12/22 -0,517 107,58 107,43

2,500 Anl. 12/44 0,652 142,99 140,66

1,500 Anl. 12/22 -0,506 107,05 106,88

1,500 Anl. 13/23 -0,471 107,83 107,61

1,500 Anl. 13/23 -0,458 108,26 108,01

2,000 Anl. 13/23 -0,438 110,91 110,63

1,750 Anl. 14/24 -0,392 110,68 110,32

2,500 Anl. 14/46 0,687 145,17 142,70

0,513 Anl. 14/30 - 117,88 116,73

1,500 Anl. 14/24 -0,372 109,79 109,40

1,000 Anl. 14/24 -0,350 107,40 106,99

0,500 Anl. 15/25 -0,315 104,88 104,37

0,102 Anl. 15/26 - 110,10 109,21

1,000 Anl. 15/25 -0,280 108,31 107,73

0,500 Anl. 16/26 -0,234 105,13 104,48

0,000 Anl. 16/26 -0,193 101,45 100,71

0,250 Anl. 17/27 -0,148 103,18 102,38

0,500 Anl. 17/27 -0,100 105,08 104,19

1,250 Anl. 17/48 0,722 113,94 111,71

0,500 Anl. 18/28 -0,050 104,92 103,97

0,250 Anl. 18/28 0,007 102,29 101,30

0,250 Anl. 19/29 0,061 101,87 100,83

Nullk. Anl. 19/29 - 98,97 97,90

Nullk. Anl. 19/29 - 98,18 97,13

Bundesobligationen
0,500 BO S169 14/19 -0,528 100,08 100,10

0,250 BO S170 14/19 -0,557 100,47 100,48

0,000 BO S171 15/20 -0,574 100,63 100,63

0,250 BO S172 15/20 -0,569 101,31 101,28

0,000 BO S173 16/21 -0,561 101,17 101,12

0,000 BO S174 16/21 -0,543 101,41 101,31

0,000 BO S175 17/22 -0,537 101,67 101,51

0,000 BO S176 17/22 -0,495 101,79 101,60

0,000 BO S177 18/23 -0,455 101,88 101,62

0,000 BO S178 18/23 -0,413 101,92 101,60

0,000 BO S179 19/24 -0,361 101,85 101,46

Bundesschatzanweisungen
0,000 BSA 17 1,842 100,00 100,01

0,000 BSA 17 II -0,542 100,14 100,14

0,000 BSA 17/19 -0,556 100,28 100,28

0,000 BSA 17/19 -0,565 100,43 100,42

0,000 BSA 18/20 -0,572 100,57 100,57

0,000 BSA 18/20 -0,575 100,72 100,70

0,000 BSA 18/20 -0,566 100,85 100,83

0,000 BSA 18/20 -0,564 100,99 100,94

0,000 BSA 19/21 -0,549 101,11 101,04

Bundesländer
1,500 Nr.44 14/21 -0,316 103,43 103,40

0,500 Nr.47 15/25 0,078 102,48 101,95

Länder- und Städteanleihen
4,250 Berlin A226 07/22 -0,200 113,92 113,82

0,000 Berlin A379 12/19 - 100,00 100,00

2,050 Berlin A399 13/23 -0,080 109,17 109,17

1,625 Berlin A435 14/24 - 108,51 108,08

1,100 Berlin A455 14/24 0,214 104,77 105,00

0,750 Berlin A457 14/22 -0,156 103,33 103,13

0,625 Berlin A490 16/36 1,100 92,50 90,69

3,500 Brandenburg 11/21 -0,284 108,57 108,56

1,625 Brandenburg 14/24 0,025 108,32 107,93

0,375 Brandenburg 15/25 0,202 101,04 100,41

2,750 Hessen 10/20 -0,345 104,75 104,77

3,000 Hessen 11/21 -0,273 108,04 107,98

1,750 Hessen 12/20 -0,363 102,69 102,71

1,250 Hessen 14/22 0,183 103,45 103,29

0,750 Hessen 16/36 - 94,94 92,98

1,300 Hessen 18/36 1,300 100,00 100,00

2,875 Sachsen Frei. 10/19 -0,185 102,15 102,22

Berlin-Hannoversche Hypothekenbank
4,500 Em. 149 v. 07/19 -0,304 100,66 100,75

1,625 Em. 92 v. 14/20 0,464 102,00 102,00

Deutsche Kreditbank, Berlin
1,625 Pf R 74 14/21 -0,008 103,07 103,03

1,375 Pf R 77 14/21 -0,182 103,05 103,10

1,625 Pf R 81 14/24 0,133 107,82 107,59

0,500 PF 15/27 0,434 100,52 99,88

Kreditanstalt für Wiederaufbau
4,159 Anl. 03/23 - 116,20 116,20

0,021 Anl. 05/25 - 99,15 99,25

3,500 Anl. 06/21 -0,370 108,99 108,98

4,625 Anl. 07/23 -0,241 118,66 118,50

7,500 Anl. 08/26 - 151,14 150,34

3,625 Anl. 10/20 0,093 103,02 103,57

3,375 Anl. 11/21 -0,427 107,08 107,09

0,000 Anl. 11/21 - 100,43 100,43

2,625 Anl. 11/19 -0,438 101,31 101,36

0,000 Anl. 12/22 - 100,90 100,90

2,500 Anl. 12/22 -0,329 108,11 108,02

1,875 Anl. 12/19 0,468 100,02 100,07

0,000 Anl. 12/21 - 100,50 100,50

1,250 Anl. 12/19 - 101,01 101,04

0,000 Anl. 13/21 - 100,19 100,20

2,125 Anl. 13/23 -0,167 110,18 109,89

1,500 Anl. 14/24 -0,089 108,36 107,98

0,154 Anl. 15/21 -0,316 100,94 100,80

0,167 Anl. 15/21 -0,235 100,97 100,91

0,000 Anl. 16/21 -0,374 100,87 100,80

0,016 Anl. 16/21 -0,240 100,59 100,54

0,000 Anl. 17/22 -0,283 100,89 100,73

Landesbank Berlin
5,875 IHS v. 09/19 0,869 103,48 103,55

0,750 PF.S.555 v. 17/27 0,594 101,31 100,38

Landesbank Hessen-Thüringen
3,000 IHS E0510 v. 10/20 -0,033 103,94 104,02

Unternehmensanleihen
2,250 Adidas 14/26 1,187 107,65 107,15

6,750 Air Berlin 14/19 - 4,00 2,50

3,375 Allianz SE 14/24 - 106,02 106,75

- Altria 19/31 - 100,72 99,93

2,000 BASF SE 12/22 0,161 106,83 106,73

1,875 BASF SE 13/21 -0,100 103,75 103,71

2,625 Bertelsm. 12/22 0,126 108,44 108,36

1,750 Bertelsm. 14/24 0,607 106,26 105,94

6,500 Bioenergie 13/20 4,375 102,75 101,51

1,000 BMW 16/22 0,258 102,16 102,09

7,750 Commerzbk. 11/21 1,491 112,28 113,20

3,125 Continental 13/20 0,076 104,54 104,54

5,250 CTC Bondco 17/25 5,731 97,78 97,73

4,625 DIC Asset 14/19 1,678 101,41 101,46

1,625 Dt. Bahn 18/38 1,275 104,58 103,43

2,375 Dt. Bank 13/23 1,732 102,36 101,93

1,625 Dt. Börse 15/25 0,203 109,27 108,72

2,750 Dt. Post 13/23 0,228 111,46 111,18

5,625 Dt. Rohstoff 16/21 - 104,01 103,91

2,875 Dürr 14/21 1,002 103,79 103,85

7,750 Eterna Mode 17/22 - 105,50 104,75

1,875 Evonik 13/20 -0,015 102,02 102,04

4,875 EWE 04/19 -0,074 102,90 102,98

7,875 EYEMAXX 13/19 - 99,56 99,71

8,000 EYEMAXX 14/20 - 103,26 103,26

5,250 Fraport 09/19 0,172 102,50 102,60

5,250 Fraport 09/19 0,208 102,48 102,56

2,125 Fresenius 17/27 1,707 103,06 102,84

7,250 German Pellets 14/19 - 1,24 1,28

8,000 Golfino 11/23 7,030 103,70 103,70

1,125 Han. Rück. 18/28 0,985 101,21 100,65

6,750 Hapag-Lloyd 17/22 4,929 104,99 105,10

5,125 Hapaq Lloyd 17/24 4,298 104,12 104,37

7,500 Heidel.Cem. 10/20 0,185 107,69 107,80

3,875 Hochtief 13/20 0,522 103,39 103,45

2,300 ING-DiBa 12/20 0,396 102,00 102,50

3,000 K+S 12/22 1,711 104,06 104,58

4,125 K+S 13/21 1,212 107,78 107,85

2,625 Lanxess 12/22 0,365 108,27 108,04

1,375 Metro 14/21 1,211 100,42 100,38

6,500 Nordex 18/23 7,845 96,04 95,61

2,375 O2 Tele 14/21 0,214 104,12 104,04

7,750 Penell 14/19 - 0,01 0,01

3,750 PNE Wind 14/19 161,524 3,34 3,20

4,000 PNE Wind 18/23 3,732 101,00 101,00

2,625 Pro7Sat.1 14/21 1,230 102,86 102,84

5,750 RWE 03/33 2,096 143,73 142,11

1,000 SAP SE 15/25 0,431 103,39 102,95

2,000 Sixt SE 14/20 0,432 101,97 102,12

7,000 Solarworld 14/19 - 54,00 53,50

1,750 TAG Immob. 18/25 1,465 101,69 101,26

3,125 Talanx 13/23 0,248 111,21 110,98

2,750 ThyssenKrupp 16/21 1,512 102,40 102,50

4,875 UBM Devel. 14/19 1,087 101,20 100,65

1,625 WPP Fin. 15/30 2,230 94,14 92,94

1,750 Würth Fin. 13/20 -0,127 102,23 102,22

AUSLANDSANLEIHEN IN EURO

5,625 Ägypten 18/30 6,255 95,05 94,68

5,750 Albanien 15/20 1,587 106,78 106,83

3,750 Belgien 10/20 -0,494 106,59 106,60

4,250 Belgien 10/41 1,352 154,91 153,04

4,500 Belgien 11/26 0,086 130,96 130,06

1,000 Belgien 15/31 0,760 102,80 101,49

2,875 Brasilien 14/21 0,490 104,85 104,85

6,625 Elfenbeink. 18/48 7,224 92,80 92,70

4,375 Finnland 08/19 -0,397 101,47 101,56

3,375 Finnland 10/20 -0,530 104,27 104,29

3,500 Finnland 11/21 -0,468 108,35 108,31

1,500 Finnland 13/23 - 107,50 107,21

4,000 Frankreich 05/55 1,578 166,29 163,34

4,500 Frankreich 09/41 1,196 163,88 161,38

2,250 Frankreich 10/22 -0,329 109,40 109,19

3,500 Frankreich 10/26 0,084 124,22 123,74

5,500 Frankreich 97/29 0,396 150,51 148,78

5,900 Irland 09/19 -0,297 103,71 103,87

5,400 Irland 09/25 0,196 131,00 130,63

5,000 Irland 10/20 -0,417 108,70 108,79

2,400 Irland 14/30 0,802 117,01 115,66

2,500 Island 14/20 0,097 103,21 103,31

3,500 Kanada 10/20 -0,409 103,28 103,36

3,375 Luxemburg 10/20 -0,454 104,53 104,61

5,625 Mazedonien 16/23 1,978 115,11 114,93

3,500 Niederld. 10/20 -0,211 104,98 105,50

3,250 Niederld. 11/21 -0,552 108,97 108,93

2,250 Niederld. 12/22 -0,452 109,11 108,98

2,000 Niederld. 14/24 -0,253 112,12 111,73

2,750 Niederld. 14/47 0,786 148,95 146,55

7,500 Niederld. 93/23 -0,419 130,73 130,59

5,500 Niederld. 98/28 0,047 148,10 146,91

4,150 Österr. 07/37 0,835 155,20 152,95

4,850 Österr. 09/26 0,008 133,90 133,20

3,400 Österr. 12/22 -0,359 114,00 113,83

3,800 Österr. 12/62 1,304 181,55 176,94

1,200 Österr. 15/25 -0,038 108,19 107,51

0,750 Österr. 16/26 0,105 104,88 104,04

1,500 Österr. 16/47 1,158 108,12 105,60

4,500 Polen 07/22 -0,096 113,12 113,13

4,000 Polen 10/21 -0,156 108,44 108,47

5,250 Polen 10/25 0,477 127,49 127,74

3,850 Portugal 05/21 -0,127 108,32 108,40

4,950 Portugal 08/23 0,080 122,43 122,24

4,800 Portugal 10/20 -0,284 106,40 106,50

5,650 Portugal 13/24 0,201 126,68 126,29

3,625 Russland 13/20 0,237 105,10 105,06

0,750 Schweden 14/19 -0,386 100,15 100,16

0,050 Schweden 15/20 -0,406 100,42 100,43

4,000 Slowakei 06/21 -0,398 109,00 109,03

4,000 Slowakei 10/20 -0,175 104,69 104,85

1,375 Slowakei 15/27 0,446 107,16 106,47

4,700 Spanien 09/41 2,039 147,42 145,72

4,850 Spanien 10/20 - 108,39 108,45

4,000 Spanien 10/20 -0,341 104,92 104,96

4,650 Spanien 10/25 0,522 125,83 125,52

5,500 Spanien 11/21 -0,188 112,15 112,19

5,900 Spanien 11/26 0,736 136,94 136,55

5,900 Spanien 11/26 - 137,01 136,55

1,400 Spanien 14/20 - 101,54 101,55

3,800 Spanien 14/24 0,288 117,86 117,50

2,750 Spanien 14/24 0,399 113,07 112,79

4,000 Spanien 14/64 2,697 133,97 130,81

2,350 Spanien 17/33 1,631 109,15 108,15

3,750 Südafrika 14/26 2,781 106,36 106,13

4,125 Tschechien 05/20 -0,061 104,24 104,31

3,625 Tschechien 10/21 0,181 107,16 107,68

3,875 Tschechien 12/22 -0,041 112,52 112,57

5,125 Türkei 10/20 1,863 103,76 104,07

3,875 Ungarn 05/20 -0,064 103,75 103,82

7,000 Uruguay 03/19 2,667 101,22 101,48

Titel Rendite 12.03. 06.03.

12.3.

Rex 142,39 Punkte
Veränderung zur Vorwoche + 0,36%

11.3.

Umlaufrendite 0,00 %
Veränderung zur Vorwoche – 100,00%

STAATSANLEIHEN 10 JAHRE (Kurs/Rendite)      Deutschland 101,86   0,06 %      Frankreich 103,19   0,41 %      Großbritannien 104,08   1,18 %      Schweiz 103,70   -0,35 %

(AUD) = Austral. Dollar 
(BRL) = Brasil. Real 
(CAD) = Kanad. Dollar 
(CNY) = Chin. Renminbi 
(NOK) = Norw. Krone 

(NZD) = Neuseeländ. Dollar 
(TRY) = Türk. Lira
Der Xetra-Handel endet um 17:30 Uhr.

Angaben ohne Gewähr.                  

So viel schütten die Dax-Konzerne aus
erwartete Dividende ‘19 Dividende 2018 nächste HV*

*Hauptversammlung
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erwartet bereits gezahlt

Mehr vom Gewinn
Nie zuvor wurden so hohe Dividenden ausgeschüttet. Eine Analyse zur Saison der Hauptversammlungen
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Schon ab 1.000 Euro
Gehaltseingang im Monat

psd-bb.de/girokonto

50€
Startguthaben

bis 31.03.2019

sichern

Im Auftrag der  Konzept und Umsetzung

Aktionswoche „Berlin 
spart Energie“ – Best-
Practice-Energiewende  
vom 4. bis 9. November

Im aktuellen Interview: 
Lukas Siebenkotten, 
Präsident des Deutschen 
Mieterbundes

  Berlin spart Energie
Aktionswoche 2019

Energieberatung
Schwerpunkt

DREI  2019

Zeitschrift des Berliner 
ImpulsE-Programms

1603
Energieberatung in  
Berliner Bezirken –  
BEK-Modellprojekt  
„ZuHaus in Berlin“

11Geschenkt ist geschenkt, wiederho-
len ist gestohlen, hieß es schonda-
mals auf dem Schulhof. Aber wie

genau verhält es sich eigentlich mit dem
Zurückgeben? Als Schülerin stellte sich
mir diese Frage noch nicht, dafür beant-
worte ich sie nun recht häufig. Berufsbe-
dingt sozusagen. Während der Vorweih-
nachtszeit, als die meisten Berlinerinnen
und Berliner die Auslagen der Geschäfte
nachpotentiellenGeschenkenfürihreLie-
ben durchforstet haben, fiel mir der un-
schlüssig den Schmuckstand umkrei-
sende Vater ins Auge, der sich nicht zwi-
schenKetteundBroschefürseineTochter
entscheiden konnte.Ob er jetzt nach dem
Fest an unserem Counter stehen und um
Rat fragen wird? Das Schmuckstück habe
seinerTochternichtgefallen.Eineschöne
Bescherung. Kann man das zurückgeben
oder umtauschen?
Nun,wenndasGeschenknicht denGe-

schmack traf oder doppelt unter dem
Weihnachtsbaumlag,habenKäufer leider
nicht automatisch das Recht, ihr Präsent
umzutauschen.SiesindaufdieKulanzdes
Händlers angewiesen. Kleinere Juwelier-
geschäfte können sich diese oftmals nicht
leisten. Wer das Risiko nicht eingehen
möchte,muss sich schonbeimKauf nach-
weisbar zusichern lassen, das Geschenk
umtauschen zu dürfen. Ansonsten muss
der Händler die Ware nicht zurückneh-
men, nur weil sie dem Beschenkten nicht
gefiel.
Ist die gekaufteWare jedoch fehlerhaft,

haben Käufer klare Rechte gegenüber
dem Verkäufer und können zwei Jahre
langAnsprüchebeimHändlergeltendma-
chen,wennessichumeinenNeukaufhan-
delte. Bevor der Kunde jedoch den Kauf-
preis der mangelhaften Ware zurücker-
hält oder mindern kann, muss er dem
Händler die Gelegenheit geben, diese zu
reparieren oder einen mangelfreien Er-
satz zu beschaffen.
Ein beliebtes – weil universelles – Ge-

schenk ist der Gutschein. Wenn keine
Frist darauf vermerkt ist, hat der Be-
schenkte in der Regel drei Jahre Zeit, ihn
einzulösen. Eine Gültigkeit von mindes-
tens zwölfMonaten ist vorgeschrieben.
Wer gern im Internet nachGeschenken

sucht, hat einen entscheidenden Vorteil:
Fast jeder im Internet geschlossene Ver-
trag kann innerhalb von vierzehn Tagen
widerrufen werden. Widerrufen und die
Ware zurückschicken, können Sie also
auch, wenn Ihnen der gekaufte Artikel
nichtgefällt.DieWiderrufsfristdarfnatür-
lichnicht bereits andenWeihnachtsfeier-
tagenablaufen.Hier sindalso jene imVor-
teil, die es auch indiesem Jahr erstwieder
kurz vor Heiligabend schaffen, ihre Ge-
schenke zu besorgen.
Mein guter Rat lautet alle Jahrewieder:

NutzenSiedocheinseitGenerationenbe-
kanntes und bewährtes Formular: den
Wunschzettel! Er trägt imbestenSinne zu
einer schönen Bescherung bei. Vielleicht
solltenwir ihnbeiuns inderVerbraucher-
zentrale auch als Formular anbieten, es
funktioniert ja auch an Geburtstagen und
kanndabei helfen,dassGeschenktes auch
wirklich geschenkt bleibt.

Geschenkt
ist geschenkt?

Frau Nikutta, was wird von Ihnen hängen
bleiben in der Geschichte der BVG?

Ich glaube, eswird einmal in der Chronik
stehen, es waren zehn gute Jahre für die
BVG. Und ich wünsche mir, dass dann
noch drin steht, dass die Jahre danach
noch besser wurden. Das wünsche ich
meinerNachfolgerin odermeinemNach-
folger.

Wollen Sie uns zuerst Ihren größten Erfolg
oder Ihre größte Pleite erzählen?

Ich denke, es ist am schönsten, mit den
Erfolgen anzufangen – und dann auf die
bestehendenHerausforderungen zu kom-
men. Wir haben in dieser Zeit zusätzli-
chen Verkehr auf die Schiene und Straße
gebracht, wie es zum Beispiel dem Ge-
samtverkehr von Braunschweig ent-
spricht. Daswar nicht einfach,weil zuvor
die BVG stark geschrumpft war. Als ich
kam, gab es 12000 Mitarbeiter bei der
BVG, nun sind es 15 000.Wir haben eine
deutlichmodernere und umweltfreundli-
chere Busflotte und die Weichen Rich-
tung Elektromobilität gestellt.

Wie konnten Sie die BVG aufWachstums-
kurs bringen?

Wir haben aus den Erfahrungen der ver-
gangenen Jahrzehnte gelernt und kaufen
Fahrzeuge nicht mehr nach Kassenlage
des Landes sondern haben eine langfris-
tige Strategie. Neue U-Bahnen und Stra-
ßenbahnen beschaffen wir jetzt mit Rah-
menverträgen, die uns Spielraum geben.
Undwir habenden Stolz auf die BVGwie-
der belebt im Unternehmen und auch in
der Stadt. Diesen Imagewandel haben
wir mustergültig hinbekommen. Als ich
2010 anfing, habe ich gesagt, ich ge-
denke nicht dauerhaft ein defizitäres Un-
ternehmen zu führen und ich möchte ein
hippes und cooles Unternehmen haben.
2014 hatten wir erstmals schwarze Zah-
len und das mit dem Imagewandel hat ja
auch ganz gut funktioniert.

So, das waren jetzt sehr viele Erfolge, nun
bitte mal eine Pleite!

Als ich anfing haben alle gesagt, die
Busse müssen beschleunigt werden. An
dem Thema habe ich wirklich die ganze
Zeit mit Nachdruck gearbeitet habe, aber
mit wenig Erfolg.

Verkehrssenatorin Günther hat in den drei
Jahren ihrer Amtszeit nicht einen komplet-
tenKilometer Busspur hinbekommen.Hät-
ten Sie ihr mehr Druck machen müssen?

Das liegt nicht an der Senatorin. Das
Thema ist sehr komplex. Es ist ein un-
glaublich kleinteiliger und kräftezehren-
der Prozess. Das Thema lässt immer
noch zu wünschen übrig. Bevorrechti-
gung von Bussen ist konfliktträchtig,
aber wir sind jetzt auf einem gutenWeg.
Es ist doch sozial zutiefst gerecht. In ei-
nem Bus sitzen 100 Leute, die haben ein
Anrecht darauf, schneller durch die Stadt
zu kommen als ein einzelnes Auto oder
ein einzelnes Fahrrad.

Kürzlich haben Sie den Schnellbus TXL
nach Tegel gekürzt mit der Begründung, in
der Innenstadt sei zu viel Stau.Wieso stel-
len Sie nicht in der ganzen Innenstadt den
Busverkehr ein und sagen, wir fahren erst
wieder, wenn wir überall Busspuren ha-
ben?

Daswäre eineDrohkulisse, aber diewäre
nicht sachgerecht. Wir haben 1,5 Millio-
nen Fahrgäste amTag in unseren Bussen,
größtenteils in der Innenstadt. Da kön-
nen wir nicht sagen, wir fahren nicht
mehr.

Brauchen wir wirklichen zum Beispiel ei-
nenM29, der nur im Stau steht und es dort
überall U-Bahnen gibt?

Es muss mehrere Möglichkeiten geben,
eine Strecke zurückzulegen. Wenn wir
wollen, dass die Leute vom Auto umstei-
gen, muss der Nahverkehr eng getaktet
und angenehm sein.

Eine andere Berliner Zeitung titelte kürz-
lich: „Nikutta will alle 90 Sekunden eine
U-Bahn“. Tatsächlich hat die BVG doch
nicht mal genug Fahrzeuge für einen stabi-
len Fünf-Minuten-Takt!

Wir werden dazu kommen.Wir investie-
ren jetzt in neue Zugsicherungstechnik,
die dann ganz andere Zugfolgen erlaubt
als heute. Wir müssen heute daran den-
ken, was wir in zehn Jahren brauchen.
Wir leiden jetzt darunter, dass vor 15 Jah-
ren entschiedenworden ist, nicht in neue
Schienenfahrzeuge zu investieren.

Berlinwartet immer noch auf die Entschei-
dung des Kammergerichts, ob die BVG bis
zu 1500 neue U-Bahnen bestellen darf.
Was sagt denn der Flurfunk?

Nichts, da – wie Sie ganz richtig feststell-
ten – das Verfahren noch nicht abge-
schlossen ist. Aber unsere Strategie ist
richtig, einen großenRahmenvertrag aus-
zuschreiben.Natürlichwill jederHerstel-
ler bei so einer Riesenausschreibung den
Zuschlag haben. Da war uns schon be-

wusst, dass es zu gerichtlichenAuseinan-
dersetzungen führen kann. Die Wahr-
scheinlichkeit dafür war sogar ziemlich
hoch. Es wäre falsch gewesen, nur um
das zu vermeiden, irgendwelche kleinen
Portionen auszuschreiben. Dann hätten
wir auch in Zukunft das, was wir heute
haben, nämlich eineVielzahl unterschied-
liche Baureihen bei der U-Bahn, die nicht
miteinander kuppelbar sind.

Wird die Berliner U-Bahn irgendwann
ohne Fahrer fahren?

Nein, das bringt keinen Vorteil...

... Sie würden Personal sparen!

Wir haben ausreichend Bewerbungen.
Und es ist sinnvoll, wenn in jedem Zug
ein Mitarbeiter der BVG sitzt.

In Nürnberg fährt die U-Bahn seit vielen
Jahren sicher ohne Fahrer!

Technisch ist das kein Problem, aber Per-
sonal hat Nürnberg nicht eingespart. Die
haben jetzt mehr Mitarbeiter auf den
Bahnhöfen und in den Leitstellen. Perso-
nalmäßig ist das dort eher mehr gewor-
den. Wenn wir eine ganz neue U-Bahn
bauen würden, dann würde man heute
auf autonom fahrende Fahrzeuge setzen.
Aber wir planen in Berlin keine ganz

neue Linie, sondern diskutieren allenfalls
Lückenschlüsse oderVerlängerungenein-
zelner Linien.

Lohnt sich denn eineVerlängerung derU8?

Ins Märkische Viertel fahren Busse der-
zeit im 2-Minuten-Takt. Das ist mit Si-
cherheit nicht ideal. Da macht es schon
Sinn , über eine U-Bahn konkreter nach-
zudenken.

Bei dem Berliner Tempo werden wir das
nichtmehr erleben, sondern nur unsereKin-
der.

Tempo hin oder her. Infrastrukturmaß-
nahmen sind immer langfristig. Aber wir
müssen die Dinge angehen.

Wenn eine U-Bahn kommt, ist sie be-
schmiert. Wieso gelingt es nicht, die Ab-
stellanlagen zu sichern?

Weil wir so viele haben. Das Netz ist rie-
sig und verzweigt. Es gibt eine aktive
Szene mit hoher krimineller Energie. Ich
würdemir eine größereÄchtungundhär-
tere Strafenwünschen.Das ist reineSach-
beschädigung.

Was muss ihre Nachfolgerin als erstes an-
packen? Oder wird es ein Nachfolger?

Die Suche hat begonnen, ich wünsche
mir natürlich dass es eine Frau wird. Be-
vor Sie nachfragen: Es gibt ausreichend
gute Frauen. Wenn ich weitergemacht
hätte, wäre es das Thema, welche Visio-
nen habenwir für die neue Stadt?Welche
Mobilitätsformen gibt es?Wie entwickelt
sich die Stadt, was heißt das für den Ver-
kehr? Als ich ankam, hieß es, wir
schrumpfen.Dannwendete sich das Blatt
sehr schnell.

Brauchen wir denn neue Verkehrsmittel
wie den Berlkönig? Der nimmt doch nur
normalen Bussen die Fahrgäste weg und
steht ansonsten auf dem Radweg rum.

Unsere Erfahrung ist, dass er den Busver-
kehr nicht kannibalisiert.Wir wollen den
Berlinern ein so umfangreiches Angebot
bieten, dass das eigene Auto entbehrlich

wird oder er das eigene Auto als lästig
empfindet. Dazu gehört ein individuali-
sierter ÖPNV wie der Berlkönig. Es ist
sinnvoll, dass die BVG das anbietet über-
all in der Stadt, bevor die einschlägigen
amerikanischen Konzerne das überneh-
men. Dann werden wir das Angebot nur
in der Innenstadt haben und es wird eine
Kannibalisierung geben.

Bislang gibt es den Berlkönig doch auch
nur in der östlichen Innenstadt.

Wir wollen das demnächst ausweiten
vom Tierpark im Osten bis zur Messe im
Westen.UnserWunsch ist es, denBerlkö-
nig stadtweit anzubieten. Da sind wir
noch in der Diskussion mit der Politik.

Wie verbringen Sie die letzten paar Tage
auf dem Posten?

Es war ein Endspurt, unter anderem mit
einer Aufsichtsratssitzung. Auf der Ta-
gesordnung stand zum Beispiel der Aus-
bau der Elektrohöfe für die Busse. Und
es gab nochGesprächemitMitarbeitern,
wie es weiter läuft, auch die Übergabe
an meinen Nachfolger für den Betrieb.
Am vergangenen Freitag hatte ich den
letzte Termin, als ich mit Frank Zander
imHotel Estrel Speisen für dieObdachlo-
sen serviert habe. Diese großartige Ak-
tion unterstützt die BVG schon seit vie-
len Jahren. Nach Weihnachten wird
dann das Büro aufgeräumt. Am 2. Januar
kommt der Neustart im Bahntower.

— Das Gespräch führte Jörn Hasselmann

TAGESSPIEGEL.DE

Mein guter RAT (1)

Vision vom Verkehr der Zukunft:
Zum Abschied hat der Tagesspiegel
Sigrid Nikutta gebeten, ihre langfristi-
gen Ideen für den Verkehr in der wach-
senden Stadt Berlin aufzuschreiben.
Ihren Gastbeitrag lesen Sie online unter
tagesspiegel.de/berliner-wirtschaft

Zugkraft. BVG-Vorstandschefin Sigrid Nikutta (Mitte) und Aufsichtsratschefin Ramona Pop (rechts) mit einem Mitarbeiter in der Werkstatt.  Foto: Jörn Hasselmann

„Der Imagewandel hat ja ganz gut funktioniert“
Die scheidende Chefin der Berliner Verkehrsbetriebe, Sigrid Nikutta, über Erfolge und Misserfolge in neun Jahren an der Spitze.

Sie spricht über fehlende Busspuren, U-Bahnen ohne Fahrer, Angebote wie den Berlkönig und ihren Wechsel zur Deutschen Bahn

Dörte Elß ist Vorstand der
Verbraucherzentrale Berlin e.V.

An dieser Stelle gibt sie jede Woche
Tipps rund um den Verbraucherschutz

ANZEIGE

Die Managerin
Sigrid Evelyn Nikutta
(50) war im Oktober
2010 als erste Frau
an die Spitze der BVG
gerückt und verantwor-
tete neben dem Vor-
standsvorsitz zuletzt
die Bereiche Finanzen,
Digitalisierung und Ver-
trieb. Die promovierte
Psychologin hatte zu-
vor Führungsaufgaben
bei der Deutsche-
Bahn-Tochter DB
Cargo übernommen.
Ab Januar übernimmt
Nikutta die Gesamtver-
antwortzung für die de-
fizitäre Güterverkehrs-
sparte der DB. Nikutta
ist verheiratet und hat
fünf Kinder.

Das Unternehmen
Die landeseigenen Ber-
liner Verkehrsbetriebe,
gegründet 1928, sind
Deutschlands größtes
kommunales Verkehrs-
unternehmen. Die
BVG befördert mit Bus-
sen, U- und Straßen-
bahnen sowie Fähr-
schiffen rund drei Mil-
lionen Fahrgäste am
Tag.

Zeitsprung. Sigrid Nikutta bei ihrer Vorstellung als BVG-Chefin 2010 (links) – und 2018 bei

der Präsentation eines Sneakers mit integrierter Fahrkarte.  Fotos: Thilo Rückeis, Kay Nietfeld/dpa
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CHECK-IN-
CHAOS

„Ich war pünktlich beim 
Check-in, konnte aber wegen 
einer langen Warteschlange 
mein Gepäck nicht mehr 
rechtzeitig aufgeben und 
habe den Flieger verpasst. 
Wer zahlt den Ersatzflug?“

Peter Knaack (84),
Rentner aus Bornheim (NRW)
Reiserechts-Anwalt
Paul Degott:Paul Degott: „Laut 
Gesetz müssen 
Fluggesellschaften 
Fluggäste aus der 
Warteschlange ho-
len, wenn diese 
sonst zu lange war-sonst zu lange war-sonst zu lange war
ten müssten. Für die 
Unannehmlichkeiten 
können Sie 450 Eu-
ro verlangen.ro verlangen. Außer- Außer- Außer
dem muss der Preis 
für verlorene Reise-
tage erstattet wer-
den.“

STORNO-PROBLEM
„Ich habe vor Monaten 
zusammen mit meiner 
damaligen Freundin eine 
Reise nach Fuerteventura im 
Oktober gebucht. Inzwischen 
sind wir getrennt, möchten 
die Reise nicht antreten. Ich 
wollte beim Veranstalter 
stornieren. Doch der sagte, 
ich muss mich ans Reisebüro 
wenden. Ist das richtig?“

Thomas Greinert (54),
Bürokaufmann aus Bad Pyrmont
ReiserechtsexpertinReiserechtsexpertin
Eva Klaar: „Sie  „Sie 
sollten die Reise 
schnellstmöglich ge-
meinsam mit Ihrer 
Ex-Freundin schrift-
lich per Einwurf-
Einschreiben beim 
Veranstalter stornie-
ren. Je früher, des-
to günstiger sind die 
Storno-Gebühren.“

POOL-UNFALL
„Im Türkei-Urlaub war eine 
Leiter am Pool nicht richtig 
befestigt und ist mir gegen 
den Fuß geschlagen. Ich hat-
te eine Fleischwunde. Steht 
mir eine Rückzahlung zu?“

Anita Klömmer (67),
Rentnerin aus Heilbronn

Paul Degott:Paul Degott: „Ja, 
denn das ist ein of-
fensichtlicher Reise-
mangel. Solche Fälle 
sollten immer sofort 
bei der Reiseleitung 
reklamiert werden. 
Außerdem sollte 
man sich zu Hause 
ein Attest ausstellen 
lassen. Dann haben 
Sie beim Reisever-
anstalter Anspruch anstalter Anspruch 
auf Rückzahlung, auf Rückzahlung, 
weil Sie den Urlaub 
nicht genießen konnnicht genießen konn-
ten. Bei längerfris-
tigen Verletzungen 
durch solche Män-
gel kann außerdem 
Schmerzensgeld ver-Schmerzensgeld ver-Schmerzensgeld ver
langt werden.“

RECHT BEI
VERSPÄTUNG

„Ich bin Ende April mit der 
türkischen Fluggesellschaft 
Onur Air von Antalya nach 
Erfurt geflogen, hatte 
vier Stunden Verspätung. 
Habe ich Anrecht auf eine 
Ausgleichszahlung?“

Annelie Arnold (73),
Rentnerin aus Waltershau-

sen (Thüringen)
Eva Klaar: „Leider 
nicht. Denn es han-
delt sich um eine 
Fluggesellschaft, die 
nicht in der EU ansäs-
sig ist. Außerdem ist 
der Flug nicht inner-der Flug nicht inner-der Flug nicht inner
halb der EU gestar-halb der EU gestar-halb der EU gestar
tet.“

RAUCHER-ZOFF
„Ich habe mit meinem Mann 
unseren zehnten Hochzeits-
tag in einem Wellness-Hotel 
gefeiert. Bei der Abreise 
legte mir der Hotelbesitzer 
eine Extra-Rechnung über 
150 Euro vor – weil ich 
angeblich im Nichtraucher-
Zimmer geraucht hatte. Das 
stimmt nicht! Der Hotelbe-
sitzer sagte, er habe mich 
dabei fotografiert. Muss ich 
das bezahlen? Darf er mich 
fotografieren?“

Simone Kallmeyer (52),
Frührentnerin aus Berlin

Eva Klaar: „Der 
Hotel-Besitzer 
darf dieses Foto 
nicht gegen Sie 
verwenden. Die 
Beweispflicht liegt 
bei ihm. Er muss Ih-
nen auch ohne Foto 
beweisen, dass Sie beweisen, dass Sie 
im Zimmer geraucht im Zimmer geraucht 
haben.“

BETTWANZEN-
TERROR

„Ich habe mit meiner Frau 
Urlaub in der Dominikani-
schen Republik gemacht. 
Dort hatten wir Bettwanzen. 
Es war furchtbar, meine Frau 
musste ärztlich behandelt 
werden. Besteht die Chance, 
dass wir Geld zurückerstattet 
bekommen?“

Kurt Scheubeck (55),
Maschinenführer

aus Kaiserslautern
Juristin Julia Reh-
bergberg: „Das ist schwie-
rig, denn die Beweis-
pflicht liegt bei Ihnen. 
Sie sollten vom Arzt 
Bettwanzenbisse di-
agnostizieren las-
sen. Auch Zeugen 
können hilfreich sein, 
um Ansprüche einzu-
klagen.“

ÜBERBUCHUNGS-
ANGST

„Wir haben über ‚For 
you travel‘ zwei Wochen 
all-inclusive im Hotel ,Side 
la Grande‘ in der Türkei für 
zwei Personen gebucht. Jetzt 
haben wir gelesen, dass das 

Hotel oft überbucht sei. 
Wie sollen wir 

uns ver-
halten, 

wenn 

Paul Degott:Paul Degott: „Nein! Die 
Fluggesellschaft hätte 
Sie befördern müssen, 
weil sie alles ja schon 
gebucht hatten. Nun kön-
nen sie 400 Euro Entschä-
digung fordern. Durch digung fordern. Durch 
den Zeitverlust ist Ihnen 
auch Urlaubszeit verloren 
gegangen.gegangen. Die Fluglinie  Die Fluglinie 
muss Ihnen auch den ver-muss Ihnen auch den ver-muss Ihnen auch den ver

lorenen Urlaubstag be-
zahlen.“

FLUG-VERSPÄTUNG
„Mein Flug von Hamburg nach 
Bulgarien mit Sun Express hatte 
fünfeinhalb Stunden Verspätung. 
Was kann ich tun, damit ich Ent-
schädigung bekomme?“

Rolf Pakula (78),
Rentner aus Hamburg

Julia Rehberg:hberg: „Bei Flug-
verspätungen sollte man 
sich an die Schlichtungs-
stelle www.soep-online.
de wenden. Die Seite ist 
einfach zu bedienen, 
nimmt sich schnell des 
Falles an und verlangt 
keine Beteiligung der 
Rückerstattung – wie bei-
spielsweise Flightright.“

auch wir in ein anderes Hotel 
verfrachtet werden sollen?“

Tanja Schneider (44),
Kassiererin aus

Recklinghausen (NRW)
Eva Klaar: „Wichtig ist, 
dass Sie sich in die-
sem Fall vor Ort bei 
der örtlichen Reiselei-
tung beschweren. Die-
se muss Abhilfe schaf-
fen. Lassen Sie sich 
alle Mängel schriftlich 
bestätigen, denn Sie 
müssen beweisen, 
dass die Reise man-
gelbehaftet war.“

RÜCKFLUG-RÄTSEL
„Mein Rückflug aus Italien 
wurde kurzfristig gestrichen, 
ich musste aber dringend nach 
Hause und habe selbst einen 
Flug gebucht. Bekomme ich das 
Geld für diesen Flug zurück?“

Hannelore Cuntze (75),
Rentnerin aus Hofheim:

Paul Degott:Paul Degott: „Ihre ers-
te Fluggesellschaft 
hat Sie hängen las-
sen, also muss sie 
auch sämtliche Kos-
ten erstatten, die Ih-
nen entstanden sind. 
Schreiben Sie der 
Fluglinie. Neben dem 
Geld für den Rückflug 
können Sie auch eine 
Entschädigungspau-
schale von 250 Euro 
fordern.“

PLATZ-WIRRWARR
„Mein Sohn sitzt im Rollstuhl 
und braucht einen speziellen 
Platz im Flugzeug. Kurzfristig 
wurde uns dieser Platz gestri-
chen. Deshalb mussten wir mit 
einer anderen Linie fliegen. So 
kamen wir später im Urlaub an. 
Ist das in Ordnung?“

Dieter Hennig (72),
Rentner aus Essenach

IHR HOROSKOP
11. September

Von ERIKA HERRMANN 

Persönliche  
Sterndeutung!  
Nutzen Sie Ihr 15- 
minütiges Gratis- 
gespräch unter 
0800/5353508  
(gebührenfrei)

EIN GUTER TAG FÜR

 Familie/Freunde Kommunikation

 Sport/
 Bewegung

Wellness/ 
Entspannung

 Liebe Finanzen             Gesundheit

WIDDER
21.03. – 20.04.
TAGES-TREND: Starke Betonung der 
eigenen Individualität. JOB/GELD: Preise 
vergleichen lohnt sich. LIEBE: Ein Flirt 
kann sich heute schneller entwickeln, als 
Sie glauben. Beziehungen sind feurig. 
GESUNDHEIT: Gutes allgemeines Wohl-
befinden. Sie können sich mehr zutrauen. 
TIPP: Mit Humor geht alles leichter.

STIER
21.04. – 20.05.
TAGES-TREND: Es geht voran. JOB/GELD: 
Sie sind voller Elan und werden Zweifler 
für sich gewinnen. LIEBE: Sie sind bereit, 
sich beim Partner fallen zu lassen. 
Singles fassen zu einem Flirt Vertrauen. 
GESUNDHEIT: Stabile Fitness und gu-
te Regenerationskraft. TIPP: Ein idealer 
Tag, um neue Vorhaben anzugehen und 
das Denken für neue Horizonte zu öffnen.

ZWILLINGE
21.05. – 21.06.
TAGES-TREND: Aufgedreht. JOB/GELD: 
Sie sind recht angriffslustig, erledigen 
damit zwar viel, könnten jemanden aber 
auch vor den Kopf stoßen. LIEBE: Geduld 
und Einfühlungsvermögen werden in der 
Liebe belohnt. GESUNDHEIT: Sie fühlen 
sich angespannt und unter Druck. TIPP: 
Nehmen Sie sich mehr Zeit für Wichtiges.

KREBS
22.06. – 22.07.
TAGES-TREND: Im Aufwind. JOB/GELD: Ein 
guter Tag für Bewerbungen und wich-
tige Termine. LIEBE: Singles erkennen gut, 
wer auf lange Sicht zu ihnen passt. Paare 
sind bereit zum nächsten Schritt in der 
Beziehung. GESUNDHEIT: Sehr gute Sterne 
bringen innere Ruhe und zugleich körper-
liche Kraft. TIPP: Je mehr Zeit Sie in der 
Natur verbringen, desto besser.

LÖWE
23.07. – 23.08.
TAGES-TREND: Flexibel und bereit zum 
Umdenken. JOB/GELD: Sie entwickeln gute 
Ideen. LIEBE: Jupiter ermöglicht Glück in 
der Liebe. GESUNDHEIT: Je trubeliger es 
wird, desto wohler fühlen Sie sich. TIPP: 
Hauptsache Gesellschaft. Melden Sie sich 
bei Bekannten, laden Sie Freunde ein oder 
unternehmen Sie etwas mit der Familie.

JUNGFRAU
24.08. – 23.09.
TAGES-TREND: Energisch und erfolgreich. 
JOB/GELD: Sie ergreifen gute Gelegen-
heiten, können die Finanzen verbessern. 
LIEBE: Sie sind anspruchsvoll, wollen mehr. 
Nicht nur Erotik, sondern auch was fürs 
Herz. Genau das bieten die Sterne heute. 
GESUNDHEIT: Sie fühlen sich wie beflügelt. 
TIPP: Ein Restaurantbesuch. Am Abend 
genießen Sie gutes Essen besonders.

WAAGE
24.09. – 23.10.
TAGES-TREND: Ehrgeizig. JOB/GELD: Sie 
bleiben auf Kurs, denn bei Ihnen bahnt sich 
Erfolg an. LIEBE: Ihre Sterne ermöglichen 
Singles eine neue Liebe. Paare fühlen sich 
sehr vertraut. GESUNDHEIT: Geistig und 
körperlich agil. TIPP: Schieben Sie kleine 
Erledigungen nicht auf, denn heute klappt 
alles auf Anhieb.

SKORPION
24.10. – 22.11.
TAGES-TREND: Viel Harmonie im Miteinan-
der. JOB/GELD: Kredit- oder Preisverhand-
lungen lassen sich positiv beeinflussen. 
LIEBE: Sie bringen sich gern in die Bezie-
hung ein bzw. flirten als Single erfolgreich. 
GESUNDHEIT: Sie sind in Form, dennoch 
haushalten Sie bewusst mit Ihren Kräften. 
TIPP: Kreative Hobbys und alles, was die 
Fantasie anregt, gelingen gut.

SCHÜTZE
23.11. – 21.12.
TAGES-TREND: Positiv. JOB/GELD: Sie 
erledigen eine Menge, achten aber nicht 
genügend auf Details. LIEBE: Der Partner 
ist begeistert, denn Sie gehen optimal 
auf ihn ein. Auch Singles kommen gut an. 
GESUNDHEIT: Körperlich stark, nervlich 
etwas sensibel. TIPP: Jupiter begünstigt 
alles, was den eigenen Horizont erweitert.
STEINBOCK
22.12. – 20.01.
TAGES-TREND: Stark und zuverlässig. JOB/
GELD: Vermeiden Sie Eigenbrötlerei. Im 
Team sind Sie besonders stark. LIEBE: Hier 
zeigen Sie sich liebevoll und romantisch, 
das kommt an. GESUNDHEIT: Mars hilft 
Ihnen, beim Sport klug zu trainieren und 
Muskeln aufzubauen. TIPP: Genießen Sie 
frisch gekochte Kost und vermeiden Sie 
heute bewusst Konservierungsstoffe.

WASSERMANN
21.01. – 19.02.
TAGES-TREND: Begeisterungsfähig. JOB/
GELD: Eine neue berufliche Entwicklung mo-
tiviert Sie. LIEBE: Sie empfinden die Erotik 
als besonders erfüllend. GESUNDHEIT: Sie 
fühlen sich einfach gut, wirken von Ihrer 
Ausstrahlung jugendlicher. TIPP: Plaudern 
Sie nicht leichtfertig Interna aus. Schenken 
Sie Ihr Vertrauen mit Bedacht.

FISCHE
20.02. – 20.03.
TAGES-TREND: Neigung zu innerer Unruhe. 
JOB/GELD: Coolness und Geduld sind 
gefragt. Sie möchten finanziell sorgsamer 
agieren und im Zweifelsfall lieber sparen.
LIEBE: Meinungsverschiedenheiten und 
Konflikte sind möglich. GESUNDHEIT: Ihre 
Kräfte sind eingeschränkt. TIPP: Vertrödeln 
Sie keine Zeit mit Diskussionen, sondern 
handeln Sie ruhig und bestimmt.

373 Punkte
in Flensburg –

Auto weg!

Mysteriöse
Krankheit tötet

mehr als 25 Hunde

Neustadt – Unglaubliche 
373 Punkte in Flensburg 
hat ein Lagerist (37) aus 
Speyer (Rheinl.-Pfalz) we-
gen Fahren ohne Fahrer-gen Fahren ohne Fahrer-gen Fahren ohne Fahrer
laubnis angehäuft. Wegen 
seines ungültigen italieni-
schen Führerscheins hat-
te ihn ein Richter bereits 
zu einer Bewährungsstrafe 
verurteilt, drohte mit Knast 
beim nächsten Verstoß. 
Gestern wurde der Unbe-
lehrbare wieder am Steu-
er erwischt, sein Audi Q7 
eingezogen! Jetzt droht der 
nächste Prozess und Haft.

Oslo – Rätselhaftes Hun-
desterben in Norwegen! 
Mehr als 25 Vierbeiner 
starben an den Folgen 
einer Darminfektion. Al-
le Tiere litten plötzlich an 
Erbrechen und blutigem 
Durchfall. Tiermediziner su-
chen mit Hochdruck nach 
der Ursache – bisher er-
folglos. Sie gehen davon 
aus, dass mehr als 100 
Hunde – in und rund um 
Oslo – erkrankt sind. Hun-
debesitzer sollen Kontakt 
zu anderen Hunden ver-
meiden.

mehr als 25 Hunde
Er muss Ih
nach dem Urlaub

Der Sommerurlaub hat für viele BILD-
Leser ein ärgerliches Nachspiel – weil 
sie von Reiseveranstaltern ausge-
trickst und von Airlines abgespeist 
wurden. Daher gab‘s gestern die gro-
ße Service-Aktion von BILD: Die Tele-

fone klingelten ohne Unterbrechung, 
auch über WhatsApp gingen viele An-
fragen ein. Viele Leser fühlen sich im 
Kampf um Schadenersatz hilflos. Wie 
sie Geld zurückbekommen, verrieten 
drei Top-Reiseexperten und BILD-

Sparfochs Frank Ochse. Das Team 
von „BILD kämpft“ wird versuchen, 
möglichst viele Fälle zu klären.

Damit die BILD-Leser endlich zu 
ihrem Recht kommen. Lesen Sie hier 
die wertvollsten Experten-Tipps.

Code auf super-ticket.bild.de  
eingeben und heute exklusiv 

BILDplus Premium nutzen

B83R92K
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Hotel oft überbucht sei. 
Wie sollen wir 

uns ver-
halten, 

wenn 

1Nennen Sie in Beschwerdeschreiben 

immer eine Summe, die Sie 

verlangen. Sonst kriegen Sie 

vielleicht nie eine Antwort!

2  Setzen Sie Veranstaltern 

immer eine Frist!

3 Wenn Sie nicht weiterkommen: Schalten 

Sie Verbraucherzentralen, die Schlich-

tungsstelle SÖP (für Flug, Bahn) oder die 

Allgemeine Schlichtungsstelle (in Kehl 

am Rhein) ein. Bedenken Sie bei 

Rechtsanwälten das Kos-

tenrisiko.

„Mein Sohn sitzt im Rollstuhl 
und braucht einen speziellen 
Platz im Flugzeug. Kurzfristig 
wurde uns dieser Platz gestri

Nennen Sie in Beschwerdeschreiben

immer eine Summe, die Sie
immer eine Summe, die Sie

Setzen Sie Veranstaltern
Von FRANK OCHSE

Tipps fürs 
Reklamieren

nach dem Urlaubnach dem Urlaubnach
Ihr gutes Recht

Leser fragen, Experten antworten
BILD DEUTSCHLAND • 11. SEPTEMBER 2019

SEITE 7

Zwei Stunden nahmen sich die
Experten Zeit für die Fragen

der Anrufer. Unterstützt wurden
sie von den BILD-Reportern

Sabine Böhnig (2. v. r.), Felix
Seifert (2. v. l.) und Anna Essers (l.)

Diese Experten berieten die
BILD-Leser am Telefon (v. l.):

Julia Rehberg, Juristin bei
der Verbraucherzentrale Hamburg,

Paul Degott, Reiserechts-Anwalt
aus Hannover und Eva Klaar,

Reiserechtsexpertin der
Verbraucherzentrale Berlin

Anzeige
Anzeige

4 AUSGABENIM JAHR
JETZT IM HANDELUND ALS E-PAPER

ECHTE STÄRKE 

KOMMT  
VON INNEN
So schützen Sie Ihr Immunsystem

Sie sind eckig, hängen nicht an Laternen-
masten, sondern stehen auf dem Boden.
Manöffnet siemit einemFußtritt, sie ver-
fügen über ein Solarmodul und sogar ei-
nen Internetanschluss. UndMüll aufneh-
menkönnen sie auch noch.AndreiOrten
in Berlin kann man derzeit diese mögli-
cheZukunft derAbfallsammlung imBerli-
ner Straßenland studieren:Die Stadtreini-
gung BSR hat in den vergangenen Wo-
chen insgesamt34 solarbetriebenePress-
papierkörbe desHerstellers „Mr. Fill” aus
dem niederländischen Culemborg aufge-
stellt. Begutachten kannman sie rund um
den Nettelbeck Platz im Wedding, dem
Potsdamer Platz inMitte, amOstbahnhof
in Friedrichshain und demHermannplatz
in Neukölln.
Die zwischenzeitlich am Monbijou-

park und James-Simon-Park in Mitte auf-
gestellten Behälter wurden wieder abge-
baut, da sie in der dunklen Jahreszeit
nicht so stark genutztwerden dürfen,wie
nötig wäre, um sie zu testen, heißt es bei

der BSR. Die Behäl-
ter sollen zunächst
für ein Jahr an ge-
nannten Orten ste-
hen. Sollten sie sich
bewähren, könnte
dasLandesunterneh-
men damit deutlich
mehr der insgesamt
rund24 000orange-
farbenen Stan-
dard-Papierkörbe in
Berlin ersetzen. „An

einigen, vomFußgängerverkehr undTou-
rismus hochfrequentierten Standorten
reichen unsere beliebten Standard-Pa-
pierkörbe nicht mehr aus um die anfal-
lende Abfallmenge aufzunehmen”, er-
klärte eine BSR-Sprecherin.
Für solche Standorte habe man bereits

heute größere Papierkörbe: 99Unterflur-
papierkörbe, bei denen der Abfallbehäl-
ter bis unter die Erde reicht, und 160
große, kugelrundeKörbe, „Bubbles” (Bla-
sen) genannt. „Mit dem Solar-Press-Pa-
pierkorb wollen wir die Erweiterung die-
ser Produktpalette der Großvolumenge-
fäße testen”. Er biete im Vergleich zum
Unterflur-Papierkorb den Vorteil, dass er
nicht in den Boden gebaut werden müsse
und somit einfacher aufzustellen sei.
Der Solar-Press-Papierkorb enthält

eine 120-Liter-Standard-Mülltonne, in
der der eingeworfene Müll laut Herstel-
lerangaben auf das fünffache verdichtet
wird und sich daraus ein Fassungsvermö-
gen von 600 Liter ergibt. Der einjährige
Test solle zeigen, „ob diese Presstechnik
und die Entsorgungslogistik den Ansprü-
chen der Nutzung in Berlin an den ver-
schiedenen Standorten standhält und vor
allem, ob der Papierkorb auch von den
BerlinernundderenBesuchern angenom-
men wird”, so die Sprecherin weiter.
Zudem sind die Behälter von „Mr. Fill”

aus Holland „smart”, also elektronisch
vernetzt. Der Strom, der mit dem inte-
grierten Solarmodul erzeugt wird, speist
nicht nur die interne Presse – dieman aus
Sicherheitsgründen nur zudrücken kann,
sobald der Einwurfdeckel geschlossen ist
– sondern auch ein Funkmodul. Sensoren
im Behälter registrieren die Zahl der Ein-
würfe und den Füllstand in der Tonne.
DasModul meldet eine Überfüllung oder
einen Defekt an die Einsatzzentrale der
BSR. Zudem erkennt das System angeb-
lich auch Glas- und Plastikflaschen, die
dann nicht zerquetscht werden.
Auf Anforderung der Polizei lassen

sich diese neuartigen Papierkörbe auch
verriegeln. Das wird bei Großveranstal-
tungen oder Staatsbesuchen gefordert,
bei denen Sicherheitskräfte sicherstellen
wollen, dass keine Bomben oder derglei-
chen darin platziert werden können. Im
Rahmen des Tests möchte die BSR auch
Hinweise zur Barrierefreiheit sammeln.
Da Rollstuhlfahrer zum Beispiel den Me-
chanismus mit dem Fußpedal kaum be-
dienenkönnendürften, gibt es für dieÖff-
nung auch einen Griff an der Klappe. Die
BSR erklärt, sie freue sich über Reaktio-
nen der Bürger.  Kevin P. Hoffmann

InMoabit-Ost treffen zweiWelten auf ei-
nander:Die Europa-Citymit ihrenneuen,
teuren Wohnungen für gut verdienende,
urbaneMenschen grenzt anden alten, ge-
wachsenen Kiez mit seinen sozialen Pro-
blemen. „40 Prozent der Kinder und Ju-
gendlichen leben von Hartz IV“, sagt der
Bezirksbürgermeister vonMitte, Stephan
von Dassel (Grüne), über den Stadtteil,
der sich vomHauptbahnhof bis zumPost-
stadion erstreckt. 38000Menschenwoh-
nenhier.Mehr als 50Prozent der Bewoh-
ner haben einen Migrationshintergrund.
„Wie kann man diese unterschiedlichen
Bevölkerungsgruppen zusammenbrin-
gen?“, fragt sich Clara Lehmann.
Die junge Frau arbeitet seit Mai für das

Quartiersmanagement Moabit-Ost. Jetzt
bekommt sie Verstärkung. Ab diesem
Freitag sind zweiVerbraucherschützerin-
nen der Verbraucherzentrale (VZ) Berlin
vorOrt – und zwar regelmäßig. Sie bieten
Sprechstunden an, gehen in die Schulen,
in Jugendclubs oder bauen ihre Info-
stände auf Stadtteilfesten, Märkten oder
vor Supermärkten auf. Ihre Mission: Sie
wollen Menschen davor bewahren, sich
übers Ohr hauen zu lassen. „Wir gehen
dahin, wo die Verbraucher zu Hause
sind“, sagt die Chefin der VZ Berlin,
Dörte Elß.
„Verbraucher stärken im Quartier“,

heißt das Projekt, das vom Bundesver-
braucherschutz- und dem Bundesinnen-
ministerium gefördert wird. Von 2017
bis zum Jahr 2024 stehen insgesamt 16,5
Millionen Euro zur Verfügung, um in al-
len 16 Bundesländern Modellprojekte

für die Verbraucherarbeit in denQuartie-
ren zu finanzieren. Zehn Standorte gibt
es bereits, darunter Leipzig, Bonn und
München. Berlin ist Nummer elf.
600000 Euro bekommen die Verbrau-
cherschützer für die nächsten vier Jahre.
Finanziert werden damit zwei Stellen für
die Mitarbeiterinnen vor Ort, Daniela
Kemmer und Stefanie Huber.
Das Angebot richte sich an diejenigen,

„denen es etwas schwerer fällt, den Weg
zur Beratung zu suchen“, begründet
MarcoWanderwitz (CDU),Parlamentari-

scher Staatssekretär
im Bundesinnenmi-
nisterium, das Enga-
gement seines Hau-
ses. Das Projekt
könne den sozialen
Zusammenhalt in
Deutschland stär-
ken, glaubt Rita
Hagl-Kehl. Ange-
sichts der gesell-
schaftlichen Verän-
derungen findet die

SPD-Politikerin das besonders wichtig.
Hagl-Kehl wohnt selbst in Moabit und
kennt daher den Kiez. Die Hilfe vor Ort
soll den Menschen das Vertrauen in den
Staat zurück geben, hofft die Parlamenta-
rische Staatssekretärin im Verbraucher-
schutzministerium. Die Beratung soll sie
aber auch vor Fehlern bewahren, „bevor
das Kind in den Brunnen gefallen ist.“
Bisher gelingt das eher selten. Denn

Menschen, die ihre Rechte nicht kennen,
sind eine leichte Beute für Betrüger. Das

zeigen dieErfahrungen ausdenQuartiers-
projekten, die es bundesweit gibt. „Wir
begegnen den alten Klassikern“, berich-
tetKlausMüller,VorstanddesBundesver-
bands der Verbraucherzentralen, etwa
den Haustürgeschäften. An der Woh-
nungstür werden Verbrauchern überteu-
erte und schlechte Verträge angedreht.
Opfer sind meist Senioren, Arbeitslose
oder Mütter oder Väter mit kleinen Kin-
dern, Menschen also, die viel zu Hause
sind. „Viele tun sich schwer, nein zu sa-
gen“, weiß Müller. Das rächt sich. Einige
hätten gleich drei oder vier Handyver-
träge abgeschlossen. „Das ist bitter“.
Kemmer und Huber sollen das verhin-

dern. Jeden Freitag bieten sie von 11 bis

13.30 Uhr eine Beratung in der Selbst-
hilfe-, Kontakt- und Beratungsstelle
Mitte (Perleberger Straße44) an.Ansons-
ten wollen sie viel im Kiez unterwegs
sein. „Wir haben das Ohr amMenschen“,
betont Kemmer.
Falls sie auf Probleme stoßen, die sie

nicht selbst lösen können, verweisen sie
die Menschen an die richtigen Stellen.
Präsenz vor Ort zeigen, Lotse sein, das
sind zwei zentrale Aufgaben für das neue
Projekt. „Wir sind ein Rädchen in der Zi-
vilgesellschaft“, sagt Müller.
Verbraucherschützerin Kemmer lobt

die Initiativen, die bereits vor Ort sind –
Sozialzentren, Mieterschützer und an-
dere – „ein lebendiges Feld“, sagt sie. Klar

ist: Mit den Akteuren vor Ort und dem
Quartiersmanagement wollen die Ver-
braucherschützerinnen künftig eng zu-
sammenarbeiten.
Die Arbeit vor Ort ist für die Verbrau-

cherzentrale keine ganz neue Idee.Geför-
dert vom Berliner Senat gibt es bereits
Angebote für Grundschüler und Eltern,
um sich im Internet sicherer bewegen zu
können. Verbraucherschützer gehen
dazu in den Schulunterricht. Auch die Er-
nährungsberater der Verbraucherzen-
trale sind vor Ort unterwegs. Genauso
wie ihre Kollegen aus dem Energiebe-
reich. Diese bieten in Berlin eine mobile
Beratung an. Hausbesitzer können sich
von den Beratern vor Ort zeigen lassen,
wie man Energie sparen kann.
„Nicht alle Menschen kennen uns und

finden Weg“, weiß Dörte Elß – obwohl
dieVerbraucherzentralemit ihremStand-
ort gegenüber dem Bahnhof Zoo gut zu
erreichen ist. Und auch das Internet ist
nicht für jeden der richtige Weg, sich zu
informieren. Das gelte besonders für die
Menschen, die es am nötigsten hätten,
sagt Klaus Müller. Die Beratung im Kiez
soll helfen. Aus der „Komm-Struktur“
werde so eine „Bring-Struktur“, weiß Da-
niela Kemmer.
Bezirksbürgermeister vonDassel ist zu-

frieden mit der Unterstützung. Verbrau-
cherschutz sei eine wichtige Ergänzung
zu den Projekten vor Ort. Bisher habe
man dort einen blinden Fleck gehabt,
räumt er ein. Das neue Angebot sei „ge-
nau ander richtigenStelle, genaudas rich-
tige Thema“.  Heike Jahberg

W
er dachte, dass dieMangel-
versorgung inder kapitalis-
tischenPostmoderne über-
wunden wurde, war schon

lange nicht mehr in einer Berliner Apo-
theke: Tage, manchmal Wochen, müs-
sen dort Patienten mittlerweile auf ihre
Pillen, Salben und Tröpfchen warten.
Wie oft es vorkomme, dass er Medika-
mente nicht ausgeben könne? „Jeden
Tag“, sagt Ralf Wittenbroeker von der
Kreuzberger Mozart-Apotheke. Aktuel-
les Beispiel: dasAntidepressivumVenla-
faxin, das gegen Angststörungen hilft.
Meist seien zwar Präparate andererHer-
steller erhältlich. Die seien zwar ebenso
wirksam, doch viele Menschen verunsi-
chere derWechsel, sagt Wittenbroeker.
Venlafaxin ist ein Generikum, also
eine wirkstoffgleiche Kopie eines Medi-
kaments, dessen Patent abgelaufen ist.
Eswird von zahlreichenHerstellern pro-
duziert. Aber am Montagnachmittag ist
für die Mozart-Apotheke nur eine ein-
zige Variante bei denGroßhändlern ver-
fügbar. Das Original gibt es zwar immer
– doch das zahlt die gesetzliche Kasse
nicht. Das ist kein Einzelfall.
Das Bundesinstitut für Arzneimittel
und Medizinprodukte (BfArM) führt
eine zentrale Datenbank für Liefereng-
pässe. Insgesamt sind in dieser Daten-
bank aktuell 262 Generika als nicht lie-
ferbar aufgeführt (Stand: 22.10.2019).
Zum Vergleich: In Deutschland gibt es
laut BfArM insgesamt zurzeit etwa
103000 zugelassene Medikamente.
Doch nicht alle Lieferengpässe werden
erfasst. Das liegt an den Kriterien. Laut
BfArMmuss das Mittel zum Beispiel ei-

nenMarktanteil von über 25Prozent ha-
ben und der Wirkstoff muss bereits in
der Vergangenheit betroffen gewesen
sein.
Phönix, der größte Pharmagroßhänd-
ler Deutschlands, sieht vor allem die
Hersteller in der Pflicht. „Pharmazeuti-
sche Unternehmer müssen den Groß-
handel besser über drohendeundexistie-
rende Lieferengpässe informieren“, sagt
ein Sprecher. Nur dann könne schnell
Abhilfe geschaffen werden, etwa aus La-
gerbeständen in anderen Bundeslän-
dern.
Norbert Peter vom „Marketing Verein
Deutscher Apotheker e.V.“ nennt eine
weitere mögliche Ursache: Die Rabatt-
verträgederKrankenkassenmit denHer-
stellern. Der Arzt werde dadurch ver-
pflichtet, das günstigste Mittel zu ver-
schreiben. Sei das nicht lieferbar, müsse

der Apotheker die preiswertesten Alter-
nativen ermitteln. Die ganze Recherche
müsse im Detail dokumentiert werden.
„Wir scheitern an der Bürokratie“, klagt
Peter. Der Papierkram verbrauche etwa
15 Prozent der Arbeitszeit, schätzt er.
Michael Bernatek, Sprecher des
AOK-Bundesverbandes, widerspricht:
„Rabattverträge tragen zumehr Liefersi-
cherheit bei.“ DieHersteller verpflichte-
ten sich darin, Engpässe zu melden und
Vorräte anzulegen. Angesprochen auf
den aktuellen Mangel an Venlafaxin,
teilt Bernatek mit, es handle sich „um
einen kurzfristigen Engpass aufgrund ei-
nes Produktionsrückstandes.“ Um das
zukünftig zu verhindern, fordert er noch
mehr Transparenz entlang der Liefer-
kette. DieMeldepflichtmüsse ausgewei-
tetwerden, „umeinemöglichst vollstän-
dige Übersicht über die Bestände auf al-
len Ebenen zu erhalten, also bei Apothe-
ken, imGroßhandel undbei denHerstel-
lern“, sagt der AOK-Sprecher.
Doch die Hersteller sehen die Kran-
kenkassen in der Schuld. Hubertus
Cranz, Hauptgeschäftsführer des Bun-
desverbandes der Arzneimittel-Herstel-
ler (BAH), fordert mehr Wettbewerb:
„Bei Rabattverträgen sollten grundsätz-
lich drei Arzneimittel-Hersteller zum
Zuge kommen.“ Denn wenn eine Kran-
kenkasse einen Rabattvertrag mit einem
bestimmten Hersteller abschließe, be-
deute das „faktisch einen Lieferstopp“
für dessen Konkurrenten. Die würden
ihre Produktion dann auf andere Präpa-
rate umstellen. „Fällt nun eines der Ra-
battvertragsunternehmen aus, können
die anderen den plötzlichenMehrbedarf
nicht decken“, sagt Cranz.
Auch Apotheker Hansjörg Fabritz von
der Regenbogen-Apotheke in Falkensee
hat eineVermutung,wie es zuLiefereng-
pässen kommen könnte: „Die Hersteller
produzieren immer häufiger in Schwel-
lenländern wie China und Indien“, sagt
er. Bei einem Ausfall seien die Lieferzei-
ten für Ersatz lang. Für Fabritz ist klar:
„Die Politikmuss dafür sorgen, dassMe-
dikamente in Europa produziert wer-
den.“
Der bundesweiteVerbandder gesetzli-
chenKrankenversicherer, derGKV-Spit-
zenverband, sieht das ähnlich: „Arznei-
mittelhersteller agieren und produzie-
ren weltweit“, teilt der Verband mit.
„Die aktuellen Probleme allein auf deut-
sche Rabattverträge zurückzuführen,
überschätzt deren Bedeutung. Dafür ist
das deutsche Pharmageschäft mit einem
Anteil von vier Prozent am Weltmarkt
viel zu klein.“
Tatsächlich gäbe es Engpässe nicht
nur in Deutschland, sondern auch in an-
deren europäischen Ländern, in denen
die Gesundheitssysteme anders organi-
siert seien, betont Max Müller, Präsi-
dent des Verbandes der europäischen
Versandapotheken (EAMSP). „Die Lö-
sung muss auf EU-Ebene erfolgen“, sagt
Müller.Wie sie aussehen könne, vermag
er aber auch nicht zu sagen.
Es gibt jedoch einen Punkt, in dem
sich alle Beteiligten einig sind: Die Pro-
duktion in wenigen, noch dazu weit ent-
fernten Fabriken inAsienmacht das Sys-
tem anfälliger. Sogar BAH-Chef Cranz
wünscht sich, dass Wirkstoffe wieder in
Europa produziert würden, doch „damit
dies für Unternehmen wirtschaftlich
machbar ist, bedarf es Anstrengungen
der Politik.“

Starker Auftritt nötig. Diese Tonnen lassen
sich mit dem Fuß öffnen.  Foto: Ingrid Müller

Die Tonne
von Mr. Fill
presst Müll
auf ein
Fünftel des
Volumens

Zwei Welten
Die Neubauten der

Europacity grenzen an
den alten, sozial

schwachen Kiez in der
Nähe des Hauptbahn-

hofs. Viele Familien
leben von Hartz IV.

 Foto: D. Spiekermann-Klaas

Das Projekt
wird mit
600000 Euro
vom Bund
gefördert –
für vier Jahre

Von Christoph M. Kluge

Wartet auf Lieferung. Ralf Wittenbroeker,
Inhaber der Mozart-Apotheke.  Foto: T. Rückeis

Ein knappes Gut
Immer häufiger kommt es in Berliner Apotheken zu Lieferengpässen.

Pharmahersteller und Kassen schieben sich gegenseitig die Schuld zu
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quetschenden
Holländer

Neues Abfallkorb-Modell
presst Müll in der Tonne

„Wir gehen dahin, wo die Verbraucher zu Hause sind“
Die Verbraucherzentrale startet ein Pilotprojekt für Moabit-Ost, ein Quartier, in dem soziale Welten hart aufeinanderprallen

Foto: Larry Washburn/Getty

Berlin - Kein Mensch hätte bei ihr einen
Verdachtgeschöpft.Siewarseit Jahrzehn-
ten im Unternehmen und hatte sich über
die Jahre zur Co-Geschäftsführerin hoch-
gearbeitet. In alleiniger Verantwortung
führte siedieBuchhaltungdesmittelstän-
dischen Unternehmens der chemischen
Industrie.Undvermutlichwäreesauchso
weitergegangen,wäresienichtkrankheits-
bedingt längere Zeit ausgefallen. Denn in
dieserZeitwechseltederWirtschaftsprü-
fer derFirma.Der neue sah sichdieBilan-
zen einmal genauer an –und stieß aufUn-
glaubliches.
Über zwölf Jahre hatte die Co-Chefin

immer wieder Beträge auf ihr eigenes
Konto überwiesen. Dabei hatte sie das
Vertrauensverhältnis zum vorherigen
Wirtschaftsprüfer ausgenutzt und auf
Nachfragen so reagiert, dass er keinen
Verdacht geschöpft hatte. Insgesamt ent-
stand der Firma dadurch ein Schaden von
750000 Euro. Mit den Vorwürfen vom

neuen Wirtschafts-
prüfer konfrontiert
gab sie die Taten zu.
Sie habe damit ihre
Kaufsucht befriedi-
gen wollen.
Was sich einmalig

anhört, ist kein Ein-
zelfall. Laut demGe-
samtverband der
DeutschenVersiche-
rer (GDV) sind die
eigenen Mitarbeiter

hinsichtlich Betrugs und Unterschlagung
das größere Risiko für Unternehmen als
Diebe von außen. Der Verband hat 2400
Schadenfälle aus der Vertrauensschaden-
versicherung ausgewertet und kam zu
dem Schluss: Knapp zwei Drittel der
Fälle und rund 75 Prozent des Schadens
gingen auf das Konto krimineller Kolle-
gen. Der Versicherungsschaden lag den
Angaben zufolge imvergangenen Jahr ins-
gesamt bei 225 Millionen Euro. Im
Schnitt bringen kriminelle Mitarbeiter
ihre Arbeitgeber um fast 115000 Euro,
bevor sie auffliegen. Bei Externen ist es
dieHälfte. „Angesichts unserer Erfahrun-
gen müssen wir davon ausgehen, dass je-
des Jahr fünf bis zehn Prozent der deut-
schen Unternehmen von eigenen Mitar-
beitern betrogen werden“, sagte Rüdiger
Kirsch, Vorsitzender der AG Vertrauens-
schadenversicherung im GDV. Die Dun-
kelziffer der unentdeckten Taten und der
dadurch verursachte wirtschaftliche
Schaden sei deutlichhöher als die genann-
ten Zahlen. „Die Prognosen gehen in die
Milliarden“, sagte Kirsch.

Doch nicht nur Führungskräften bietet
sich die Gelegenheit, nebenbei in die
Kassezugreifen.Alsbeispielhaftfürzuge-
ringe Kontrollmechanismen nannte der
GDV ein Beispiel aus einem Supermarkt.
Hier hatte ein Kassierer über zwei Jahre
rund 25000 Euro gestohlen. Sein Trick:
Bons, die von Kunden nicht mitgenom-
menwordenwaren,stornierteeranschlie-
ßend und steckte das Geld des zurückge-
buchtenEinkaufs in die eigeneTasche.
Der Leipziger Strafrechtsprofessor

Hendrik Schneider hält fehlende Sicher-
heitsmechanismen für den Hauptgrund
solcher Handlungen. Doch er beobachtet
auch bei persönlichen Motiven wieder-
kehrende Muster. „Insbesondere bei län-
gerer Unternehmenszugehörigkeit kann
einMitarbeiter der Versuchung der güns-
tigen Gelegenheit erliegen“, so Schnei-
der. „Bisweilen kommen noch persönli-
che Risikokonstellationen hinzu, die ent-
sprechendeTatenbegünstigen. Beispiels-
weisewenn der Tätermeint, einen Extra-
bonus verdient zu haben, oder wenn er
sich von seinem Chef gekränkt und zu-
rückgesetzt fühlt.“

Natürlich könnten auchpersönlicheLe-
benskrisen wie eine Scheidung oder ein
zu aufwendiger Lebensstil ein Motiv
sein. So nutzte etwa der betrügerische
Kassierer sein erbeutetes Geld, um die
Raten für seineHausfinanzierung zu zah-
len, was andernfalls nur schwer möglich
gewesen wäre. Schneiders Forschungen
zufolge sind die Täter in der Regel deut-
scher Staatsangehörigkeit, jenseits der
40 und verfügen über eine überdurch-
schnittliche Bildung. Sie sind zumeist
schon längere Zeit in ihrem Unterneh-
menbeschäftigt undbekleiden häufig ver-
antwortliche Positionen.
Dass Diebstähle durch Mitarbeiter ein

erhebliches Problem sind, ist insbeson-
dere im Handel schon länger bekannt.
Das Marktforschungsinstitut EHI Retail
hatte im Juni dieses Jahres berechnet,
dass durch eigene Mitarbeiter allein im
Jahr 2018 Schäden inHöhe von 1,01Mil-
liarden Euro entstanden sind. Weitere
350Millionen an Inventurendifferenzen,
wie es hier offiziell heißt, gehen auf Kos-
ten von Lieferanten und anderer eben-
falls mit dem Unternehmen vertrauter

Servicekräfte.Umsichwirksamzu schüt-
zen, rät der GDV, sensible Bereiche dop-
pelt abzusichern, einen Compliance-Be-
auftragten zu benennen, ein Hinweisge-
bersystem aufzubauen, einen verbindli-
chen Verhaltenskodex zu verabschieden,
die Mitarbeiter regelmäßig zu schulen
und bei Zahlungen strikt das Vier-Au-
gen-Prinzip zu beachten.
Dass nicht jeder Betrugsversuch auch

erfolgreich ist, hat ausgerechnet ein Mit-
arbeiter der Versicherungsbranche erst
vor wenigen Monaten vor dem Amtsge-
richt Burgwedel gezeigt. Der Versiche-
rungsmakler hatte 100Versicherungsver-
träge für erfundene Personen ausgestellt
und dafür Provisionen von mehr als
200000 Euro kassiert. Woran er aller-
dings nicht gedacht hatte: Damit er die
Provision nicht zurückzahlen muss, hät-
ten die Verträge mindestens 60 Monate
laufen müssen. Deshalb zahlte er brav je-
denMonat dieBeiträge für seine gefälsch-
ten Verträge. Doch diese Kosten hätten
seineProvisionmit derZeitweit überstie-
gen. Dass er erwischt wurde, bewahrte
ihn gewissermaßen vor dem Ruin.

Berlin -DieMinisterinnen sitzen neben-
einander wie beste Freundinnen. Sie hö-
ren einander zu, nicken zustimmend,
wenn die Kollegin spricht. „Wir verbrin-
gen viel Zeit miteinander“, sagt Bundes-
umweltministerin Svenja Schulze (SPD).
„Wir arbeiten eng zusammen“, betont
Bundesagrarministerin Julia Klöckner
(CDU). Fast hätten sie es sogar geschafft,
im Partnerlook aufzutreten, doch dann
beißen sich die Rottöne in Klöckners Bla-
zer und Schulzes Kleid doch.
Zu viel Harmonie hätte vielleicht auch

nicht gepasst. Denn Konflikte gab es in
der Vergangenheit reichlich – beim Tier-
wohllabel, beim Düngerecht, dem Ein-
satz der Fördergelder in der Landwirt-
schaft oder beimUmgangmit Pestiziden.
WährendKlöckner stets auch die Interes-
sen der Bauern im Blick hat, geht es
Schulze vor allem um die Natur. Doch
der Druck, Ökologie und Ökonomie zu-
sammenzubringen, wächst. Klöckner
und Schulze haben die Sommerpause ge-
nutzt und sich auf Maßnahmen für mehr
Umwelt- und Tierschutz geeinigt. Am
Mittwoch billigte das Bundeskabinett das
Agrarpaket, das aus drei Teilen besteht:
dem Aktionsprogramm Insektenschutz,
dem Tierwohllabel und der Umschich-

tungderAgrarförderung hin zumehrUm-
weltschutz. Doch schon jetzt ist klar, dass
esWiderstände imBundestag gebenwird
– vor allem beim Tierschutzlabel.

TIERSCHUTZLABEL
Das geplante Gütesiegel ist eines der
Kernprojekte Klöckners. Das dreistufige
Tierwohllabel soll zeigen, ob Schweine –
später sollen auch Geflügel und Rinder
einbezogen werden – von ihrer Aufzucht

bis zur Schlachtung besser behandelt
worden sind als gesetzlich vorgeschrie-
ben. Um Konflikte mit EU-Recht zu ver-
meiden,will Klöckner eine freiwillige Lö-
sung und die Bauern beim Umbau ihrer
Ställe unterstützen. Schulze hatte lange
auf einer verpflichtenden Kennzeich-
nung bestanden. Die SPD-Politikerin
lenkte jetzt aber ein, weil ihrMinisterium
ein weitgehendes Mitspracherecht bei
den Labelkriterien bekommen soll. Doch

ihre Fraktion ist weiter auf Konfrontati-
onskurs. „Wir machen die auf Freiwillig-
keit basierende Hochglanzpolitik derMi-
nisterinnichtmit“, kritisierenSPD-Frakti-
onsvize Matthias Miersch und der agrar-
politische Sprecher der Fraktion, Rainer
Spiering, Klöckners Plan. Die Grünen-
Bundestagsfraktion bringt nach Tages-
spiegel-Informationen in der nächsten
Woche einenAntrag auf ein verpflichten-
des Tierwohllabel in den Bundestag ein,
auch in der CSU gibt es Vorbehalte gegen
das Agrarpaket.

INSEKTENSCHUTZ
Beim Insektenschutz sind sich Schulze,
Klöckner und Bundesforschungsministe-
rinAnjaKarliczek (CDU) einig: „Was den
Insekten schadet, schadet auch denMen-
schen“, sagt Schulze. Das Insektenster-
ben sei dramatisch, warnen alle Ministe-
rinnen. Ein Aktionsprogramm Insekten-
schutz soll helfen: Für das Unkrautver-
nichtungsmittel Glyphosat soll im Jahr
2023Schluss inDeutschland sein. ImDe-
zember 2022 läuft die Zulassung auf EU-
Ebene aus, mit einer Verlängerung rech-
net Klöckner nicht: „Glyphosat ist poli-
tisch gesehen ein totes Pferd.“ Bis dahin
sollendurchAnwendungsverbote für Pri-

vatleute, in Gewässernähe oder in Parks
75 Prozent der Glyphosatmenge einge-
spart werden. Landwirte sollen zudem
verpflichtet werden, Rückzugsflächen
für Insekten zu schaffen und Biotope um
„artenreiches Grünland“ und „Streuobst-
wiesen“ zu erweitern. IndenSchutzgebie-
ten soll der Einsatz von Herbiziden und
biodiversitätsschädigenden Insektiziden
verboten werden. Zudem gibt der Bund
Bauern50Millionen Euro, umden Insek-
tenschutz zu fördern. Weitere 50Millio-
nen Euro – überwiegend aus Karliczeks
Etat – fließen in die Insektenforschung
und das -monitoring.

FÖRDERUNG
Die Fördergelder für Landwirte werden
für das kommende Jahr umgeschichtet.
Statt 4,5 Prozent sollen sechs Prozent
der Mittel als Honorierung für Umwelt-
oder Tierschutzanstrengungen der Land-
wirte gezahlt werden. Das wären 75 Mil-
lionen Euro. Allerdings geht dadurch den
Landwirten eine direkte Unterstützung
von 4,50 Euro pro Hektar als Direktaus-
zahlung verloren. Dem Bauernverband
gefällt das nicht: „Dieses Paket ist für die
Bauern toxisch“, kritisiert Bauernpräsi-
dent Joachim Rukwied.  Heike Jahberg

Thyssen-Krupp-Aktien legten zu, nachdem
der Konzern den Komplettverkauf der Auf-
zugssparte in Erwägung zog. Die Sparte gilt
als Ertragsbringer und wird deutlich höher
bewertet als das Gesamtunternehmen.

Während Bundesagrarministerin Klöck-
ner noch um ihr Tierwohllabel kämpft,
macht der Handel bereits seit April Nä-
gel mit Köpfen. Verbraucher können
beim Fleischkauf anhand der Haltungs-
kennzeichnung sehen, ob das abge-
packte Fleisch gerade einmal den ge-
setzlichen Mindeststandards (Stufe
eins) entspricht oder die Tiere mehr
Platz (Stufe zwei), Kontakt zu Außen-
luft (Stufe drei) oder „Premium“-Ver-
hältnisse (Stufe vier) hatten. Unter
Stufe vier fallen Bioprodukte. Ein Markt-
check der Verbraucherzentralen zeigt
jetzt ein ernüchterndes Bild. Gut 1600
Produkte hatten die Verbraucherschüt-
zer untersucht, Fazit: Bei Discountern
und Supermärkten überwiegt Fleisch
der Stufe eins, „weniger als zehn Pro-
zent des Fleischangebotes waren mit
Stufe 3 und 4 gekennzeichnet“, kriti-
siert Britta Schautz, Ernährungsexper-
tin der Verbraucherzentrale Berlin.  hej
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Berlin - Die künftige EU-Kommissions-
chefin Ursula von der Leyen hat bei ei-
nem Treffen mit Europaabgeordneten
der christdemokratischen EVP-Fraktion
in Brüssel angekündigt, dass sie sich mit
der Materie des EU-Wettbewerbsrechts
befassen werde. Seit dem Verbot der Fu-
sion der Bahnsparten von Siemens und
Alstom stelle sich die Frage, ob dasWett-
bewerbsrecht noch zeitgemäß sei, sagte
von der Leyen nach Teilnehmerangaben
bei dem Treffen am Dienstag. Den Anga-
ben zufolge habe von der Leyen aber
keine Sympathien für Veränderungen des
Wettbewerbsrechts, in welcher Richtung
auch immer, bekundet.
Im Februar hatte die EU-Kommission

eine Fusion der Bahnsparten von Sie-
mens und des französischen Herstellers
Alstom mit der Begründung untersagt,
dass der Zusammenschluss der beiden
führenden Anbieter in der EU den Wett-
bewerb auf demMarkt für Eisenbahnsig-
nalanlagen undHöchstgeschwindigkeits-
züge beeinträchtigenwerde.Mit den EU-
Regeln sei ein fairer Wettbewerb in der
Gemeinschaft gewährleistet, hatte die bis-
herige Wettbewerbskommissarin Mar-
grethe Vestager zur Begründung gesagt.
Ihre Entscheidung hatte heftige Kritik so-
wohl in Frankreich als auch in Deutsch-
land hervorgerufen. So monierte Frank-
reichs Finanzminister Bruno Le Maire,
dass das EU-Wettbewerbsrecht in der ge-
genwärtigen Fassung in erster Linie Kon-
kurrenten wie China nutze. Auch Wirt-
schaftsminister Peter Altmaier (CDU)
hatte eine deutsch-französische Initiative
zur Anpassung der Wettbewerbsregeln
angekündigt.  ame/mgr

In den Läden gibt es
vor allem Billigfleisch

2020 geht es los: Der Markt für Elektroautos kommt in Fahrt – Seite 18

Ein Kassierer
stahl rund
25000 Euro
mit
den Bons
von Kunden

Der Griff in
die eigene Kasse

Jährlich entstehen
Unternehmen Schäden

in Millionenhöhe durch
kriminelle Mitarbeiter.
Gerade Führungskräfte
haben oft leichtes Spiel

DMARKTCHECK

Tierwohl,
das man sehen kann.
Vor allem Schweine
sollen künftig ihr
Leben von der Auf-
zucht bis zur Schlach-
tung unter besseren Be-
dingungen verbringen.
 Foto: Daniel Karmann/dpa

Bauern sollen Umwelt- und Tierschützer werdenDie Bundesregierung will Insekten retten, Schweine besser behandeln und die Agrarförderung umstellen. Glyphosat soll 2023 verboten werden
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Fusionsregeln
unter
der Lupe

Von der Leyen nimmt sich
Wettbewerbsrecht vor

Von Thorsten Mumme

Schaden durch kriminelle Kollegen

37%

63%

225
Mio. €

2400

25%

75%

Quelle: GDV Tsp/Bayhan

Anzahl der Fälle
2018

interne Täter externe Täter

Schäden
2018

+348%

Thyssen-Krupp

Angabe in Euro

Kurs vom 02. bis 04.09.2019
Veränderung zum Vortag

10,999

Tsp/Pieper-Meyer

10,8

10,7

10,6

11,0

10,9

11,1

11,2

02.09.19 03.09.19 04.09.19

Foto: Getty Images/iStockphoto

25Presserückblick 2019 | 

Dummy

test warnt 
Genossenschafts-
idee missbraucht

 Genossenschaften sollen ihre Mit-

glieder fördern, etwa wirtschaft-

lich, sozial oder kulturell. Bürger 

treten zum Bespiel bei wegen der 

Chance auf eine bezahlbare Woh-

nung. Die meisten der 8 000 ein-

getragenen Genossenschaften 

sind seriös. Das gute Image wird 

aber von Abzockern ausgenutzt. 

Die Potsdamer Altersvorsorge -

genossenschaft AVG versprach 

für die Altersvorsorge überdurch-

schnittliche Renditen, die ein Bör-

senhandelssystem erzielen sollte. 

Inzwischen ist sie in Liquidation. 

Ihr Chef behauptet zwar, kein Ge-

nosse werde einen Euro verlieren. 

Das ist aber zweifelhaft. Um Ver-

braucherinteressen zu schützen 

und dem Missbrauch der Genos-

senschaftsidee einen Riegel vor-

zuschieben, hat der Bundesrat im 

Juni 2019 einen Gesetzesentwurf 

vorgelegt. Bis auf Weiteres sollten 

Interessenten vor dem Eintritt in 

eine Genossenschaft selbst auf 

Warnzeichen achten. Sie sollten 

nur Mitglied werden, wenn der 

Förderzweck sie überzeugt. Hohe 

Renditeversprechen sollten sie 

stutzig machen. 

Tipp: Hilfe beim Erkennen unse-

riöser Genossenschaften bietet 

test.de/genossenschaften (kosten-

pflichtig). In die Warnliste Geldan-

lage nehmen wir Genossenschaften 

auf, die negativ aufgefallen sind 

(test.de/warnliste, kostenpflichtig). 

Sie wird laufend ergänzt. 

Teure Forderung. 

 Inkassofirmen  
berechnen oft  
zu viel.

10/2019 test Geld und Recht 91

Ist eine Neuregelung für die Berech-
nung von Inkassokosten nötig?  
Ja. Verbraucher, die ihre Rechnungen 

nicht pünktlich bezahlen, erhalten  

immer häufiger Post von einem Inkas-

sounternehmen. Schnell wird es dann 

sehr teuer, weil zum Rechnungsbetrag 

noch die Kosten für die Inkassofirma 

dazukommen. Gerade bei Kleinstforde-

rungen, also Rechnungen bis 100 Euro, 

stehen die Inkassokosten in keinem Ver-

hältnis zur Höhe des eigentlich gefor-

derten Betrags. Das liegt daran, dass 

sich die Inkassofirmen bei der Berech-

nung ihrer Kosten an der Rechtsan-

waltsgebührentabelle orientieren. Die 

erste Gebührenstufe bezieht sich dort 

auf Gegenstandswerte bis zu 500 Euro.

Was heißt das? 
Egal, ob der gemahnte Betrag 5 Euro 

oder 500 Euro beträgt: Die Inkassofirma 

darf bis zu 70,20 Euro verlangen – inklu-

sive Auslagen für Post und Telefon. In 

den meisten uns bekannten Fällen wird 

diese Maximalgrenze auch ausgereizt, 

unabhängig davon, wie der Einzelfall 

aussieht. Wir fordern schon länger, dass 

der Gesetzgeber dies ändert. Im Ge-

spräch ist derzeit, dass der Höchstbe-

trag bei Forderungen bis 500 Euro auf 

37,80 Euro sinken soll. 

Oft werden automatisierte Mahn-
schreiben verschickt. Was gilt dann? 

Bei automatisierten Mahnverfahren 

fand keine Rechtsprüfung statt. Einige 

Gerichte weichen in diesem Fall vom 

derzeitigen Höchstsatz von 70,20 Euro 

ab, der für Forderungen bis 500 Euro 

gilt. Der Bundesgerichtshof hat in  

einem Verfahren eine Obergrenze von  

16,20 Euro festgelegt.

Was empfehlen Sie, wenn eine In-
kassofirma zu hohe Kosten verlangt?  

Verbraucher sollten nur den Betrag 

überweisen, der unstrittig ist. Das wäre 

bei berechtigten Mahnschreiben der 

nichtbezahlte Rechnungsbetrag plus 

angemessene Inkassokosten. Sie lassen 

sich mit dem Inkasso-Check der Ver-

braucherzentralen online ermitteln.

Tipp: Der Inkasso-Check stellt anhand 

mehrerer Fragen zum Mahnschreiben 

fest, wie Sie am besten reagieren.  

Zum Schluss erhalten Sie einen passen-

den Musterbrief zum Widerspruch  

(verbraucherzentrale.de/inkasso-check).

Inkassogebühren

Oft unverhältnismäßig teuer
Das Justizministerium plant strengere Regeln für Inkassofirmen. 

Verbraucherschützer fordern sie seit langem.

Irina Krüger, 
Juristin bei der 
Verbraucher-
zentrale Berlin.

Liquidation. Bei manchen Ge-

nossenschaften läuft es für die 

Mitglieder nicht rund. 
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52 das war's sonnabend/sonntag, 11./12. mai 2019 taz 🐾🐾 am wochenende

jo soi papa
Ich habe früher mehr fotografiert, ich war ein 
richtiger Fotograf. Aber Zeit ist Geld, und ich 
habe wenig Zeit. Nun werden die Bilder von 
meinen Kindern gemacht. Rafa Raigon
 
Rafa Raigon ist Fotograf und Hausmann.  
Hier fotografieren ihn seine Kinder bei der Arbeit.

Was passiert, wenn der Ener-
gieversorger den Strom ab-
klemmt oder den Gashahn 
zudreht, weil die Rechnun-
gen nicht bezahlt werden? 
Für rund 20.000 BerlinerIn-
nen im Jahr ist das Realität, sie 
sitzen dann im Dunkeln, kön-
nen nicht kochen oder heizen. 
Um solche Härten zu vermei-
den oder möglichst schnell zu 
beenden, bietet die Verbrau-
cherzentrale seit April 2018 
eine Energieschuldenbera-
tung an. Vorstand Dörte Elß 
zog am Freitag eine positive Bi-
lanz des ersten Jahres – zusam-
men mit dem grünen Verbrau-
cherschutz-Senator Dirk Beh-
rendt, dessen Verwaltung die 
Beratung 2018 und 2019 mit 
rund 160.000 Euro fördert.

„Das Angebot wird von 
den Betroffenen gut ange-
nommen, weil es qualifiziert, 
aber niedrigschwellig ist“, so 

Elß. Gleichzeitig habe die Ver-
braucherzentrale auch einen 
Vertrauensvorschuss bei den 
Energieanbietern. Insgesamt 
450 Beratungen habe es ge-
geben, dabei seien die Forde-
rungen der Unternehmen und 
die rechtlichen Voraussetzun-
gen für eine Sperre geklärt, 
aber auch Zahlungsaufschübe 
oder Ratenzahlungen verein-
bart worden. Von den Kun-
dInnen habe sich bislang nie-
mand ein zweites Mal an die 
Beratung gewandt, sagte Elß.

Dirk Behrendt konnte zwi-
schen Sperren und Beratun-
gen noch ein gewisses „Delta“ 
erkennen – in anderen Worten: 
Luft nach oben. Der Senator be-
zeichnete Energiesperren als 
„schwerwiegenden Eingriff 
in die persönliche Lebensfüh-
rung“ von Menschen, deren 
Ursache in Armut zu suchen 
sei: „Die bleiben ja keine Zah-
lung schuldig, weil sie quasi 
Stromrebellen sind.“

Behrendt kündigte ein Fach-
forum mit allen Beteiligten an, 
bei dem noch vor der Sommer-
pause über Strategien zur Ver-
meidung von Energiesperren 
gesprochen werden solle. (clp)

Positive Bilanz bei der 
Beratung von 
Menschen, denen 
Strom oder Gas 
abgedreht worden sind 

Energie ist zurück

E ric Neuling trägt ein Fernglas um den 
Hals und hat einen Blaumeisen-Brut-
kasten in seinem Garten installiert. 

Er ist Vogelexperte beim Naturschutzbund 
Deutschland (Nabu) und ruft in einem Vi-
deo dazu auf, bei der großen Vogelzählung 
an diesem Wochenende mitzuwirken. Die 
bundesweite Aktion „Stunde der Gartenvö-
gel“ findet bereits zum 15. Mal statt. Zu ei-
ner beliebigen Zeit am Freitag, Samstag oder 
Sonntag sind Naturfreund*innen und Inte-
ressierte dazu aufgerufen, eine Stunde lang 
Vögel zu beobachten und die Anzahl nach 
Art zu notieren.

Gezählt werden kann im heimischen Gar-
ten, im Park oder vom Balkon aus. Im ver-
gangenen Jahr haben 1.700 Berliner*innen 

insgesamt 36.600 Vögel beobachtet. Als 
Hilfe zur Bestimmung dient ein Meldebo-
gen auf dem die zehn häufigsten Vogelarten 
abgebildet sind, außerdem gibt Eric Neuling 
in seinem Video eine Anleitung zur Vogel-
erkennung: Der Haussperling, kurz Spatz, 
„ist unser häufigster Gartenvogel“, sagt er. 
„Man sieht ihn oft auf Dachgiebeln sitzen.“ 
Die Amsel, schwarzes Gefieder, hüpfe, der 
Star tippele über den Rasen und imitiere da-
bei andere Vogelgesänge, „manchmal sogar 
Geräusche, die gar nichts mit Vögeln zu tun 
haben, wie zum Beispiel ein Handyklingeln“, 
sagt Neuling.

Der Nabu bewirbt die Aktion als größte 
wissenschaftliche Mitmachaktion, neben 
der „Stunde der Wintervögel“. Aber wie ver-

lässlich können Daten sein, die willkürlich 
von Menschen in ganz Deutschland erho-
ben werden?

Natürlich handle es sich nicht um wissen-
schaftlich fundierte Daten, „über die lange 
Zeit lassen sich nun aber schon Tendenzen 
beobachten“, sagt Christine Szyska, Presse-
referentin des Nabu-Landesverbands Ber-
lin. So habe sich herausgestellt, dass die An-
zahl der Haussperlinge zwar stetig steigt, die 
Bestände des Mauerseglers und der Mehl-
schwalbe jedoch dramatisch sinken.

Neben der Vogelzählung finden Veran-
staltungen statt, darunter eine Exkursion 
in die Marienfelder Feldmark und eine Vo-
gelstimmenführung im Stadtpark Steglitz 
– jeweils am Sonntag um 9 Uhr.

Joana Nietfeld geht in den kommenden Tagen für den Nabu Vögel zählen

Wer piept denn da?

Von Uwe Rada

G
ewöhnliche Un-
ternehmens-
gründungen se-
hen anders aus, 
erst recht, wenn 
zur Startfinanzie-

rung Millionenbeträge notwen-
dig sind. Doch auf dem Berliner 
Wohnungsmarkt ist schon lange 
nichts mehr normal, und so tra-
fen sich am Donnerstagabend in 
der Friedrichshainer Pablo-Ne-
ruda-Bibliothek mehr als 50 In-
teressierte, um über die Grün-
dung einer neuen Wohnungs-
genossenschaft zu diskutieren. 
Ihr Ziel: 13 Häuser in Kreuzberg 
und Friedrichshain mit insge-
samt 200 Wohnungen zu über-
nehmen, für die der Bezirk das 
Vorkaufsrecht ziehen will.

 Die Idee hatte zuerst Flo-
rian Schmidt, grüner Baustadt-
rat des Bezirks, in die Debatte 
geworfen. Auch am Donners-
tag erklärte Schmidt den Ver-
tretern der betroffenen Häu-
ser, warum nicht wie bisher 
landeseigene Wohnungsbau-
gesellschaften als Käufer ein-
springen: Die Kaufpreise seien 

zu hoch,  außerdem seien die Zu-
schüsse, die der  Finanzsenator 
für solche Fälle bereithalte, 
„endlich“ .„Wenn wir bei allen 
Häusern Zuschüsse beantragen 
würden, würden wir auch Ab-
sagen bekommen“, so Schmidt. 
„Wir müssen deshalb andere 
Möglich keiten finden, das zu 
finanzieren.“

Zu der ersten Versammlung 
der 13 Häuser hat Schmidt Wer-
ner Landwehr mitgebracht, ei-
nen Kenner von Wohnungsge-
nossenschaften und zugleich 
Regionalleiter Berlin der GLS-
Bank. Landwehr erklärte, dass 
eine Genossenschaft bereits 
handlungsfähig sein könne, 
bevor sie im Register eingetra-
gen ist. Eine beruhigende In-
formation für die Betroffenen, 
denn der Zeitplan ist eng. Bin-
nen zwei Monaten nachdem 
der Bezirk vom Kaufvertrag 
zwischen dem bisherigen Ver-
käufer und bisherigen Käufer 
unterrichtet wurde, muss er 
das Vorkaufsrecht in Anspruch 
nehmen und in den bisherigen 
Kaufvertrag eintreten. Das be-
deutet auch, dass die Finanzie-
rung dann stehen muss.

Ein erstes Finanzierungskon-
zept hat Landwehr bereits ent-
worfen. Er rechnet mit einer 
durchschnittlichen Genossen-
schaftseinlage von 500 Euro pro 
Quadratmeter. Für eine Fami-
lie in einer 100-Quadratmeter-
Wohnung, wären das  50.000 

Euro. Erstaunlich, dass bei die-
ser Summe kein Raunen durch 
den Raum ging. Offenbar ist 
die Vorstellung, an einen priva-
ten Investor verkauft zu werden, 
noch abschreckender, als tief in 
den Geldbeutel greifen zu müs-
sen. „Immerhin gehört das Haus 
dann Ihnen allen“, warb Schmidt 
für den Genossenschaftsgedan-
ken.

Um mit einem möglichst ho-
hen Eigenkapitalanteil zu den 
Banken gehen zu können, setz-

ten Schmidt und Landwehr auch 
auf eine Förderung durch den 
Senat. 10 Prozent des Kaufprei-
ses soll das Land Berlin zuschie-
ßen. „Dazu kommt dann noch 
die im Koalitionsvertrag ver-
einbarte Genossenschaftsför-
derung“, so Landwehr. Ein Fünf-
tel des Kaufpreises würde durch 
die Genossenschaftseinlagen fi-
nanziert werden, so das Modell.

„Die Dachgenossenschaft 
ist eine gute Idee, auf die Ver-
käufe zu reagieren“, sagte Jean-
nette Brabenetz aus der Krosse-
ner Straße 36 in Friedrichshain. 
Beim Hausfest am 25. Mai werde 
man die Werbetrommel rühren.

„Wir wollen das auf jeden Fall 
durchziehen, auch wenn einige 
Häuser nicht mitmachen“, be-
tonte Schmidt. „Ziel ist, dass 
in jedem Haus mehr als die 
Hälfte der Mieter zeichnen.“ 
Es wäre nicht das erste Mal, 
dass der Grüne das Unmögli-
che schafft. Seine letzte Aktion: 
der „gestreckte Erwerb“ von 
fast 700 Wohnungen, bei dem 
in der Karl-Marx-Allee zunächst 
an die Mieter und dann an die 
Wohnungsbaugesellschaft Mitte 
(WBM) verkauft wurde.

Mit einer neuen Variante will der grüne Baustadtrat Florian Schmidt für Friedrichshain-Kreuzberg das Vorkaufsrecht ziehen: Eine Dachgenossenschaft soll 13 Häuser retten

Das Unmögliche schaffen

„Wir wollen das 
durchziehen, auch 
wenn einige Häuser 
nicht mitmachen“
Florian Schmidt, Baustadtrat 
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Verbraucherzentrale Berlin e. V.

Mitglieder (Stand: 31.12.2019)
Einzelmitglieder � 42
Mitgliederverbände � 14

•	 Allgemeiner Blinden- und Sehbehindertenverein 
e. V.

•	 Berliner Mieterverein e. V.
•	 CDU Landesverband Berlin
•	 Deutscher Gewerkschaftsbund – Kreis Berlin
•	 Die Linke, Landesverband Berlin
•	 Kath. Dt. Frauenbund, Zweigverein Berlin e. V.
•	 Landesverband Berlin der Gartenfreunde e. V.
•	 Mieterschutzbund Berlin e. V.
•	 Migrationsrat Berlin-Brandenburg e. V.
•	 PRO BAHN e. V.
•	 SPD, Landesverband Berlin
•	 Schutzgemeinschaft für geschädigte  

Kapitalanleger e. V.
•	 Türkischer Bund in Berlin und Brandenburg
•	 Verband Haus- und Wohneigentum, Siedlerbund 

Berlin-Brandenburg e. V.

Fördernde Mitglieder � 2

•	 Vattenfall � 10.000 Euro
•	 Landesbank Berlin � 10.000 Euro

Vorstand der Verbraucherzentrale Berlin e. V.
Dörte Elß

Verwaltungsrat (Stand: 31.12.2019)
Reiner Wild, Vorsitzender
Peter Gnielczyk, stellv. Vorsitzender
Sabine Babendererde
Christa Jourdan
Irene Köhne
Gerhard Müting
Dr. Heinz Willnat

Mitarbeit in Gremien und Organisationen
•	 Stiftung Warentest

	- Kuratorium
	- Expertenrunde Recht

•	 Verbraucherzentrale Bundesverband
	- Arbeitskreise

•	 DIN
	- Verbraucherrat
	- Normungsausschuss Betreutes Wohnen

•	 Wirtschaftsausschuss für Außenhandelsfragen 
beim BMEL

•	 Runder Tisch Energieeffizienz und Energiesparen 
in privaten Haushalten in Berlin

•	 Ernährungsrat Berlin
•	 Steuerungsgruppe Fair Trade Town Berlin
•	 Koordinierungskreis Patientenvertreter
•	 Ethikkommission der Ärztekammer Berlin
•	 Gemeinsames Landesgremium nach § 90 a SGB V
•	 Einigungsstelle für Wettbewerbsstreitigkeiten  

bei der IHK

ORGANISATION

Vorstand

Verwaltungsrat

Mitgliederversammlung

Bereich Recht und Beratung Bereich Projekte und Zielgruppen

Sekretariat Presse

Verwaltung
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FINANZDIENSTLEISTUNGEN
ALLGEMEINE  

RECHTSBERATUNG ENERGIE

24577 Auskünfte,  
Anfragen und  
Beratungen

insgesamt

6223 Beratungen
Allgemeine 
Rechtsberatung

328 Beratungen
Lebensmittel  
und Ernährung

4660 Beratungen
Energie

2847 Beratungen
Finanzdienstleistungen

Spar- und Anlagerecht
Versicherung und  
Versicherungsrecht
Bau und Baufinanzierung
Konto und Kredit

Allgemeines Verbraucherrecht
Rundfunkbeitragsberatungen
Reiserecht
Urheberrecht
Patientenrecht

Energiesparberatungen und
-checks
Energieschuldenberatungen
Energierechtsberatungen

254

928
723424

221

84

42

41081623 3928

481
251

10434

14058

663 85Auskünfte und 
Verweise Rechtsbesorgungen

Beratungen

Abmahnungen und  
Unterlassungsklagen
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BILANZ ZUM 31.12.2019
Aktivseite 2019 2018

A.	 Anlagevermögen

	 Betriebs- und Geschäftsausstattung 110.854,61 € 71.402,81 €

B.	 Umlaufvermögen

I. 	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände        44.650,25 € 32.286,97 €

II. 	 Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 429.691,11 € 367.380,04 €

C.	 Rechnungsabgrenzungsposten

	 Rechnungsabgrenzungsposten 3.309,23 € 1.621,33 €

Bilanzsumme Aktivseite 588.505,20 € 472.691,15 €

Passivseite 2019 2018

A. 	 Eigenkapital

	 Eigenkapital am Anfang des Jahres 29.636,48 € 35.296,55 €

	 Jahresüberschuss Geschäftsjahr 1.914,57 € −5660,07 €

	 Verbleiben 31.551,05 € 29.636,48 €

	 Eigenkapital am Ende des Jahres 31.551,05 € 29.636,48 €

B. 	 Sonderposten aus Zuwendung zur Finanzierung des Anlagevermögens

 	 Sonderposten aus Zuwendung zur Finanzierung des Anlagevermögens 94.398,95 € 59.135,91 €

C. 	 Sonstige Rückstellungen

 	 Sonstige Rückstellungen 71.174,48 € 68.763,39 €

D. 	 Sonstige Verbindlichkeiten

 	 Sonstige Verbindlichkeiten 391.380,72 € 315.125,37 €

E. 	 Passive Rechnungsabgrenzung

 	 Passive Rechnungsabgrenzung 0,00 € 30,00 €

Bilanzsumme Passivseite 588.505,20 € 472,691,15 €
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GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 2019
Erträge 2019 2018

Einnahmen aus Zuwendungen 2.651.087,63 € 2.373.860,99 €

	 Institutioneller Haushalt 1.179.000,00 € 1.179.000,00 €

	 Projektförderungen/sonstige Zuschüsse 1.472.087,63 € 1.194.860,99 €

Einnahmen aus Beratungen und Vorträgen 223.675,65 € 194.739,27 €

Einnahmen aus Veröffentlichungen und sonstige Einnahmen 13.272,64 € 10.814,64 €

Abmahnungen 7.722,24 € 10.596,48 €

Vertragsstrafen 12.000,00 € 9.053,65 €

Prozesskostenerstattungen 12.853,40 € 11.438,13 €

Mitgliedsbeiträge und Spenden 22.731,04 € 22.761,81 €

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 30.423,59 € 27.282,40 €

Erträge aus der Auflösung von Verbindlichkeiten 820,49 € 4.407,48 €

Summe Erträge 2.974.586,68 € 2.664.954,85 €

Aufwendungen 2019 2018

Personalkosten 2.073.138,51 € 1.908.141,77 €

Miet- und Nebenkosten 227.716,67 € 198.040,23 €

Versicherungen 3.494,15 € 2.311,66 €

Beiträge 684,25 € 684,25 €

IT-Ausstattung inkl. Wartungskosten 14.735,00 € 26.120,83 €

Werbekosten 145.998,15 € 157.080,19 €

Reisekosten 9.619,44 € 7.328,01 €

Porto, Telefon und Internet 18.571,79 € 17.425,54 €

Büro- und Verbrauchsmaterial 12.064,54 € 12.292,66 €

Fachliteratur 10.090,94 € 11.499,46 €

Fortbildungskosten 10.216,15 € 9.501,68 €

Rechts- und Beratungskosten, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 1.888,38 € 1.833,60 €

Prozesskosten - UWG 23.033,76 € 14.276,57 €

Abschreibungen 57.635,89 € 49.547,11 €

sonstige betriebliche Kosten 38.047,89 € 15.782,04 €

Sonstige Rückstellungen 253.581,31 € 223.218,33 €

Aufwand aus der Zuführung zum Sonderposten 65.686,63 € 15.123,43 €

Forderungsverlust 343,02 € 407,56 €

Steuern 6.125,64 € 0,00 €

Summe Aufwendungen 2.972.672,11 € 2.670.614,92 €

Ergebnis 1.914,57 € -5.660,07 €
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ÖFFNUNGSZEITEN UND BERATUNGSTERMINE
Öffnungszeiten

Montag� 9:00 – 13:00 Uhr
Dienstag� 8:00 – 16:30 Uhr
Mittwoch� 9:00 – 19:00 Uhr
Donnerstag� 9:00 – 19:00 Uhr
Freitag� 9:00 – 16:30 Uhr

Zu diesen Zeiten können Sie Publikationen und Testhef-
te erwerben sowie persönliche Beratungstermine ver-
einbaren.

Ausführliche Informationen zu unseren Beratungszei-
ten und Entgelten finden Sie auf unserer Webseite unter
www.vz-bln.de/beratung-be

Online-Terminvergabe

www.vz-bln.de/beratung-be/terminbuchung

Terminvereinbarung für die persönliche 
Beratung unter 030 214 85-0

Montag bis Freitag� 10:00 – 16:00 Uhr

Telefonische Verbraucherrechtsberatung 
unter 0900 1 88 77-100*

Montag, Mittwoch und Freitag � 10:00 – 13:00 Uhr
Mittwoch� 15:00 – 18:00 Uhr

* 1,86 Euro/Min. aus dem deutschen Festnetz. Aus dem 
Mobilfunknetz können sich abweichende Gebühren er-
geben.
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